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FRANZ TERMER: 


DIE GEOPOLITISCHE BEDEUTUNG DES KLIMAS 
FÜR DIE AUSWANDERUNG NACH DEN TROPEN 


In der Gegenwart ist das Auswanderungsproblem in den verschiedenen Staaten 

Europas besonders dringlich geworden, eine Erscheinung, deren Gründe keiner 
_ weiteren Erklärung hier bedürfen, da sieihren Ursprung in den bekannten wirt- 
_ schaftlichen, sozialen und bevölkerungspolitischen Zuständen der Nachkriegszeit 
haben. Aus der Mehrzahl der Länder unseres Kontinentes liegen Berichte über 


modernen Bewegung erkennen lassen. Unsere Heimat selbst kann dafür als ein 
ebenso naheliegendes wie eindrucksvolles Beispiel dienen. Waren doch im Jahre 
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1923 über vier mal mehr Auswanderer zu zählen als im Jahre 1913. Damals vor 
dem Kriege belief sich ihre Zahl auf 25843, jetzt nach demselben ist sie auf 115 416 
hinaufgeschnellt. Und gerade diese Ziffer des letztvergangenen Jahres ist um so 
_ beachtenswerter, wenn man sie mit jener von 1922 vergleicht, wo 36527 Deutsche 
' das Reich verließen. Ähnlich, ja vielleicht noch schlimmer, liegen die Verhält- 
Bi: in Italien, in England, während andere Staaten wie Spanien oder Frankreich 
"noch nicht solche Summen aufweisen. 


Je größer nun die Anzahl von Staatsbürgern ist, die ihre Heimat dauernd ver- 
"lassen, um sich in einem fremden Gebiete anzusiedeln, desto mehr erhält eine der- 
€ artige Bewegung eine politische Bedeutung, einerlei ob dabei die Auswanderer 

ihre Staatsangehörigkeit gewollt oder ungewollt verlieren oder ob sie staatsrecht- 
lich mit ihr auch weiterhin noch in engerer Verbindung bleiben. Zwiefach ist 
"diese Bedeutung insofern, als sie sowohl für das Einwanderungs- wie für das Aus- 
_ wanderungsland besteht. Hierin sind mancherlei Konfliktstoffe eingeschlossen, 
sei es daß zwischen den Interessen von Ursprungs- und Bestimmungsland politische 
Differenzen bestehen, sei es daß sich mit der Wanderungsbewegung bestimmte 
kulturliche Tendenzen eines dieser Länder verknüpfen. Letzteres etwa in Fällen, 
wie sich einer gerade jetzt in Italien auszuprägen beginnt, wo man es gern sehen 
"würde, daß die Emigranten in ihrer neuen Heimat die Kenntnis italienischer In- 
dustrieerzeugnisse in großem Umfange verbreiteten. Eine Kulturpropaganda soll 
also damit verbunden sein. Auf der anderen Seite sehen wir heute Interessen- 
gegensätze besonders scharf zwischen den Vereinigten Staaten und fast allen Haupt- 
auswanderungsländern der Alten Welt hervortreten, Italien, die Ost- und Südost- 
europäischen Staaten, Japan undChina. Ihren Ausgleich findet die Spannung darin, 
daß andere Gebiete dafür eintreten, in die sich der Strom der Wanderer ergießt. 
Die Gegenwart hat dazu in erster Linie die Südamerikanischen Staaten bestimmt, 
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eine stetige Zunahme der Auswandernden vor, die die ganze Tragweite dieser | 
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in zweiter und dritter Linie und vielleicht erst in einer späteren Zukunft werden _ 
noch Gebiete in größerem Ausmaße hinzukommen, wie etwa Canada, Rußland 
und Afrikanische Länder. 

Im Einzelnen soll diesen auf politischem Gebiete gelegenen Fragen hier nicht näher 
getreten werden. Es verlohnt sich aber, sie einmal unter geopolitischen Gesichts- H 
punkten zu betrachten und speziell unter einem der wichtigsten, der Beziehung 
zwischen Klima und Auswanderung in die Tropen. Der Einfluß des Klimas auf 
Staat und Volk ist oft schon behandelt worden, und seine politisch-geographische 
Bedeutung hat Friedrich Ratzel hervorgehoben (Politische Geographie 2. Aufl. 
1903 8.282 ff.). Auf die Lage des Staates weist er dort als besonders wichtig für 
seine politisch-geographische Bedeutung hin. 

Sehen wir uns daraufhin die Auswanderungs- und Einwanderungsstaaten der 
Gegenwart an, dann finden wir jene vorwiegend in den gemäßigten Breiten der 
nördlichen Halbkugel gelegen und nur mit einigen Ausläufern in die den wärmeren 
Subtropen sich nähernden Himmelsstriche hineinragen, diese dagegen zwar eben- 
falls in den gleichen Zonen auf der nämlichen Halbkugel, dazu aber auch in den 
gemäßigten und warmen Breiten der südlichen Hemisphäre angeordnet. Verfolgt 
man die geschichtlichen Anfänge der Ausbreitung abendländischer Nationen über 
die Welt im Zeitalter der Entdeckungen und in den unmittelbar darauf folgenden 
Jahrzehnten, dann sind es zunächst die warmen Klimagebiete, die bevorzugt werden. 
Die Tropen der Alten und der Neuen Welt sind das erstrebte Ziel, die Inselwelt 
Hinterindiens und die Hochgebirge Mittel- und Südamerikas mit ihren Nachbar- 
zonen nebst Brasilien. Schwere Opfer haben die Völker, die damals den Haupt- 
anteil an dieser Bewegung hatten, Spanier, Portugiesen, Holländer, zahlen müssen. 
Die alten Berichte über so manches Unternehmen in den amerikanischen Tropen 
führen in ihrer anschaulichen Weise entsetzliche Bilder von Elend und Ent- 
behrungen vor Augen, die den Heroismus dieser Menschen bewundern lassen. Zu 
den aufreibenden Kämpfen mit kriegerischen Eingeborenen gesellt sich das Ringen 
mit dem Klima und allen seinen schlimmen Folgeerscheinungen an Krankheiten 
und Tod. Und dieses Ringen zieht wie ein roter Faden durch die Kolonialgeschichte 
der folgenden Jahrhunderte bis in die neueste Zeit hinein sich hindurch. In Amerika 
lagen die Verhältnisse damals schon insofern etwas günstiger, als die für die Wirt- 
schaft wertvollsten Gebiete zugleich in den kühleren, edelmetallreichen Hoch- 
ländern gelegen waren, deren Klima in mancher Hinsicht gerade für die Süd- 
europäer durchaus zuträglich war. Sie bildeten auch schon damals in gleicher 
Weise wie heute Rückzugsgebiete für die in den feuchtheißen äußerst ungesunden 
Küstentiefländern sich aufhaltenden Weißen, auf die sie sich zur Kräftigung ihrer 
Gesundheit begeben konnten. Das Vorhandensein von Hochgebirgen in den Tro- 
pen ıst immer und überall ein sehr wichtiger geopolitischer Faktor, der auch 
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_ heute stets eine ganz besondere Berücksichtigung verlangt, ebenso wie übrigens 
‚ auch offene tropische Landschaften geopolitisch von größerer Wichtigkeit als 
tropische Waldgebiete sind (Plehn). 
Zur Erläuterung der Ausführungen mögen aus älteren Berichten hier zwei 
' Stellen angefügt sein, die die Verhältnisse im 16. Jahrhundert charakterisieren. 
John Chilton, einer der wenigen Engländer, die in der spanischen Kolonialzeit im 
16. Jahrhundert nach Mexiko kamen, erzählt von Vera Cruz: „In dieser Stadt 
wird niemals eine Frau entbunden. Denn sobald sie sich schwanger fühlen, bringt 
man sie aufs Hochland, um die Gefahren von Seiten der verpesteten Luft zu ver- 
meiden, obwohl man an jedem Morgen an die 2000 Stück Rindvieh durch die 
Stadt zu treiben pflegt, um die üblen Ausdünstungen des Erdreiches fortzubringen “ 
(John Chilton, Travels in Mexiko 1568—85. Bei Beazley, Arber: An English 
Garner Westminster 1903 I. S. 265). Die Tatsache einer äußerst hohen Sterblich- 
keit des Nachwuchses von weißen Einwanderern in den Tropen hat sich schon in 
den ersten Zeiten der spanischen Konquista offenbart. Und Ähnliches wie aus 
Mexiko hören wir vom Jahre 1578 aus englischem Munde über die Landenge von 
. Panama. Es handelt sich um die im Tieflande einst gegründete Niederlassung 
Nombre de Dios. Da heißt es: „In den Häusern von Venta Cruz fanden wir drei 
“ Frauen, die vor kurzem dort entbunden worden waren, obgleich ihre Wohnungen 
- in Nombre de Dios lagen. Der Grund hierfür war, wie man uns mitteilte, der, 
daß man seit längerer Zeit beobachtet hatte, daß keine spanische oder überhaupt 
weiße Frau je in Nombre de Dios mit hinreichender Sicherheit entbunden werden 
könnte, sondern daß sie vielmehr innerhalb von zwei oder drei Tagen stürben. 
Wenn sie aber andererseits vor der Niederkunft nach Venta Cruz oder Panama 
‚auf fünf bis sechs Jahre gebracht würden und hernach wieder nach Nombre de 
Dios zurück, sie da ebenso gesund leben könnten wie in jedem anderen Orte. Vor- 
aussetzung aber wäre, daß sie im ersten oder zweiten Monat Krankheiten ent- 
gangen wären. Gleichwohl könneein Fremder, wieman behauptet, esdortnichtlange 
aushalten ohne ernste Gefahren vor Tod und sehr schweren Krankheiten.“ (Nichols, 
SirFrancisDrake reviewed. Bei R. Beazley, An English|Garner I. c. 11. 8.276 f.). Die 
wunde Stelle aller Tropenbesiedelung durch Europäer tritt in diesen alten Mittei- 
lungen deutlich zu tage. Klima und lebensfähige Nachkommenschaft ist ein wich- 
tiges geopolitisches Problem innerhalb der hier behandelten Frage, vielleicht das 
wichtigste, das zu lösen ist, wenn man nichttropische Bevölkerungselemente in den 
Tropen dauernd ansiedeln will. Ist die Säuglingssterblichkeit schon unter den 
dem Klima angepaßten farbigen Eingeborenen hoch, wie das die interessanten 
nnd belehrenden Untersuchungen von C. Ittameier und H. Feldmann für Deutsch- 
Ost-Afrika (Wissenschaftliche Beiträge zur Frage der Erhaltung und Vermehrung 
der Eingeborenen-Bevölkerung. Hamburg 1923) und die Mitteilungen vieler Rei- 
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sender aus dem tropischen Südamerika erwiesen haben, so wird sie doch in ge- 
wisser Weise durch eine im allgemeinen nicht erheblich verringerte Fruchtbarkeit 
dieser Völker einigermaßen wett gemacht. Freilich entfällt auch dieser Ausgleich 
überall da, wo die moderne Zivilisation ihre schädlichen Gifte dem Eingeborenen 
einimpft. Bei den Einwanderern aus gemäßigten Breiten erlischt jedoch die 
Fähigkeit zur Erzeugung des Nachwuchses bereits in der zweiten, sicher in der 
dritten Generation. 

So wäre damit eigentlich vom Standpunkte der europäischen Einwanderung 
aus der Stab über die Tropen gebrochen, und ihre klimatischen Verhältnisse wären 
ein negativer Faktor in ihrer geopolitischen Bedeutung. Aber mit der zunehmenden 
Auswandererbewegung und den sich damit verkleinernden Flächen wirtschaftlich 
und klimatisch in gleicher Weise geeigneter Gebiete nimmt das Bestreben, der 
Kampf der Weißen zu, dennoch diese Länder dauernd in Besitz zu nehmen. Der 
Zukunft bleibt sein Austrag vorerst noch vorbehalten. Wie er erfolgreich gestaltet 
werden könnte, dafür zeigt sich-nach den bisher gemachten Erfahrungen ein viel 
versprechender Weg; langsam, generationenweise vor sich gehende Anpassung an 
das Klima durch allmähliche schrittweise Annäherung an die tropischen Siedelungs- 
gebiete durch die Subtropen hindurch. 

Die politischen Verhältnisse auf der Erde und die natürliche Anordnung der 
Ländergebiete bringen es mit sich, daß heute und in Zukunft nur die südliche Halb- 
kugel für diese Bewegung in nennenswertem Umfange in Frage kommt. Und es 
sind hier drei Gebiete, in denen praktische Erfahrungen nach dieser Richtung hin 
vorliegen: Queensland, Brasilien und Südafrika. In jenen Ländern ist seit längerem 
eine weiße Einwandererbevölkerung europäischer Herkunft ansässig, die sich dem 
subtropischen Klima und durch langsames Vordringen auch zum Teil schon dem 
tropischen Klima angepaßt hat, so daß z. B. in Queensland Weiße die Feldarbeit 
im Freien verrichten können. Ob dieses Vordringen vorläufig nur einen auf be- 
stimmte Volkseinheiten beschränkten Erfolg haben oder ob es auch einst für 
ganze Völker von Erfolg sein wird, muß die kommende Zeit erweisen. Jedenfalls 
dürfen wir bis heute das langsame Vorrücken, das „petit acclimatement“, als die 
geopolitisch aussichtsreichste Lösung des Problems dauernder Anpassung von 
Auswanderern an ein ihnen an sich unzuträgliches Klıma bezeichnen. Selbstver- 
ständlich werden dabei die Wanderer aus den wärmeren Gegenden Europas, also 
beispielsweise die Romanen, schon von Haus aus siedelungsgeeigneter für wärmere 
Gebiete sein als die aus den kühleren Gebieten stammenden germanischen Völker 
Mittel- und Nordeuropas. Das zeigt sich gegenwärtig in Brasilien, wo in den 
Fabriken des tropischen Teils durchweg das einheimische Arbeiterelement, in 
denen von Sao Paolo bis nach Rio Grande do Sul hinab aber das eingewanderte 
in der Überzahl ist. Und auch bei diesem sind es hauptsächlich die Italiener, die 
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- in den tropennäheren Bezirken tätig sind, während die Deutschen auf die süd- 
- lichen sich mehr beschränken. — 
Fragen der Akklimatisation lassen sich verdeutlichen durch vergleichende Be- 
 trachtung der Temperaturen der betreffenden Länder. Und so möge auch hier 
zu dem Gesagten eine vergleichende Temperaturtabelle über die heutigen Haupt- 
einwanderungsländer und Hauptauswanderungsländer angefügt sein, nach den 
Mittelwerten, wie sie J. v. Hann in seinem Handbuch der Klimatologie gegeben 
hat. Die Auswahl erfolgte so, daß Orte aus den Ländern mit starker Wander- 
bewegung in der Gegenwart in Europa (England, Deutschland, Südosteuropa, 
Italien, Spanien) solchen von den tropischen Einwanderungsländern gegenüber- 
gestellt wurden, die in letzter Zeit immer als solche genannt zu werden pflegen. 
Besonders dabei sind zu beachten die Jahresmittel, die Extreme, die jährliche 
mittlere Temperaturschwankung und die wärmsten und kühlsten Monate. Der 
Raum gestattet nur diese kurzen Hinweise, so daß die Ausführungen nur auf die 
hier vorhandenen Probleme in großen Zügen aufmerksam machen können unter 
Betonung ihrer Wichtigkeit für die geopolitische Bedeutung der Tropen im all- 


gemeinen. — 


Im einzelnen unterrichtet über diese Fragen K. SAPPER, 
Auswanderung und Tropenakklimatisation, Würzburg 1921. 
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Einwanderungsgebiete: 


Subtropen Tropen 
Ort 2.2.2.2... Sidney 33 51° Grande do Sul 32 0° Kimberley 28 43° Neu-Freiburg 22 19’ 
a L—————————————————————————————— ne seen 
Januar men en, 21,9 22,78 8 23,9 20,3 
Rebruaren nee, 21,7 22,8 2323 20,2 
Mar 20,7 21,9 20,4 197 
April Eu el zaite 18,1 18,6 16,5 1 7,8 
Mae 147 14,8 12,2 15,9 
Junior: 12,4 12,4° 9,3 13,8, 
Bull ee. I 12,8 0% 14,1 
Aumustn ee 12,7 13,0 12,2 14,2 
September... . 14,9 14,2 16,2 15,6 
Oktober au. rn 1755 16,2 19,9 1733 
November .... 194 19,9 A258 18,8 
Dezember... . . 2151 2,7 23,9 20,3 
Jahre 20, Bere 1752 21755 1754 1733 
Schwankung ... 10,6 10,8 14,6 6,7 
N —_ — 3,5 — 6,7 3,8 
VD - Fl 42,5 30,2 
Einwanderungsgebiete: Tropen 
One ee Kakonda 13.44.s:B. Tabora 5 3’ s.B. Manaos 3 8° s.B. 
Tanuarsch ana ne 21,6 22,0 29,8 
Februar RT REE 2154 22,2 25,6 
aa Le en ee 20,4 21,9 %n55 
DIR 20,5 21,6 25,6 
aaa 19,9 21,6 25,8 
un Bee ee > 17,6 ie 21,2 26,0 
Juli SCHNEE al u; jet ven te.Nte 18,6 21,2 26,0 
August 19,9 22,9 26,2 
Depiermbern 19,2 24,4 26,5 
> E) gi 
RlObern 21,2 25,4 26,7 
November . . .. .. 20,4 242 = 
/» 

Dezember TEN 19,4 22,0 26,5 
N ne 20,5 22.5 6 
Schwankung . . en E 3 2 je 

2 er gi 1,9 
u . 9,5 10,4 20,0 
a x T. . . . . ” . R 
rn a ne nn 35,3 


K 
a Auswanderungsgebiete: Gemäßigte Zone 
Ort ......... Liverpool 53 24° Göttingen 51 32° Nürnberg 49 27° Bukarest 44 25’ 
awar.! 1.4.42 : A — 0,1" — 1,5* — 3,6* 
Bebruar . ..00% 4,6 0,8 — 0,1 — 15 
NE 5,4 30 3,2 4,3 
Il es Bere 1 7,8 8,0 11,0 
N 10,7 12,2 12,3 16,3 
ST N 247 14,1 16,1 16,1 20,1 
A 154 Id > 1758 22,8 
But  . ..... 15,4 16,6 17,0 21,9 
ESeptember ... . 13.3 13,4 13,3 17,6 
Mäinber ... , .. 94 8,8 8,0 12,0 
November... . 6,8 3,9 2,6 437 
Dezember. „2... 4,6 0,4 — 1,1 — 1,0 
a 9,3 8,3 8,0 10,4 
Behwke.ni.2'.. . 11,3 17,5 19,3 26,4 
En — 12,8 — 17:9 — 18,2 — 19,6 
ne I 0 A a a 
Auswanderungsgebiete: Einwanderungsgebiete: 
Gemäßigte Zone. Gemäßigte Zone Subtropen 
ET RE ET DR er 
Rnuarı. rei Bar 11,9* 13,97 14,7* 23,1 
kebmar . 0.7. 9,1 13,3 14,1 14,6 32,8 
VE ee u BR 10,8 15,3 12,0 13,0 20,9 
April BR 50 13,8 1757 9,0 10,8 16,6 
en ee ne 17,6 20,9 4,9 9,0 13,3 
Ba... .; 21,3 25,6 1,2 7 10,6 
ul 24,2 29,9 0,6* Ge 10,1* 
August ...... 23,9 294 3,5 79 11,3 
September ... . 21,0 25,6 6,1 8,6 13,4 
ktober sn 20.00 17,5 20,2 8,8 10,3 16,1 
November . .. . 12,6 15,6 11,4 12,2 19,6 
Dezember. . . . . 9,3 11,6 12,9 13,9 21,9 
EN 15,8 19,6 8,4 10,8 16,6 
Schwkers we 16,0 18,2 15,3 754 13,0 
NR a a er 2 0,2 — 170 — 0,9 50 
Extir. a 37,3 46,5 33,0 26,0 39,9 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
ZUR GENFER ZONEN-FRAGE 


Man kann wohl sagen, daß die allgemeine geopolitische Entwicklung Europas 
in den letzten Jahrhunderten in der Richtung der Zusammenfassung kleinerer 
geographischer Gebilde zu zusammenhängenden politischen Räumen gegangen 
sei — wenn man sich auch fragen kann, ob diese Entwicklung nicht schon zu 
einem gewissen Abschluß gelangt, ja in weiten Teilen Europas bereits wieder 
rückläufig geworden ist, so daß man in dem Europa des 20. Jahrhunderts wieder 
mehr mit Zersplitterung, als mit Zusammenfassung rechnen müßte. Manche 
politisch-geographischen Linien von Versailles weisen nach dieser Richtung. Wie 
aber auch die Dinge sich in Zukunft gestalten mögen, — zweifellos finden sich 
auch heute noch geopolitische Relikt-Zustände aus der Zeit vorwiegender Zu- 
sammenfassung; und zwar sind sie umsomehr noch heute wirksam, je weniger 
befriedigend sie für die einer politischen Zusammenfassung geopferten kleineren, 
geographisch begründeten staatlichen Bildungen waren. Solche Angliederungen, 
die z. B. die Ära der französischen Revolution in reichem Maße brachte, konnten 
ohne nachhaltige Schwierigkeiten vollzogen werden, wo die geographischen Grund- 
lagen des angegliederten denen des angliedernden Staatswesens einigermaßen 
gleich oder ähnlich waren, oder wo doch wichtige Teile des Großen dem Wesen 
des Kleinen verwandt waren. Wo solche gemeinsame Grundlagen aber fehlten, 
da ergaben sich geopolitische Reibungsflächen, die noch lange nachwirkten, oft 
noch in Perioden, denen die Kenntnis der ursprünglichen Zusammenhänge schon 
aus dem lebendigen Bewußtsein ganz oder teilweise entschwunden war. 

Eine solche geopolitische Reibungsfläche findet sich in den Landschaften süd- 
lich des Genfersees, in dem 1860 französisch gewordenen Savoyen; sie ist in 
jüngster Zeit auch aktiv-politisch stark in Erscheinung getreten — und es ist von 
mehr als einem Gesichtspunkt aus interessant, sie auf ihre geographisch-historische 
Entstehung hin zu prüfen. 

Es handelt sich neben der kleinen Jura-Landschaft Gex hier um die — 
abgesehen von den Landschaften der Dauphine — beiden am stärksten hoch- 
gebirgsbestimmten Departements Frankreichs: Savoyen und Hochsavoyen. Nun 
ist das Verhältnis zwischen Hochgebirgsstaaten und mehr oder weniger in der 
Ebene gelegenen, wenn sie zu einem politischen Gebilde zusammengefaßt sind, 
nie ein einfaches, auch und gerade dann nicht, wenn Hochgebirgsgebiete und 
andere darin einigermaßen gleich verteilt sind: die Geschichte der Schweiz mit 
ihrem fortwährenden Gegensatz zwischen den Urkantonen und den Vorland- 
städten Bern und Zürich bietet ein einziges großes Beispiel dafür, ebenso gehört 
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hierher z. B. die Rolle, die die spanischen Gebirgsgebiete, speziell die baskischen, 
im Verlauf der zahlreichen Revolutionen des 19. Jahrhunderts gespielt haben. 
_ Wird nun aber ein verhältnismäßig kleines Gebirgsgebiet von einem anderen 
großen, geographisch wesensfremden Staatswesen aufgenommen, so kann ein 
Ausgleich der politisch-geographischen Gründrichtungen (wie er z.B. der Politik 
‚der Schweiz doch immer wieder ihr Gepräge gibt) natürlich nicht in Frage 
kommen: das kleine, in seiner Bevölkerungszahl auch relativ gegenüber dem 
' Hauptland im Nachteil befindliche Gebirgsland muß darauf verzichten, in dauern- 
der Einwirkung seine geographische Wesenheit zur Geltung zu bringen. Und 
‚diese Wesenheit tritt dann nur in Krisenmomenten plötzlich bestimmend auf, sei 
“es, daß das Land selbst sich auf seine politisch-geographische Eigenart besinnt 
(wie etwa das Tirol von 1809 innerhalb der Habsburgischen Monarchie, oder 
einzelne Schweizer Tallandschaften in den Kämpfen der Helvetik), sei es, daß an 
eben diese Sonderart geknüpfte, anscheinend geopolitisch tote, internationale 


Bindungen und Verträge — oder auch Vertragsverletzungen! — wieder Leben 
gewinnen, und das politische Antlitz des betreffenden Stückes Erdoberfläche be- 
stimmend beeinflussen. 

Ein Fall dieser Art liegt mit dem Französisch-Schweizer Zonenkonflikt vor uns. 
Die staatsrechtlich-historische Seite, durch die Verhandlungen der letzten Jahre 
‚stark kompliziert, braucht hier nur so weit berührt werden, als sie für die Er- 
fassung des geopolitisch Wesentlichen unentbehrlich ist. Dabei ist festzuhalten, 
daß der gegenwärtige Konflikt sich zwar auf wirtschaftspolitischem Gebiete ab- 
spielt — damit aber nur eine, und vielleicht nicht einmal die wichtigste Seite der 
Frage anschneidet. Neben den wirtschaftlichen Freizonen stand nämlich bis 1919 
die räumlich noch weiter ausgedehnte savoyische Neutralität!) — und das ganze 
Problem kann geopolitisch richtig nur dann gesehen werden, wenn dieser speziell 
militär- und allgemein politische Komplex in der Betrachtung mit eingeschlossen, 
ja ihr zugrunde gelegt wird. 

Welche durch die ganze Geschichte der Gebiete um den Montblanc und 
den Genfersee verfolgbaren politisch-geographischen Dauermotive liegen nun dem 
als „Zonenfrage“ bezeichneten, auf die Verträge von 1815 zurückgehenden ?) 
Konflikt zwischen Frankreich und der Schweiz zugrunde? 

Für die Staatenentwicklung in Gebirgsgebieten spielt eine größere Rolle, als in 
anderen Landschaftstypen, die Differenzierung des Landes nach Verkehrsgunst 
und Verkehrsfeindlichkeit. Man wird also bei allen größeren politischen Bildungen 
in den Alpen nach der Beziehung zu den Verkehrslinien suchen müssen, wıll man 
ihre geopolitischen Grundlagen verstehen. Dabei können natürlich die Ergebnisse 
negativ und positiv ausfallen: negativ bei solchen staatlichen Bildungen, denen 
gerade die Abwesenheit größerer ee Hrilinient, die Entlegenheit vom Durch- 
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gangsverkehr, ihr selbständiges, oft durch Jahrhunderte unverändertes Dasein. 


gewährleistet hat; positiv bei allen denjenigen, die ihre Bedeutung über den 
lokalen Rahmen hinaus gerade der Beherrschung wichtiger Verkehrsstrecken ver- 
danken. Zu einem solchen Staatswesen, zu einem „Paßstaat“®) gehörten auch bis 
ı860 die Landschaften um die Arve, die obere Isere und den Arc, die Wiegen- 
gebiete des Hauses Savoyen. Die Bedeutung dieser oberen Tallandschaften lag also 
in ihrer Beherrschung der westlichen Zugangslinien zu den hauptsächlichen Über- 
gängen über die Westalpen: Kl. St. Bernhard und Mt. Cenis. Auf diesen beiden 
Pässen ist die staatliche Stellung von Savoyen-Piemont aufgebaut gewesen und 
den Tallandschaften der Maurienne und der Tarantaise im Westen entsprachen 
diejenigen der Dora Baltea und der Dora Riparia im Osten, als Sammellinien des 
Verkehrs vor dem Aufstieg zur Überschreitung der Hauptwasserscheide. 

So weisen wesentliche geopolitische Grundzüge der Lage Savoyens auf die Ver- 
bindung nach Osten; und diese sind sogar stark genug gewesen, um hier in den 
Westalpen die Wanderung ein und desselben Staatswesens und ein und derselben 
Dynastie über den Alpenkamm hinweg zu ermöglichen. 

Der anthropogeographischen und geopolitischen Bedeutung der Paßlinien, die 
nach Osten weisen und auf der Verkehrsbedeutung relativ dünn besiedelter, aber 
— angesichts ihres Durchquerens völlig anökumenischer Gebiete — um so wich- 
tigerer Strecken beruht, steht nun aber noch ein anderes geopolitisches Zentrum 
gegenüber, das der Entwicklung Savoyens seine Wege gewiesen hat: das Gebiet 
des Genfersees, ein Zentrum sowohl des Verkehrs wie der Siedlung. Die letztere 
hat gegenüber den ärmeren Gebieten der Hochalpen die reichgesegneten Seeufer 
stets bevorzugt, und damit das geopolitische Gewicht vermehrt, das jede größere 
Wasserfläche als verbindendes Mittel für den Zusammenhalt ihrer Umgebung von 
vornherein hat (vergl. die vielen kleineren und größeren staatlichen Bildungen 
um ein mehr oder weniger abgeschlossenes und beherrschtes Wasserbecken herum: 
von den frühamerikanischen Reichen um den See von Mexiko und den Titicaca, 
und dem alten um den Bodensee gelagerten Herzogtum Schwaben bis zu den 
großen Reichsbildungen Schwedens oder Japans, und den neuesten, in gleicher 
Richtung, wenn auch mit weniger Erfolg sich bewegenden Versuchen Italiens und 
Griechenlands in Adria und Ägäis!). 

Der Verkehr aber fand im Genfersee-Gebiet die Stelle, wo sich die Linien des 
sich verengenden Alpenvorlandes und des Jura-Randes mit denen des Rhone-Tales 
und der alpinen Quer-Übergänge kreuzten und verbanden. 

Zwischen diesen beiden, geopolitisch aktiven Gebieten: der eigentlichen Hoch- 
alpenlandschaft mit den Pässen und den oberen Flußläufen und Talstrecken beider- 
seits, und der Landschaft um den Genfersee ergaben sich mannigfache Beziehungen. 
Dabei ist aber festzustellen, daß zwischen beiden eine überzeugende, ja nur eine 
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E Verbindung vor allem verkehrsgeographischer Art fehlt: Die hindernde 
ellung des Montblanc-Massivs wird darin deutlich, daß die direkte Verbindung 
zwischen Oberitalien (und damit auch den nördlichen Teilen von Piemont) und dem 
Genfersee den Paß des Gr. St. Bernhard benutzte, also das eigentliche Savoyen 
umging. Mit der im Interesse der Verbindung mit dem Genferseegebiet erfolgten 
Einfügung des Gr. St. Bernhard in den Bau des savoyisch-piemontesischen Staates, 
die im Mittelalter durch die Beherrschung des Unterwallis zeitweilig gelang, war 
also eine Zurückdrängung der geopolitischen Hauptbedeutung der eigentlichen 
savoyischen Stammlande verbunden. So ließen sich die geopolitischen Bedürfnisse 
der see- und der paß-bestimmten Teile des savoyisch-piemontesischen Staates von 
vornherein nicht zu völliger Übereinstimmung bringen — und damit ergab sich 
für seine Weiterentwicklung von Anfang an ein Dualismus des Wachstums, der 
sein Schicksal, und vor allem das Schicksal der savoyischen Stammlande, ent- 
scheidend beeinflußt hat. 

Der Versuch, um den Genfersee herum zu voller staatlicher Entwicklung zu 
gelangen, stieß auf den Widerstand der nordöstlich benachbarten Vorlandmächte, 
vor allem Berns, und führte, nach anfänglichem Erfolg, im Verlauf des Spät- 
mittelalters und endgültig zur Zeit der größten Schweizer Machtentfaltung um 
1500 zu völligem Rückzug vor der Eidgenossenschaft. Dieser brachte neben dem 
Verlust der Herrschaft über das nördliche Seeufer, das Unterwallis und damit die 
lebenswichtige St. Bernhard-Straße sogar ein zeitweises Übergreifen Berns nach 
dem Südufer des Genfersees. Aber auch dieser Gegenstoß hatte keine festhaltende 
Dauerkraft: die geopolitische Einheit der Genfersee-Landschaft ist damit in ihrer 
staatlichen Ausprägungsform zerstört. Daß sie trotzdem noch weitergewirkt hat, 
und heute noch weiterwirkt, bildet den Untergrund des heutigen Zonenkonflikts. 

Die vom Genfersee zurückgeworfene, nunmehr italienwärts gerichtete Entfaltung 
des savoyisch-piemontesischen Paßstaates kann hier nicht verfolgt werden: sie 
hat schließlich zur Aufrichtung des italienischen Nationalstaats, zurVerkümmerung 
und endlich zur Aufgabe der savoyischen Stammprovinzen geführt. Freilich hat 
sich diese Entwicklung nicht auf einen Schlag vollzogen: schon bei jeder vorüber- 
gehenden Aufhebung der staatsrechtlich geordneten Verhältnisse in diesem Teil 
Europas, d. h. bei jedem zugleich Frankreich und Italien berührenden Krieg der 
Neuzeit, ist Savoyen von Frankreich her zumindest stets bedroht, fast immer 
wenigstens für einige Jahre besetzt, d.h. de facto annektiert worden. 

Eine der längsten dieser zeitweiligen Angliederungen an Frankreich fällt in 
die napoleonische Epoche — und auf diese Zeit geht die jüngste Reaktivierung 
der Frage nach dem politisch - -geographischen Schicksal des Genfersee- Gebietes 
zurück. Der am Südufer des Sees dahinziehende Hauptast der Simplonstraße 
(deren Neubau ja Napoleons Werk ist) war — in Verbindung mit der Herrschaft 
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aber das Wallis — für Frankreich wesentlich zur Beherrschung Italiens. Dadurch, . 
daß der Wiener Kongreß das Wallis aus dem französischen Herrschaftsbereich. 
löste, und ebenso wie das wieder selbständige Genf in die alte Verbindung mit | 
der Eidgenossenschaft zurückließ (somit den Hauptteil wie den Ausgangspunkt | 
der Simplonstraße unter Übergabe an die Schweiz neutralisierte), erhob sich die 

Frage nach dem Schicksal des am Südufer des Genfersees hinziehenden Teil- 

stücks, das in ursprünglichen Savoyischen Landen lag). 

Die an sich geographisch verständigste Lösung — auf dieschon die oben erwähnten 
Entwicklungen aus der Zeit des Kampfes zwischen Bern und Savoyen hindeuteten 
— die Angliederung zumindest des Chablais, vielleicht auch des Faucigny an die 
Schweiz, scheiterte weniger an dem Widerstand des Savoyischen Hauses, als an 
der überlegenen Diplomatie Talleyrands°), deren Spiel durch die mangelnde 
Einigkeit der zeitgenössischen Vertreter in Wien und den Doktrinarismus ihres 
Haupt-Abgesandten nicht gerade erschwert wurde®). So kam es denn zu einem 
Kompromiß, das neben der Neutralisierung Hochsavoyens und einiger angrenzen- 
der Bezirke ( — eine Einrichtung, die auch dem Hause Savoyen genehm war, da 
sie erhebliche militärische Ersparnisse ermöglichte und gleichzeitig wenigstens 
die Illusion einer Sicherheit vor französischen Angriffen gab) einige kleine terri- 
torialeZugeständnisse und wesentliche Erleichterungen für das in seiner exponierten 
Lage als Fast-Enklave wirtschaftlich gefährdete Genf ergab (Freizonen von Gex 
und St. Gingolph; sogenannte „Kleine“ und „Große“ [Chablais und Faucigny um- 
fassende] Savoyische Zone) ?). 

Die Neutralisierung, verbunden mit den wirtschaftlichen „Servituten“ — d.h. 
mehr oder weniger einer Einbuße an der Souveränität der betreffenden Landes- 
teile — war für den Mittelstaat Savoyen wohl ertragbar, zumal sie ja erhebliche 
wirtschaftliche Vorteile für die an den Genfersee grenzenden Landschaften brachte 
(erleichterte Nahrungsmittelversorgung der Stadt Genf durch die umliegenden 
savoyischen Bezirke usw.). Wesentlich anders sahen sich die Dinge von Paris aus 
an, als Frankreich 1860 endgültig seine Hand auf Savoyen gelegt hatte: der 
lokale wirtschaftliche Vorteil kam für Frankreich als Ganzes so gut wie nicht in 
Betracht; um so stärker war man dagegen geneigt, die Neutralisierung, verbunden 
mit dem international garantierten Verzicht auf bestimmte wirtschaftspolitische 
Rechte (Zollgrenze), als lästig, und für eine Großmacht schwer erträglich zu 
empfinden. Das Jahr 1870 hat Frankreich auf ein halbes Jahrhundert daran 
verhindert, in der Richtung auf den Genfersee und die obere Rhonealten Expansions- 
linien geopolitisch nachzugehen, und die Eingliederung der selbständig gewesenen 
Hochgebirgslandschaften der Westalpen in den Gesamtkörper des französischen 
Staatsbaus zu vollenden; mit dem endgültigen Fall der Verträge von 1815 für 
Frankreich ım Versailler Friedensvertrag ergab sich sofort die Erneuerung der 
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alten Stoßrichtung. Dabei fiel in Separatverhandlungen zuerst die Neutralisierung®) 
7 sodaß in Art.435 Abs. ı des Versailler Vertrags die einschlägigen Bestimmungen 
Ans dem Jahre 1815 als überholt bezeichnet werden konnten. Abs.» beseitigte 
dann für die wirtschaftlichen Bestimmungen die internationale Garantie, ohne an 
dem tatsächlichen Zustand zunächst etwas zuändern. Die N euregelung wurde Ver- 
'handlungen zwischen Frankreich und der Schweiz vorbehalten. Wessen Stellung 
dabei die stärkere war, konnte keinen Augenblick zweifelhaft sein — wenn man 
auch nicht sicher sein konnte, daß Frankreich durch einen offensichtlichen Gewalt- 
streich die strittigen Fragen endgültig entscheiden wolle und werde % 

Die Formen dieses Gewaltakts können hier unerörtert bleiben, ebenso wie die 
weitere juristisch-staatsrechtliche oder rein politische Betrachtung der ganzen 
Entwicklung seit 1919. Für die politische Geographie und die Geopolitik, die mit 
gegebenen geographischen Grundtatsachen und Entwicklungslinien zu rechnen 
hat, aber ist ebenso notwendig die Zusammenfassung und das Erkennen von 
typischen Zügen, von allgemeinen Zusammenhängen, wie die Analyse einer ein- 


zelnen politischen Situation oder Handlung. Und darum sei die Zonenfrage jetzt 
noch kurz in ihrer symptomatischen Bedeutung beleuchtet: als ein Teilstück des 
Problems der französischen OÖstgrenze, der „natürlichen Grenzen“ Frankreichs 
eideren Bezeichnung ja zwischen Rhein und Alpen eine gern verschleierte „Lücke“ 
klafft!), und der großen Auseinandersetzung zwischen dem europäischen Westen 
und der europäischen Mitte. 

Die französische Staatsentwicklung beruht — im Gegensatz zur deutschen — 
auf einem verhältnismäßig einheitlichem Naturgebiet, dessen Innerem auf weiten 
Flächen überzeugende Binnengrenzen fehlen. Die frühe Entwicklung eines staat- 
lichen Zentralismus zunächst innerhalb des Seine- und Loire-Gebiets, endlich die 
völlige Zerstörung des alten inneren Gefüges durch die Departements-Einteilung 
der Großen Revolution, sind dadurch stark gefördert, wenn nicht überhaupt 
erst ermöglicht worden. Sonderentwicklungen auf Grund mehr oder weniger 
auffallender geographischer Selbständigkeit sind im eigentlichen Frankreich sehr 
früh ausgelöscht worden (Aquitanien, Bretagne, Normandie — wo die Dinge 
denkbar schwierig lagen!). Je weiter östlich des Seine-Beckens und des Zentral- 
‚Plateaus, um so stärker sind die regionalen Kräfte — analog der immer stärkeren 
Ausbildung geographischer Sonderart in der Landschaft. So haben Maas- und 
Saone-Gebiete relativ lang eine gewisse Selbständigkeit bewahrt (zweifellos liegt 
in dem Rhone-Saone-Graben eine nicht zu unterschätzende Kraft zu selbständiger 
Staatsbildung!). Aber alle diese regionalen politischen Kräfte sind nach und nach 
absorbiert worden; — und der fortgesetzte Verschluckungsvorgang an der fran- 
zösischen Ostgrenze, die auf diese Weise, wenn auch unter Rückschlägen, immer 
weiter in den mitteleuropäischen Raum hinein fortschreitet, ist die Erscheinung, 
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die dem französischen Vorgehen in der Savoyischen Zonenfrage seine europäische 
Bedeutung gibt. 

Talleyrand gegenüber den untereinander hadernden, durch die Sonderwünsche 
ihrer Kantone voneinander getrennten Vertretern der Schweiz auf dem Wiener 
Kongreß — das zentralistisch organisierte Frankreich gegenüber den zersplitterten 
Staaten und Völkern der europäischen Mitte — das ist das gleiche Bild und die 
gleiche Erscheinung. Zweifellos wohnt — eben kraft ihrer geographischen Eigen- 
schaften — den einzelnen Landschaften, ja den einzelnen Gauzellen Mitteleuropas 
eine für ihre Kleinheit recht erhebliche Widerstandskraft inne: das ist eine Lehre, 
die gerade die Einheit des Genfersee-Gebiets erteilen kann. Sie findet sich, wenn auch 
mit kaum verhüllter Ironie, auch in solchen französischen Vorschlägen, die letzten 
Endes darauf hinzielen, statt einer Schweizer Freizone auf französischem Boden 
eine französische auf Schweizer Boden zu schaffen!P). Die Ansätze nach dieser 
Richtung hin sind allerdings durch die Schweizer Volksabstimmung!) von vorn- 
herein niedergeschlagen worden. Daß sie überhaupt vorhanden waren, und in 
französischen Köpfen zweifellos noch weiterhin sind, gibt mehr als alles andere 
einen Fingerzeig nach der Richtung hin, wo französischerseits die Beweggründe 
zu dem ganzen Vorgehen gegen die Schweiz zu suchen sind.... Der neuere 
Imperialismus liebt Methoden „friedlicher Durchdringung“, bevor er zum Gewalt- 
streich ausholt!!2) 

Es ıst eine alte Tatsache, daß der Widerstand einer einzelnen geographischen 
Zelle gegen einen planmäßigen Angriff einer an Raum überlegenen Macht nicht 
ausreicht; und daneben steht die Erfahrung, daß in zellenmäßig organisierten 
Räumen Völker und Staaten ihnen allen gleichermaßen drohende Gefahren 
meistens zu spät erkennen, und selten merken, daß die Not des Nachbarn oft in 
kurzer Frist die eigene wird. Dann aber ist es zur Abwehr häufig zu spät. 

Dieses: „Tua res agitur!“ erkennen zu lehren, und zu rechtzeitiger Abwehr- 
handlung zu befähigen, ist eine Hauptaufgabe der Geopolitik gerade in geographisch 
zersplitterten, zur Enge des politischen Horizontes neigenden Räumen. Und in 
diesem Sinn ist der Zonenkonflikt für Mitteleuropa in mehr als einer Richtung 
lehrreich — eine Leuchte in vergangene Entwicklungen hinein — und eine 
Warnung für die Zukunft! 


ANMERKUNGEN 
‘) Die Grundlage hierzu: Art.92 der Schlußakte 2) HiermußgenerellaufdieSchlußakte desWiener 
des Wiener Kongresses und Art.3 des Pariser Kongresses, auf den Pariser Vertrag vom Noy. 
Vertrags vom 20.Novemb. 1815. Vol.zu diesem 1815 und auf die umfangreiche Literatur über 
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Geschichte der napoleonischen Zeit verwiesen 
werden. 

Der Ausdruck „Paßstaat“, der, von Schulte für 
die Schweiz geprägt, die bekannte Kontroverse 


"mit v.Below hervorgerufen hat, erscheint mir 


für Savoyen durchaus angemessen, und be- 
zeichnet überhaupt einen sonst nicht wohl 
faßbaren, bestimmten politisch-geographischen 
Staatstyp. 

Zur Erläuterung: Vor 1798 war das Genfer 
Territorium in sich zusammenhanglos, und 
durch französisches Gebietvon dem bernischen 
Waadt getrennt. Das Südufer des Sees war 
savoyisch. Wallis war den Eidgenossen zu- 


; gewandtes Gebiet. Zur Zeit der Helvetik sind 


Genf und Savoyen von Frankreich annektiert: 
Wallis ist ein Kanton der Helvetik. Um den 
Weg zum Simplon ganz in die Hand zu be- 
kommen, annektiert Napoleon ı810 dasWallis, 
nachdem es auf sein Geheiß 1802 eine „un- 
abhängige“ Republik geworden war. 1815 
empfängt die Schweiz ihre heutige Gestalt; 
Savoyen wird wiederhergestellt. 

Talleyrand vereitelte auch die Abtretung eines 
größeren Teiles des Pays de Gex, das, in fran- 
zösischer Hand, eine ständige Bedrohung Genfs 
bedeutet. 

Auch hier noch wirkte der alte Glaubenszwie- 
spalt (wie in der Veltliner Frage) gegen die 
territorialen Lebensinteressen der Schweiz! 
Wie so oft in Mitteleuropa! 

Kleine Gebietsabtretungen von Frankreich er- 
möglichten die territoriale Verbindung von 
Genf und Waadt, solche Frankreichs und 
Savoyens („die 13 Dörfer“) den Zusammen- 
schluß des Kantons Genf zu einem Ganzen. 
Ob die — mehr oder weniger freiwillige und 
ohne rechten Gegenwert erfolgte — Aufgabe 
der Savoyischen Neutralität durch Herrn Ador, 
in Paris, weitschauend im Interesse derSchweiz 
war, muß ebenso zweifelhaft erscheinen, wie 
festgestellt werden muß, daß die verantwort- 
lichen Faktoren der Schweizer Außenpolitik 
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auch in der Frage der wirtschaftlichen Zonen 
den Selbsterhaltungsinstinkt und Weitblick 
vermissen ließen, den das Schweizer Volk als 
Ganzes mit der Verwerfung des Zonenab- 
kommens im Februar 1923 so unmißverständ- 
lichbekundethat. Das gilt von der Zustimmung 
zum Art. 435 des Versailler Vertrages ebenso, 
wie von der späteren Behandlung der ganzen 
Angelegenheit durch Herrn Motta. Auf das 
Juristische, das reichlich kompliziert liegt, 
kann hier nicht eingegangen werden. Dafür, 
wie für das rein Wirtschaftliche sei auf die 
Tagespresse verwiesen, oder auf Zeitschriften, 
wie die„SchweizerischenMonatshefte fürPelitik 
und Kultur“, die zusammenfassend berichten. 
Einseitige Aufhebung der Zonen durch Poin- 
care im Oktober 1923. 

Wobei, ähnlich wie in Deutschland, der Ver- 
such gemacht wird, gewisse förderalistische 
Strömungen geschickt auszunutzen ... 

18. Februar 1923. Stimmzahlen: 92 000 Jagegen 
410000 Nein — eine gewaltige Mehrheit gegen 
das von der eigenen Regierung und einem 
Großteil der Presse empfohlene, Frankreich 
sehr entgegenkommende „Zonenabkommen«. 
Daß die internationale Stellung eines kleinen 
neutralen Staatswesens innerhalb eines Welt- 
teils, der seine Hegemonialmacht hat, eine er- 
heblich andere ist, und viel mehr außenpoli- 
tischen Instinkt erfordert, als die in einem 
ausgeglichenen kontinentalen Gleichgewichts- 
system, braucht hier nur angedeutet werden. 
Daß dabei auch die rechtliche Stellung als 
Völkerbundsmitglied — trotz der Neutralitäts- 
garantie in Art. 435 des Versailler Vertrags — 
leicht zu Verwicklungen führen könnte, hat 
die Debatte über den Garantiepakt des Völker- 
bundes deutlich gelehrt. Es ist das Verdienst 
vor allem der „Schweizerischen Monatshefte 
für Politik und Kultur“, gerade diesen Gesichts- 
punkt in der Schweizer Öffentlichkeit zu be- 
tonen. Auch der Völkerbund ist ein geopoli- 
tisches Werkzeug! 
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DIE TATSACHEN DER JAPANISCHEN AUSWANDERUNG 
UND IHRE VÖLKERPSYCHOLOGISCHE WIRKUNG 


Für die Entwicklung des modernen Japan waren die um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts abgeschlossenen Handelsverträge mit der Außenwelt von hervor- 
ragender Bedeutung. Sie öffneten nicht nur den Handelskompagnien der großen 
Mächte die Jahrhunderte lang gesperrten Häfen des Inselreiches, sondern gaben 
auch den Söhnen des eigenen Landes die früher mit Todesstrafe bedrohte Fern- 
fahrt zu fremden Ländern und Kulturen frei, aus der in einem Menschenalter 
eine bemerkenswerte Volksbewegung erwuchs. — Von einer eigentlichen japa- 
nischen Auswanderung kann man erstmals sprechen, seit auf Ansuchen der Pflanzer 
von Hawai, die großen Mangel an Arbeitskräften litten, die japanische Regierung 
sich 1886 zu der Aussendung von Kontraktarbeitern bereit erklärte. Nach kurzen 
Jahren war eine starke Auswanderung im Gange. 1896 gab die Regierung ihre 
Vermittlerrolle auf, an ihre Stelle traten die Auswanderungsagenturen, die jedoch 
durch das Auswanderungsschutzgesetz ganz unter dem Einfluß der Regierung 
standen und die für durch sie beförderte Emigranten zu weitgehender Bürgschaft 
verpflichtet waren!). ı898 wurde Hawai unter die Herrschaft der Vereinigten 
Staaten gestellt und zählte unter der Gesamtbevölkerung 1/3 Japaner, vor allem 
ländliche Arbeiter. Diese hatten aber, als durch Amerika die Kontraktarbeit auf- 
gehoben wurde, Gelegenheit, Handwerkerberufe und Kleinbetriebe zu übernehmen 
und dadurch wirtschaftlich emporzukommen. Es war ihnen eine größere Be- 
weglichkeit gegeben, sie drängten auf hohe Löhne und fingen an, nach Nordamerika 
weiter zu wandern, wo ihrer eine bessere Aufstiegsmöglichkeit wartete. Das Reise- 
ziel waren vornehmlich die westlichen Küstenstaaten, die durch ihre geringe Be- 
völkerung große Not an Arbeitskräften aufwiesen (besonders seit dem Chinesen- 
Einwanderungsverbot) und in denen die billige japanische Arbeitskraft um so 
willkommener war, als man in ihr ein Mittel sah, sich von der Diktatur der trade 
unions zu befreien. Die Japaner waren auch hier überwiegend ländliche Arbeiter 
und bewährten sich in Obst- und Gemüsebau, dann auch bei Eisenbahnanlagen. 
Besonderes Geschick zeigten sie für alles, was mit persönlicher Bedienung zu- 
sammenhängt. Ein großer Teil der Gastwirtschaften lag in ihrer Hand, und sie 
scheuten keine Anstrengung, in höhere Stellen einzudringen. Durch ihre Spar- 
tätigkeit entstand eine Menge kleiner Banken, die aber oft zusammenbrachen. 
Es herrschte trotz des Arbeitermangels eine heftige Konkurrenz zwischen gewerk- 
schaftlich organisierten, europäischen Eingewanderten und den stets unterbieten- 
den Asiaten. Dazu kam die Verschiedenheit der Sprache, die völlig fremde Kultur, 
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Rassenvorurteile und politischer Argwohn. So waren Reibungen unvermeidlich. 
Eine Beschränkung der direkten Einwanderung nach den Vereinigten Staaten 
um 1900 durch die japanische Regierung hatte nur vorübergehenden Erfolg. 

Die gegenseitige Gereiztheit steigerte sich und kam 1906 im Schulkonflikt von 


San Francisco zum Ausbruch. Die tatsächlichen Ereignisse wurden beiderseits 
übertrieben, und nur durch das energische Eingreifen des Präsidenten wurde der 
Sache der bedrohliche Charakter genommen. Auch die japanische Regierung 


zeigte sich der schwierigen Lage gewachsen; man war sich klar, daß es kein Recht 
2 
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auf Einwanderung in fremde Staaten gibt. Sie versprach, selbst eine Einschränkung | 


durchzuführen, und tat dies durch Zurücknahme der Neu-Einwanderungs- 
erlaubnis nach Amerika und Verschärfung der Paßüberwachung. Eine wirkliche 
Abstellung erforderte freilich auch eine gleiche Beschränkung für Hawai, Mexiko 
und Kanada. Damit kam das Einströmen japanischer Volksmassen auf dem ameri- 
kanischen Festland zu einem Ende. Seither besteht aber zwischen beiden Mächten 
eine Hochspannung, die um diese Frage zentriert; sie äußert sich in wiederholten 
Abkommen, die eine anwachsende Verschärfung der Einwanderungs- und Sied- 
lungsbedingungen ergeben. So erfolgte 1913 ein Erlaß, der Personen, die nicht 
das Bürgerrecht der Vereinigten Staaten besitzen, den Ankauf von Grundeigentum 
in Kalifornien verbietet; 1922 die Entscheidung, daß Japaner als Angehörige der 
gelben Rasse das Bürgerrecht in den Vereinigten Staaten nicht erwerben können. 
Die Statistik von 1920 nennt für die Vereinigten Staaten zirka 115000 Japaner. 
Die Verhältnisse in Kanada sind denen in der Union ähnlich, haben aber ge- 
ringere Bedeutung wegen der kleineren Zahl von Einwanderern; die größte An- 
ziehungskraft übten bei weitem Kalifornien und die umliegenden Gebiete aus mit 
ihrem regeren Wirtschaftsleben, höheren Löhnen, und nicht zuletzt mit dem den 
Japanern gemäßeren Klima. Die Einwanderung in Kanada begann 1896 und 
zählte Fischer, Holz- und Bahnarbeiter; die Lage war günstig, da die Japaner als 
Bundesgenossen Englands das Bürgerrecht erwerben können. Aber die gereizte 
Stimmung der amerikanischen öffentlichen Meinung übertrug sich auf Kanada, 
es kam auch hier zu Unfrieden, wobei jedoch die japanische Gefahr des raschen 
Ansteigens der Einwanderung halber wesentlich überschätzt wurde. Die Volks- 
zählung ergab 1920 eine Gesamtzahl von 17000 Japanern. Durch die Beschränkung 
der Einwanderung nach den Vereinigten Staaten, die freiwillig auf Kanada aus- 
gedehnt wurde, erreichte man in Kanada bald den gleichen Zustand wie dort. 
Nun sind noch einige japanische Auswanderungsziele zu erwähnen, die jedoch 
bis jetzt die Bedeutung, die man sich von ihnen versprach, nicht erlangten, 
Lateinamerika, Australien und die Küstengebiete am Stillen Ozean. Diese Länder 
waren Japan zumeist nicht freundlich‘ gesinnt und beherrscht von Rassen- 
en BELENE ist dort auch, doch sind die Verhältnisse ungünstig, 
en N ER N a PR e ru eignete sich wohl, bietet 
ee REN SR ee N ne a 
In Brasilien bedürfte es Kahn er ee bleib er a 
die Einwanderung, ermutigt d 3 di RN x N ne 3 
; gt durch die Regierung, während des Weltkrieges an- 

gewachsen. 1920 wohnten dort insgesamt 34 000 Japaner, in Sao Paolo allein be- 
Besen Se N von denen 4000 eigene Kaffeeplantagen besitzen?). 
2 gen des Schmuggels nach den Vereinigten Staaten der 


NOPITSCH: DIE TATSACHEN DER JAPANISCHEN AUSWANDERUNG 419 


Beschränkung unterworfen werden. Im übrigen Inselgebiet ist eine-stattliche 
Anzahl Japaner verstreut, doch sind es im Verhältnis zur Bodenfläche nur wenig 
_ Tausende, sie können volkswirtschaftlich keinen großen Einfluß gewinnen, denn 
‚den Japanern fehlt zu nachhaltiger Kolonisation das Geld. Auch würden die 
übrigen Mächte ein planmäßiges Vorgehen nicht dulden, vor allem nicht Australien. 
Hier war die Stimmung von Anfang an feindlich gegen alle, die das Ideal des 
„weißen Australien“ gefährden könnten. Die geographisch naheliegendsten Aus- 
wanderungsziele: die Malaienstaaten, Niederländisch-Indien und China haben 
keinen Menschenmangel, wenn sie auch wie z. B. die Philippinen in ihrer außer- 
‚ordentlich schwankenden Dichte einer Einwanderung gewissen Raum böten. 
Immerhin sind auch hier einige Tausend Japaner angesiedelt, doch nicht als 
Kolonisten, sondern als Kaufleute. Ein neues Feld eröffnet sich Japan in den ver- 
lorenen deutschen Südseeinseln. Es stehen jetzt unter japanischer Verwaltung die 
Mariannen-, Karolinen-, Marschall- und Palauinseln. — In Russisch-Ostasien fanden 
die Japaner nach dem Krieg vorteilhafte Bedingungen. Sie waren schon vorher 
als Bauarbeiter tätig gewesen und seither gibt es dort japanische Zimmerleute 
und Händler. Durch eine regelmäßige Dampferverbindung und konsularische 
Vertretung nahm die Kolonie einen dauernden Charakter an. Doch wird viel 
"geklagt über japanische Spionage und Schleichhandel. In jüngster Zeit ging die 
‚Einwanderung dorthin zurück. In allen letzterwähnten Ländern ist die japanische 
Einwanderung mit der in Nordamerika nicht zu vergleichen. Diese aber ist unter- 
bunden und so zeigt sich jetzt eine ständig fortschreitende Wanderbewegung nach 
den japanischen Kolonien. 

Die älteste Kolonie ist die Insel Jesso oder der Hokkaido. Sie gilt heute als ein 
Teil des Mutterlandes, ist aber wegen ihrer schwachen Besiedlung immer noch ein 
Kolonisationsgebiet und weist als solches Erfolge auf. Es kommen auf dieser 
Fläche, die zweimal so groß ist als Holland und !/, des ganzen Japan einnimmt, 
26 Einwohner pro qkm. Der freiwillige Zuzug ist gering, doch herrscht 
eine lebhafte Kolonisationstätigkeit der Regierung, die den Einwanderern große 
Vergünstigungen gewährt. Die Erfolge sind befriedigend, doch strömen immerhin 

‚ 1/, der Ausgewanderten wieder zurück. Jedenfalls erschließt sich Japan hier ein 
weites aufnahmefähiges Feld für ca. 3 Millionen) seiner Bevölkerung. Seit dem 
Krieg mit Rußland besitzt Japan auch einen Teil von Sachalin in der Größe von 
Formosa. Es bietet eine reiche Ausbeute durch Wald, Kohle- und Fischbestand. 

"Die Landwirtschaft ist des rauhen Klimas wegen nicht aussichtsreich. Bei der 

Übernahme war das Land fast unbekannt und unbesiedelt. Jetzt macht man jähr- 

lich 100—500 Familien dort ansässig und gewährt ihnen große Erleichterung. 

' Trotzdem ist die Seßhaftigkeit sehr gering. Die Kolonie zählte 1920 91000 Be- 
wohner. Ganz andere Verhältnisse finden sich auf Formosa, das seit 1895 zu 


en 
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Japan gehört. Die Insel ist großen Teils von friedlichen Eingeborenen bewohnt; 


man verzeichnete 1920 ca. 31/, Millionen in einer ansehnlichen Dichte von 102 


pro qkm. Dennoch hofft man die Bevölkerung auf 6,5 Millionen steigern | 
zu dürfen, und es besteht auch ein starker Bedarf an Arbeitskräften. Von den 
vielen jährlich zureisenden Japanern bleiben nur wenige. Sie gehören meist freien 
oder kaufmännischen Berufen an. Die Regierung betreibt auch hier eine planvolle 


Siedlungspolitik und macht sich besonders um die gesundheitlichen Verhältnisse 
der Insel verdient. — Die als Auswanderungsziele noch meist genannten Gebiete 
sind Korea und die Mandschurei. Korea hat 17 Millionen einheimische Bevölkerung, 
76 pro qkm., dazu 350000 Japaner; es könnten noch leicht 4 Millionen 
Menschen dort ansässig werden. Der Krieg brachte eine Menge Einwanderer im 
Gefolge der Armee, über deren moralische und wirtschaftliche Beschaffenheit 
viele Klagen laut wurden. Die Regierung griff ein, und man muß ihr zuerkennen, 
daß sich heute schon vieles gebessert hat. Die Japaner leben dort in den Hafen- 
städten, und ihre Viertel stechen angenehm ab von den schmutzigen Gassen der 
Koreaner. Die Löhne sind für Japaner höher als für Einheimische. Sie betreiben 
Fischerei und betätigen sich als Beamte, Soldaten und Bauarbeiter. Die landwirt- 
schaftliche Entwicklung geht langsam vor sich, wird aber gefördert durch ein 
großzügiges Kolonisationsunternehmen, das auch Pfandbriefe ausgibt. — Seit dem 
Frieden von Portsmouth steht ein Teil der Mandschurei unter japanischer Ver- 
waltung. Auch hier brachte der Krieg die Einwanderung in Fluß. Aber der 
wirkliche japanische Zuwachs ist nicht groß. Die japanischen Ansiedler können 
den Wettbewerb mit den zähen, anspruchslosen Chinesen nicht aufnehmen. Sie 
stellen hier durchweg eine städtische Bevölkerung. Das Land selbst ist in Händen 
der Eingeborenen. Man scheint deshalb von dem Plane, die Mandschurei besiedeln 
zu wollen, abgekommen zu sein und betrachtet sie als Handelskolonie wie auch 
das neuerworbene, 1923 wieder zurückgegebene Tsingtau. — In seinen Kolonien 
hat Japan vorerst den nötigen Zukunftsraum, und die Regierung unternimmt 
alles um eine planmäßige Besiedelung zu gewährleisten. Ob sich ihre Bemühungen 
lohnen werden, hängt davon ab, ob das dem Südklima in seiner ganzen Lebensart 
verwachsene Volk, das sich fremden Umständen so schwer anpaßt, in dem rauhen 
Norden wird heimisch werden können. 

Die Ursache der japanischen Auswanderung ist also nicht, wie man allgemein 
annimmt, dieÜbervölkerung allein. Tatsächlich handelt es sich hier um geschicht- 
liche, wirtschaftliche und auch psychische Vorgänge, die zusammenwirkend eine 
so zielsichere und geschlossene Bewegung auslösten. Im Großen gesehen bedeutet 
die Auswanderung eine Reaktion auf die 250 Jahre währende, strenge Abschließung 
Japans gegen die Außenwelt, einen Kraftausdruck dieses in Selbstbeschränkung 
allmählich erstarkten Volkes. Im Einzelnen mögen wirtschaftliche Gründe eine 
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= große Rolle gespielt haben. So fehlte es in dem kapitalarmen Japan nicht an 
Menschen, die ihre Lage in der Fremde erheblich verbessern konnten. Doch mußte 
erst durch Lockungen von Agenten hierfür das Bewußtsein geweckt werden. Dann 
freilich übten die hohen Auslandslöhne große Anziehung aus; denn die Menschen- 
kraft war in Japan sehr gering bewertet. Es betrug z. B. der Tageslohn eines land- 
_ wirtschaftlichen Arbeiters 39 Sen (zirka 80 Pfg.)t). Die tatkräftige Unterstützung 
der Bewegung durch die Regierung begründet sich, von politischen Erwägungen 
abgesehen, in dem Willen, die ausgesandten Menschen dem Vaterland zu erhalten 
und nebenbei die passive Handelsbilanz und den Außenhandel zu heben. Aber die 
 Konzentrierung der Auswanderer auf Süden und Südwesten des Landes — !/, ent- 
fällt auf Hiroshima — läßt doch auch andere Beweggründe zur Auswanderung 
annehmen. Die Bevölkerung dieser südlichen Küstenbezirke ist durchaus mit See- 
fahrt vertraut, verfügt über bessere Verkehrswege und ist im ganzen unter- 
nehmungsfreudiger und energischer als die der übrigen Landesteile, sie stellt meist 
die führenden Männer Japans. — Und nun zu dem naheliegendsten Grund, der 
Übervölkerung. Das japanische Gebiet beherbergt mit seinen Kolonien beiläufig 
so viel Menschen als das Deutsche Reich, ist aber größer um ein Gebiet wie 
Bayern, Ost- und Westpreußen, und genießt zum Teil die großen landwirtschaft- 
lichen Vorzüge des Monsumklimas. Die Bevölkerungsdichte schwankt zwischen 
« 0,8 und 200 pro gkm. Von den 26,5°/, der Bodenfläche, die einer Bebauung fähig 
sind, ist erst die Hälfte bewirtschaftet, so daß ein Gebiet größer als die Schweiz 
der Auswertung noch offen steht. Die Nahrungsmittelversorgung hängt von der 
Ergiebigkeit des Reisbaus ab, doch stellt eine Denkschrift fest, daß, die Vermehrung 
inbegriffen, das Hauptland noch bis 1941 im Stande sei, seinen Bewohnern den 
nötigen Reis zu liefern. Die Bevölkerungszuwachsrate ist, wie auch die Geburten- 
rate, eine mittlere; der starken Ehefrequenz stehen eine große Zahl Scheidungen 
gegenüber, die zu erwartenden sanitären Verbesserungen werden durch die ge- 
sundheitlichen Gefahren der Industriealisierung aufgehoben. Geographisch verteilt 
sich der Bevölkerungszuwachs vor allem auf die großen Städte, während ın an- 
deren Regierungsbezirken eine sichtliche Abnahme zu verzeichnen ist. Japan ist 
also vorwiegend noch Agrarstaat, ein stark — und im Verhältnis zu den menschen- 
armen Gebieten Australiens und Kaliforniens — ein zu stark besiedeltes Land. 
Man kann nicht sagen, daß für Zuwachs kein Raum mehr ist, besonders bei 
Intensivierung des wirtschaftlichen Lebens. Schließlich spricht auch gegen die 
Annahme einer zwingenden Notwendigkeit des Abströmens von Menschenmassen 
die Tatsache, daß der Anstoß zur Auswanderung nicht von Japan, sondern dem 
weit entfernten Hawai ausging. Aber wer könnte nicht begreifen, daß es dem 
Japaner fast unmöglich wurde, die gebirgigen, für sein Klimaempfinden rauhen 
und unwirtlichen Gebiete seiner nördlichen Heimat urbar zu machen, wenn er 
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sich in den nicht mühelosen, aber doch einträglichen Dienst des amerikanischen 
Wirtschaftslebens stellen konnte, das ihm in kurzen Jahren ökonomische Unab- 
hängigkeit versprach. Gesellte sich zu diesem persönlichen Interesse noch das 
Bewußtsein, einem als Großmacht jungen aber starken Volke anzugehören, das 
den hartnäckigen Willen hat, sich zu beteiligen am allgemeinen Wettbewerb, so 
erklärt es sich, daß die Amerikaner eine vitale Kraft hinter der halben Million 
japanischer Auswanderer spürten und sie danach beurteilten. „The motive 
power back of the movement is a fundamental need for the satisfaction of which 
men will stop short not even of death.“5) 

Aus den Beweggründen der japanischen Auswanderung erklärt sich zum Teil 
auch die Art des Japaners, sich im Ausland zu geben. Der anfänglich durchwegs 
kurze Aufenthalt in der Fremde gab der Auswanderung bald den Charakter einer 
Sachsengängerei über See. In der Aussicht auf baldige Heimkehr zeigten sie, unter- 
stützt durch die Schwierigkeit der Verständigung, gar nicht den Willen, sich dem 
fremden Boden anzupassen. Bei längerem Bleiben ließen sie wohl auch die Fa- 
milien nachkommen, gründeten eigene Schulen, Zweckverbände, Zeitungen, aber 
alles in völliger Abgeschlossenheit, so daß die wirtschaftlichen Schranken, die 
sie von den Unternehmern trennten, noch verschärft wurden durch die nationale. 
Sie stellten eine Arbeiterbevölkerung dar, die durch niedrige Lebenshaltung, 
längere Arbeitszeit und Billigkeit der Arbeitskräfte in alle Berufe vordrang und 
sich halten konnte. Man schätzt sie wohl als tüchtige Arbeiter, lobt ihren Lern- 
eifer und ihre Reinlichkeit; doch seien sie überall, wo sie Übermacht gewönnen, 
herrschsüchtig und unverträglich. Besonders macht sich eine nationale Empfind- 
lichkeit fühlbar und steigert sich so sehr, daß oft die Beleidigung eines einzigen 
Japaners einen Ausstand heraufbeschwört. Nach dem Gesagten kann es nicht 
wundernehmen, wenn die japanischen Einwanderer, auch wo sie nur in geringen 
Zahlen erschienen, auffielen. Bei der dünnen Besiedlung, insbesondere der ameri- 
kanıschen Weststaaten und bei der Konzentration der Japaner auf einige Gebiete, 
machten sich die Neuankömmlinge bald fühlbar. So war die japanische Einwan- 
derung von Anfang an Gegenstand der öffentlichen Meinung. Diese war in der 
ersten Zeit nicht feindlich — billige Arbeitskraft war nur zu erwünscht —, doch 
übertrug sich sogleich auf die Japaner ein Vorurteil, das die chinesische Einwan- 
derung begründet hatte, und bald setzte von seiten der Arbeiterführer eine plan- 
volle Hetze gegen die lohndrückenden Asiaten ein; jedoch konnte das japanische 
Problem zu einem nationalen nur durch den Hintergrund der Rassenver- 
schiedenheit gemacht werden. Und diese Rassenverschiedenheit erscheint ja 
nun tatsächlich — von einzelnen Ausnahmen wie Mac Kauley®), der lediglich öko- 
nomische Schwierigkeiten sieht, abgesehen — in allen Schriften als das unüber- 
windliche Hindernis eines sonst so günstigen Ausgleiches der Bedürfnisse der 
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_ bevölkerungssatten Reiche Ostasiens und der menschenhungrigen Weststaaten. 
Die Nichtassimilierbarkeit der J apaner, ihr den sozialen und politischen Idealen 
_ der Bundesrepublik so entgegengesetztes zähes Festhalten an der nationalen Eigen- 
art verdrießt Amerika nicht nur, sondern läßt es die gelben „Horden“ fürchten; 
und das um so mehr als es ihrer bedürfte. „Their penetration of the lands of 
other powers is favored by their manner of living and the prime necessity of the 
withe planter in the tropics of securing aclimated labor“?). Mit Freimütigkeit wird 
Japan die Notwendigkeit eines Abflußgebietes für seine Volksmassen zugestanden, 
aber die früher so gastlichen Tore bleiben verschlossen mit der Erklärung: „The 
Jap is not the right color“®). Ein Gleiches hörten wir von Australien und gewiß 
war es mit der Einfluß Nordamerikas, der die übrigen in Betracht kommenden 
Einwanderungsländer den Japanern so wenig geneigt machte. In Russisch-Ost- 
asien wirkt allein die Grenzlage so ungünstig, auch hat der Krieg wenig gute 
‚ Elemente dort hinterlassen, die die Meinung nicht besserten. So sieht sich Japan 
überall dort, wo sich seine Wünsche erfüllen ließen, ausgeschlossen — gesetzlich 
oder freiwillig durch einsichtige Politik. Welchen Ausweg wird es einschlagen ? 
Asıen den Asiaten klingt sehr berechtigt, aber diese Lösung würde den europä- 
ischen Mächten schwere Opfer kosten. Industrialisierung Japans, eine Möglichkeit 
zu dichterer Besiedlung? Das würde die modernen Staaten nicht nur endgültig 
um das große Absatzgebiet Ostasien bringen, es würde auch einen Konkurrenten 
erstarken lassen, der durch seine billige Menschenkraft weithin die Küsten des 
Pazific wirtschaftlich zu erobern imstande wäre. Das zeigen allein die neuen 
japanischen Schiffahrtslinien, gegen die sich die amerikanischen nicht zu halten 
vermochten und die Vorteile, die der Weltkrieg Japan in dieser Hinsicht gebracht 
hat. Welche Lösung die Zukunft bringen wird, läßt sich hier nicht sagen. Die 
japanische Auswanderung ist jedenfalls in ihren Tatsachen ein außerordentlich 
wichtiges populationistisches Problem, in ihren Beweggründen und Wirkungen 
ist sie einem Fenster vergleichbar, durch das wir einen lehrreichen Blick werfen 
können auf das ungeheure Ringen um wirtschaftlichen und kulturellen Lebens- 
raum in der pazifischen Welt. Der japanische Abgesandte forderte auf der Friedens- 
konferenz zu Versailles die Aufhebung aller Einwanderungsbeschränkungen so- 
weit sie auf Rassenunterschiede gegründet seien. Er fand keine Zustimmung. 
Daß ein solches Verlangen bei solcher Gelegenheit laut wurde ist der Beweis da- 
für, daß an der Entscheidung über diese Frage alle Mächte beteiligt sind und daß 
uns damit nicht nur das Recht sondern auch die Pflicht gegeben ist, sie selbst und 
ihre Zusammenhänge zu erforschen. — 
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Alle Bevölkerungszahlen sind dem Resume Statistique de l’Empire du Japon 1923 entnommen. 


1) Auswandererschutzgesetz (7b: Die Auswande- 
rungsagenten übernehmen mit Bezug auf Aus- 


wanderer, deren Überfahrt sie vermittelt haben, 


vom Tag der Abreise an für volle 10 Jahre die 
Pflichten derBürgen, d.i.:Verfälltderbetreffende 
Auswanderer in Not, so haben die Bürgen ihn 
zu unterstützen oder heimzuschaffen. Hat die 
Verwaltungsbehörde die Auswanderer unter- 
stützt oder heimgeschafft, so haben die Bürgen 
die Kosten zu ersetzen. 

2) Bowman: The new World Harrap, London, 
Sidney 1923, S. 492. 


8) Takaoka: Die innere Kolonisation Japans, 
Leipzig 1904. 

#) Durchschnittslohn für 1908 nach dem Resume 
statistique IQLI. 

5u.°) Steiner: The JapaneseInvasion, Chicago 1917, 
S. 199, S. 181. 

”) Bowman: The new World, Harrap, London, 
Sidney 1923, S. 524. 

®) Park: „Racial Assimilation in Secondary Groups“ 
Amerik. Journ. Soc. March 1914, S. 610. 


* * 


5 K. HAUSHOFER: DIE POLITISCHE KARIKATUR IN SÜD-OST- ASIEN 425 


KARL HAUSHOFER: 


2 DIE POLITISCHE KARIKATUR IN SÜD-OST-ASIEN 
u ALS GEOPOLITISCHES SYMPTOM. 


Die politische Spottbild-Kunst in Ostasien ist zügellos, verrät wenig mehr von 
der alten Kultur, die uns noch aus dem chinesischen Rollbild, dem Japanischen 
Farbenholzschnitt entgegenleuchtet, und erinnert eher an die ungeberdige Pflanzen- 
welt, die einem lang geschonten Waldboden in einem frischen Kahlhieb entwächst. 
Aber sie ist — im Gegensatz zu den beherrschten Geberden des chinesischen, 
a Japanischen, Philippino und Malaien-Staatsmanns — von einer hie und da ver- 
blüffenden Offenherzigkeit. 

Das macht uns die Karikatur der Indo-pazifischen Welt besonders wertvoll als 
geopolitisches Symptom, weil wir mit ihrer Hilfe hinter Kulissen zu schauen 
vermögen, die sonst so geschickt aufgebaut werden, daß amerikanische und euro- 
päische Staatsmänner und Presseleute ahnungslos inmitten von Geheimnissen 
herumlaufen können, die für Millionen der betroffenen Erdräume so öffentlich 
sind, daß sie die Wände sich zuzurufen scheinen. 


Vielleicht genügt es, an die Ahnungslosigkeit der amtlichen deutschen Vertreter 
beim Ausbruch des russisch-japanischen Krieges zu erinnern, gegen die der allein 
“ im Bilde befindliche Militärattache vergeblich mit dem Hinweis darauf anzu- 
kämpfen suchte, daß sich das ganze Reich doch im Zustand latenter Mobilmachung 
befinde. Ähnliche Ahnungslosigkeit erlebte ich selbst an amerikanischen Vertretern 
zur Zeit des sogenannten Knox-Proposal über die Neutralisierung der mand- 
schurischen Verkehrswege. Sie waren überzeugt von ihrer allgemeinen Beliebt- 
heit, obwohl die japanische Volksseele unter dem schnell von der Regierung über 
ihre erste Aufwallung gestülpten Presse-Deckel kochte, und mir am Morgen noch 
ein sehr maßvoller junger Japaner zugeraunt hatte: „Die Toten von Port Arthur 
zu bezahlen, wer besitzt dazu Geld genug“, was sich auf die unglückliche Idee 
der Vereinigten Staaten - Diplomatie bezog, die Japaner aus ihrer mandschurischen 


Vorzugstellung herauszukaufen. 

Da sich kaum ein Herrenvolk der Erde von den Beschwichtigungshofräten 
seiner Presse williger täuschen läßt, als das der Vereinigten Staaten, und wir uns 
nicht mit ihm den Luxus eines solchen Rausches leisten können, der uns vor- 
spiegelt, wir seien höchst beliebt in einem Augenblick, wo wir andere Völker 
unter die Nase schlagen, unterbreiten wir unsern Lesern eine kleine Sammlung 
von 10 Spottbildern, damit sie die wirkliche Seelenstimmung des Fernen Ostens 
daraus mühelos ersehen, aus der z.B. die Neigung zu Abschlüssen, auch um hohen 
Preis mit den Sowjets hervorgeht, oder das willige Schlucken so eigenmächtiger 
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Maßregeln, wie die Verleihung der Militärgewalt in der mandschurischen Pro- | 
vinz Kirin durch Marschall Tsang Cho Lin an seinen Sohn. j 

Die Bilder sind nicht etwa von langer Hand gesammelt, sondern ein nur etwas 
gesichteter Zufallsgriff in die jüngste Erzeugung dieses Frühlings. Aber sie führen 
eine deutliche geopolitische Sprache. Man pflegt nicht Idealvölker, Bannerträger 
der Demokratie und Freiheit, von denen man die Selbstbestimmung der kleinen 
und großen Völker, und die Achtung ‘der heiligsten Rechte der Persönlichkeit 
und Menschheit erwartet, darzustellen, wie sie mit ihren beiden gesetz- 
gebenden Körpern in Russen -Stiefeln andere niedertrampeln, mit der charakte- 
ristischen Unterschrift: Shikata ga nai (Jap.) „Da kannst nichts machen!“. Aber 
auch das Zerschlagen der Freiheits-Statue durch den U.S.-Senat, das Niederboxen 
des Partners unter Zertreten des Gentlemen- Abkommens, die doppelgesichtige 
Darstellung des Blattes Miyako, und der Ersatz des Freiheitshutes durch eine 
Tyrannenkrone müßte in Amerika zu denken geben. 

Es ist ein ganz anderes Bild, als das etwa in Mitteleuropa zum Zweck der An- 
nahme des Dawes-Abkommens an die Wand gemalte, und die Darsteller haben 
noch etwas mehr Erfahrung mit der geopolitischen Praxis der großen trans- 
atlantischen Demokratie. Sie sehen deshalb auch mit Unbehagen die fremden 
Flieger über das Inselreich hinwegkreuzen, und nur die erhebliche Überlegenheit 
des Franzosen d’Oisy über die Angelsachsen war ein bescheidener Trost. 

Man könnte sagen: diese Spottbilder sind der Ausfluß einer über die japanische 
Ausschließung von der amerikanischen Einwanderung verärgerten Stimmung, und 
geben nur Auffassungen des Inselreichs wieder. 

Deshalb zeigen wir in einem andern Bild aus jüngster Vergangenheit Jung- 
China, nicht gerade im Zustand überquellender Muskelfülle im Spital-Bett, wie 
ihm von einer recht wohlernährten Nurse, bei der man an die gutbezahlten ameri- 
kanischen Missionen denken könnte, die bittere Arznei: „Einhaltung der Verträge“ 
verabreicht werden soll, die der Kranke für ein Attentat gegen seine Souveränitäts- 
rechte erklärt. „Größenwahn“, schreibt die, fremden Interessen dienende, 
Shanghai-Zeitung auf die Krankentafel über dem Bett. Aber wer — etwa aus 
Gilbert Reids: China-captive or free? — die Art und Weise kennt, wie China, 
ähnlich fast, wie Mitteleuropa ın Versailles und Trianon, in verderbliche Verträge 
und Diktate hineingehetzt worden ist, der wird den furchtbaren Doppelsinn dieser 
Zeichnung erkennen, und begreifen, warum Jung-China sich nicht auf viele Ge- 
schlechter verknechten will, warum auch dort die Frage wach wird, warum sich 
die fleißigsten Völker der Erde von den gewandter lügenden, und unerhörte Ge- 
walt in christliche und humane Schleier hüllenden Raubmächten auf die Dauer 
vergewaltigen lassen sollen! 


Wie es vertrauensseligen Völkern geht, die in der Verzweiflung die teuer zu 
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Em m 2 
_ bezahlende Hilfe der großen Demokratie annehmen, das verrät dann die Gegen- 
überstellung der beiden Blätter über die Philippinen. Gewiß: es kann sein, daß 
_ der Versuch, die Unternehmungen der Philippinen von der gewaltigen Kapitals- 
maschine der Vereinigten Staaten abzukuppeln, den die Independenten kühn 
unternehmen, gefährliche Folgen hat: aber ob es nicht besser ist, Alles an Alles 
zu wagen, als die Kugel am Bein der andern Darstellung für alle Ewigkeit zu 
tragen, das müssen Männer mit ihrer innersten Seelenstimmung abmachen, und 
gerade die Stammverwandten der Angelsachsen lösten die Frage mit dem Rufe: 
_ Lieber tot, als Sklav! 
Weil aber solchen Gegenüberstellungen von tragischer Wucht niemals das er- 
_ heiternde und versöhnende Satyrspiel fehlen soll, bringen wir zum Schluß eine 
Skizze der Selbstironie über den Entschluß zur Zurückstellung der Befestigung 
von Singapur, wie sie sich mehr oder weniger allgemein in den Seelen der Kolonial- 
briten malen, und jedenfalls auf breitestes Verständnis rechnen dürfte. 

Eine mehr bemitleidenswerte, als furchterweckende oder Achtung gebietende, 

friedliebende Gestalt steht, angstbebende Kälbchen beschirmend, mit erhobener 
Hand an der geöffneten Türe eines Tigerkäfigs, und ermahnt die sich erheitert 
und freßlustig dehnende, fast gemütlich schauende Bestie: „Die Tür ist offen, Sır. 
Ich bin sicher, Sie werden mein Vertrauen nicht mißbrauchen“. 
", Das Spottbild erinnert an ein ausgezeichnetes des New-York American aus der 
Zeit der Konferenz von Washington, wo Onkel Jonathan zwischen der japanischen 
Raubkatze und der englischen Seegewalt auf steilem Küsten-Bergpfad abgebildet 
war. Hinter ihm ist eben die Steinlawine des englisch-japanischen Bündnisses 
abgegangen, die Kniee wanken noch ein wenig, und eine mahnende Stimme ruft: 
Überlege Dirs zweimal, Onkel, eh’ Du Dich in die Lage begibst! 

Es ist die heitere Selbstironie der großen Räuber, die aus solchen Selbstver- 
spottungen spricht, mit Augenzwinkern ausgesprochene halbe Wahrheiten, die 
der Kluge überhören und dennoch ad notam nehmen kann, der Thor verkennen. 

Unendlich ist in Wahrheit der Schaden, den unbedachte Zeichnung geopolitisch 
stiften kann, groß, wie der Nutzen, der bei umsichtiger Verfolgung der Aussagen 
dem geopolitisch geschulten Beobachter erwachsen kann: denn die politische 
Karikatur, wie übertrieben sie scheine, ist in gewissen Einzelheiten immer wahrer, 
als das dem Augenblick dienende Schrifttum. Sie kann sich viel weniger von 
ihren Strichen losleugnen, und enthüllt dadurch Wandlungen und Wendungen, 
die andere Beobachtungsmittel nicht erschließen. 
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3. Die Herrschaft bedarf einer wirtschaftlichen Grundlage, aus der sich 
dieBevölkerung erhält. So ist das Staatsgebiet in einem gewissen Sinne auch immer 
das Wirtschaftsgebiet seiner Bewohner, als welches es sich von anderen durch 
Währung und Zoll deutlich absondert. Allein, damit ist über das geographische 
Verhältnis von Wirtschaft und Staat noch wenig gesagt. Beides sind lebendige 
Mächte, die ihre eigenen Kreise ziehen. Aus Gütererzeugung und Verbrauch er- 
wächst eine Wirtschaftsgenossenschaft, dieauch räumlich einen gewissen Bezirk 
erfüllt. So entstehen besondere Wirtschaftsgebiete, die trotz allen Zollschranken 
die Grenzen der Staaten vielfach überschreiten und kreuzen. Ist es aber so, dann 
müssen sich auch Spannungen zwischen Staat und Wirtschaft ergeben und damit 
wieder Bestrebungen, die darauf abzielen, solche Spannungen auszugleichen, d.h. 
Staatsgebiet und Wirtschaftsgebiet zur Deckung zu bringen. 

Nun ist ein Selbstgenügen schon im engsten Kreise der „geschlossenen Haus- 
wirtschaft“ möglich, wo der einzelne Haushalt alles zum Leben Nötige hervor- 
bringt und allesGewonnene selbst verbraucht. Wo so einfacheZustände herrschen, 
da kann in der Wirtschaft offenbar kein besonderer Anlaß zu irgendwelchem 
staatlichen Zusammenschluß liegen. Erfolgt er doch, so müssen es andere Ur- 
sachen sein, die dahin wirken: Volksverwandtschaft, Gemeinsamkeit der Religion, 
vielleicht auch das bloße Zusammenwohnen in einem Gebiet von ausgeprägter 
Eigenart, etwa einer Gebirgslandschaft oder einer Insel, namentlich, wenn dies 
alles bedroht und sein Wert dem Volke durch einen Führer zu Bewußtsein ge- 
oracht ist. Auch kann Übertragung des Staatsgedankens von außen her mit im 
Spiele sein. Arminius und Marbod, die Schöpfer der ersten größeren politischen 
Gebilde im alten Deutschland, hatten in Rom höheres Staatsleben kennen 
gelernt, und der erste nennenswerte Staat unter den Slawen soll gar von einem 
Fremden, dem Franken Samo, gegründet sein. Unter solchen rein bäuerlichen 
Verhältnissen wäre also selbst das bescheidenste Staatsgebiet viel größer als die 
einzelnen Wirtschaftsgebiete, deren es immer eine ganze Anzahl umfaßt. 

Ein stärkerer Einfluss wirtschaftlicher Bedingungen auf die Staatenbildung als 
bei der altgermanischen und altslavischen Bauernbevölkerung läßt sich für die 
Völker der Trockengebiete Innerasiens annehmen !\. Die Steppennomaden und 
die Bewohner der Berieselungsoasen sind eng aufeinander angewiesen, und die 
grossen Eroberungszüge waren gewöhnlich durch Ernährungsschwierigkeiten ver- 
anlaßt. Sie zeigten, daß auch das Innere des Erdteils in seiner Gesamtheit auf 
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Bdie Dauer nicht ohne die ackerbauenden Randgebiete auskommen kann. - Dazu 
 gesellte sich noch der Kampf um die grossen Handelsstraßen, die den Kontinent 
_ durchziehen. Bei den Riesenreichen, die sich in diesen offenen Räumen so 
leicht bildeten, fehlte dann freilich doch der wirtschaftliche Grund für ihre 
Größe und Gestalt. Es sind in dieser Form Musterbeispiele eines reinen 
Machtstrebens. Auch bei ihnen ist der Staat immer viel größer als das Wirt- 
schaftsgebiet. 

Dagegen ist es für gewisse Zeiten und Länder typisch, daß auf Grund des Zu- 
sammenarbeitens von Landwirtschaft und Gewerbe Versorgungsgemeinschaften, 
zunächst von beschränktem Umfang, entstehen, die sich auch staatlich als beson- 
dere Gemeinwesen ausbilden. Staatsgebiet und Wirtschaftsgebiet werden also hier 
wenigstens annähernd zusammenfallen. Das gilt zwar nicht ohne weiteres für alle 
'Stadtstaaten des Altertums und des Mittelalters; denn bei vielen von ihnen ging 
die Bedeutung des Gewerbes und des Handels weit über die bloße Versorgung des 
Gebietes hinaus. Aber unter denen, die mehr abseits von den Haupthandelsstraßen 
lagen, werden sich manche Beispiele nahezu sich selbst genügender Territorien 
finden lassen ebenso wie in Indien und anderen außereuropäischen Kulturländern. 
Von den antiken Stadtstaaten dürften Theben und Sparta dauernd auf dieser Stufe 
geblieben sein, während Athen nach den Perserkriegen ganz aus ihr herauswuchs. 
Athen ist es dann nicht gelungen, den Kreis seiner Wirtschaft, für welche die 
Getreidebezirke am Pontus die wichtigste Grundlage bildeten, mit seiner Staats- 
| macht sicher zu umfassen. Darin lag seine Schwäche. 
| Das soviel größere Römerreich aber konnte die durch die große Einwohnerzahl 
der Hauptstadt und die zunehmende Vernachlässigung der Landwirtschaft in 
Italien nötiggewordene Lebensmittelzufuhr genügend schützen und sich als einiger- 
maßen organisierte Wirtschaftseinheit ungleich länger halten. Deutlicher noch 
ist die Selbstgenügsamkeit auf Grund weitreichender Beziehungen bei China, d. h. 
dem eigentlichen Land der achtzehn Provinzen, zu erkennen. Da hier zwischen 
den bedürftigen Landesteilen im Norden und dem reicheren Süden ein schärferer 
Gegensatz im Klima obwaltet, so war zur Erhaltung eines festen staatlichen Gemein- 
wesens ein ergänzender Verkehr notwendig. Er ist denn auch für diesen Zweck, 
namentlich von den Mongolenkaisern im Mittelalter, bewußt gefördert worden. 
Nur so konnte sich China so lange gegen die Aussenwelt abschliessen. 

Im europäischen Kulturkreis hat erst die Neuzeit, neben der Schaffung einer 
eigentlichen Volks- oder besser Staatswirtschaft, den Verkehr zwischen verschie- 
denen Klimazonen in größerem Maße ausgebildet, dann freilich in einem Umfang, 
der alles andere weit übertrifft. Der im Vergleich zur ostasiatischen Kultur so 
viel stärkere Drang nach Ausbreitung mag einigermaßen schon in dem Unterschied 
der Wirtschaftsform begründet sein, die im chinesischen Gartenbau ganz auf das 
3 
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Kleine und Kleinste gerichtet war, in Europa aber, besonders dem nördlichen, mit | 


viel größeren Flächen rechnete. Wichtiger sind die allgemeinen geographischen 
Verhältnisse. Vermag in China der reichere Süden ohne Mühe so viel abzugeben, 
wie der kleinere nördliche Teil zur Ergänzung bedarf, so stehen in Europa den 
ausgedehnten Ländern nördlich der Alpen mit ihrer in der Neuzeit so sehr schnell 
wachsenden Bevölkerung im klimatisch begünstigteren Süden nur die kleinen 
Räume des bergreichen Mittelmeergebietes gegenüber, die niemals das Fehlende 
an Nahrungsmitteln und Rohstoffen ausreichend liefern können. Hinzu kommt, 
daß das Ganze durch die Wüstenzone und das Meer von den Tropen wie von 
anderen Erdteilen geschieden wird. Da aber die Trennung nicht so scharf war, 
daß sie nicht seit den ältesten Zeiten gewisse Beziehungen, vor allem zu dem stets 
ersehnten Indien, erlaubt hätte, so wirkte sie als eine Erhöhung der Spannung 
und gewöhnte den europäischen Handel frühzeitig an weite Ziele. So entwickelte 
sich von Europa aus der erdumspannende Verkehr, der eine Weltwirtschaft an- 
bahnte. Dem Drang in die Ferne kam die Änderung der Wirtschaftsweise zu 
Hilfe, denn der Kapitalismus, für den der Erwerb maßgebender war als der Be- 
darf, mußte für seine überschießenden Gewinne immer neue Unternehmungs- 
felder aufsuchen. Über die Staatsgrenzen wuchsen diese Beziehungen weit hinaus, 
trotz der sich mehrenden Kolonialgründungen und mancher Versuche, sie durch 
Monopole ausschließlich dem Mutterlande nutzbar zu machen. Die Wirt- 
schaftskreise waren nun viel größer geworden als die Staatsgebiete. Ihnen 
mangelte auch die räumliche Geschlossenheit wie die scharfe Umgrenzung, 
ja selbst die Beständigkeit der Beziehung zwischen Erzeugungs- und Ver- 
brauchsländern. Von welchem Teil der amerikanischen Getreidefläche nun 
gerade dieses oder jenes europäische Land die Lücken seiner eigenen Pro- 
duktion ergänzte, blieb völlig unbestimmbar, und je nach der Konjunktur des 
Jahres konnten mehr die Vereinigten Staaten, Kanada, Argentinien oder Ruß- 
land und die Donauländer herangezogen werden. Der klar umrissene Staat ist 
zugleich unentwirrbar verwoben mit dem System einer allgemeinen Welt- 
wirtschaft. 

Unter diesen überaus verwickelten Verhältnissen scheint es kaum denkbar, daß 
Staats-und Wirtschaftsgebiet auch nur einigermaßen angeglichen werden könnten. 
Dennoch machen sich dahingehende Bestrebungen unverkennbar geltend. Es ist 
der Gedanke der Selbstversorgung, der Autarkie, der neuerdings so oft in den Vor- 
dergrund gerückt wird, nachdem man ihn lange über Gebühr vernachlässigt hatte. 
Denkt man sich dieses Streben am Ziel, so müßte ein Staat alle Stoffe und Kräfte 
seines Gebietes für die eigene Wirtschaft verwenden, er müßte aber auch alle 
Gegenden, welche die für seine Wirtschaft nötigen Stoffe liefern, unter seiner 
Herrschaft vereinigen und logischerweise selbst die Absatzgebiete für seinen Über- 
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schuß. Systematischer Zusammenschluß nach innen und ein mehr oder weniger 
strenger Abschluß nach außen wären das Ergebnis. ?) - 

Die Aufgabe sieht sich anders an vom Standpunkte eines Landes mit stark 
 überwiegender Nahrungsmittel- und Rohstofferzeugung, anders von dem des 
Industriestaates. Den Industriestaat muß das Streben nach Selbstversorgung not- 
wendig zur Ausdehnung führen, teils wegen des Rohstoffbedarfes, teils weil hier 
eben zunächst die Gewinne erzielt werden, dieimmer wieder neue Unternehmungen 
veranlassen. Länder mit überwiegender Rohstofferzeugung können zur Selbst- 
genügsamkeit gelangen, wenn sie die nötigen Industrien auf eigenem Boden ent- 
wickeln. Weitere Ausdehnung ist an sich nicht nötig, wohl aber gehört von 
vornherein ein großer, mannigfaltig ausgestatteter Raum dazu. Dort die Richtung, 
ın der sich England fortdauernd bewegt hat, freilich ohne das Ziel einer autarki- 
schen Beschränkung auf sein eigenes Reich anders als nur notgedrungen ins 
Auge zu fassen. Hier der Weg, dem sich Rußland in der Vorkriegszeit in einem 
gewissen Maße zugewendet hatte, und den zu Ende zu gehen, kein Land mehr 
berufen scheinen könnte als die Vereinigten Staaten. 

Weniger Bedeutung für die Frage der Autarkie kommt dem zwischen Roh- 
erzeugung und Gewerbe oder Verbrauch vermittelnden Handel zu. Reine Handels- 
staaten hat es nur in früheren Zeiten und nur als Seemächte gegeben. Sie waren 
„zwar sehr darauf bedacht, die Handelswege ausschließlich in ihrer Gewalt zu 
haben, trugen aber. selten Verlangen, ihre Macht auf die Produktions- und 
Konsumtionsgebiete auszudehnen. Vielmehr beschränkten sie gern den Land- 
erwerb auf das zur Sicherung der Wege Notwendige, wie es Venedig, die letzte 
unter ihnen, tat.) In der Neuzeit tritt der Handel als staatenbildende Kraft nur 
mehr in Verbindung mit den anderen Wirtschaftszweigen auf, besonders der In- 


dustrie. 

So groß sein Anteil an der Entwickelung des Britischen Reiches auch sein 
mag, so ist es hier doch mehr und mehr jener Handel, der mit der englischen 
Industrie zusammenhängt, ihr die Rohstoffe liefert und ihre Produkte absetzt. 
Namentlich in der späteren Zeit liegt die treibende Kraft der staatlichen Aus- 
dehnung mehr in der Industrie als im Handel, soweit nicht das Machtstreben 
selbst den Forderungen der Wirtschaft vorangeht. Der Handel kehrt sich nicht 

‘an die Staatengrenzen, und der Staat sieht ungern fremde Länder seiner Ausfuhr 
verschlossen. So wird denn auch dort, wo autarkische Bestrebungen irgendwie 
ernstlich sich regen, selten daran gedacht, den eigenen Ausfuhrhandel zu be- 
schränken. Im Gegenteil soll die geschlossene Staatswirtschaft ihm eine sichere 
Grundlage bieten, ihm größere Kraft verleihen. So bei den Vereinigten Staaten, 
die ihre Fähigkeit, auf sich selbst zu stehen, immer mehr in den Dienst wirt- 
schaftlicher Expansion stellen. Ebensowenig denkt England, wenn es das Reich 
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nach dem Grundsatz der Selbstversorgung ausgestalten will, daran, auf Absatz 
nach anderen Gebieten zu verzichten. Nur die Weltreiche aber, die durch mehrere 
Zonen gehen, sind überhaupt in der Lage, sich die Autarkie im Sinne einer wirk- 
lich geschlossenen Wirtschaft innerhalb ihres Herrschaftsbereiches als Ziel zu 


setzen. Alle übrigen Kulturstaaten können bei den heutigen Wirtschaftsbedürf- 
nissen den Abschluß niemals in sich selbst finden. Sie sind an die Weltwirtschaft 
gebunden und können nur versuchen, sich durch Vermeidung von Einseitigkeiten, 


vor allem durch Erhaltung einer kräftigen Landwirtschaft, ihre Gesundheit und 


Selbstbestimmung zu bewahren. 

Gerade das aber ist es, dem die Weltwirtschaft an sich entgegenarbeitet. So- 
_ lange der Handel noch nicht so viele lebenswichtige Dinge zwischen den Erdteilen 
umsetzte, hatte sich das Netz der weiten Verbindungen nur mehr oberflächlich 
über die Länder gelegt, ohne sie oder auch nur ihre kleineren Teile in ihrer wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit wesentlich zu beeinträchtigen. Das änderte sich, je 
mehr aus dem weltweiten Verkehr eine wirkliche Weltwirtschaft erwuchs. Einzelne 
Landschaften, dann ganze Länder gingen dazu über, einseitig nur das zu erzeugen, 
womit sie auf dem Weltmarkt den größten Gewinn zu erzielen hofften, selbst 
unter Vernachlässigung eigener Lebensnotwendigkeiten. Diese „Monokultur*“ ist 
die logische Folge der erdumspannenden Verkehrs- und Geldwirtschaft. Zu Ende 
gedacht, würde sich das Bild ergeben, daß jedes Land und jede Landschaft her- 
vorbrächte, wozu es besonders geeignet ist und so in gewissem Sinne seine geo- 
graphische Eigenart am deutlichsten ausprägte. Für alle übrigen Güter aber wäre 
die Bevölkerung auf Einfuhr, oft aus weiter Ferne, angewiesen. Ja, selbst die 
Spezialität der Gegend braucht nicht — und das ist ja tatsächlich oft genug der 
Fall — ihren Bewohnern unmittelbar zu Gute zu kommen, sondern auch sie 
gehört völlig dem Weltmarkt. Die Bevölkerung hängt in ihrem Dasein gänzlich 
von dem allgemeinen Verkehr ab, dessen Fäden sie nicht in der Hand hält, es sei 
denn, daß sie im Mittelpunkte des Systemes sitzt. Und so ist sie von der Scholle 
gelöst, entwurzelt. Solange der Vorgang sich auf einzelne Landschaften eines 
Staates beschränkt, wie die Umwandlung des Languedoc aus einem Gebiet mannig- 
facher Landwirtschaft in eins mit völlig einseitigem Weinbau, bleibt er ohne 
große politische Bedeutung oder dient nur dem engeren Zusammenschluß des 
Volksganzen. Auf demselben Wege aber hat Portugal seit dem Methuen-Vertrag 
von 1703 mit seiner wirtschaftlichen auch die staatliche Selbständigkeit verloren 
und ist zu einem Vasallen Englands geworden. Irland wurde der einseitige Kar- 
toffelanbau zum Verhängnis. Die übermäßige Korinthenkultur brachte Griechen- 
land schwere Krisen und lähmte die Freiheit seines Handelns. Ägyptens Wirt- 
schaft blühte zwar unter der Leitung der Engländer auf, doch verstärkte die 
einseitige Pflege der Baumwolle auch die Abhängigkeit des Landes. England, 
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ei einst der alleinige, noch immer der Hauptvertreter der Weltwirtschaft, hat am 
häufigsten derartige Umbildungen veranlaßt oder begünstigt, um seine Welt- 
 herrschaft zu befestigen, auch über die Grenzen des eigenen Reiches hinaus. 
Die Vernichtung des einheimischen Gewerbes in Indien und anderwärts ist nur 
_ eine andere Form desselben Verfahrens. Daß England aber mit seiner völligen 
‚ Industrialisierung auch selbst, und sogar am allermeisten, die. wahre Eigen- 
wüchsigkeit der Wirtschaft eingebüßt hat, konnte vergessen werden, bis der 
Weltkrieg, obgleich es ihn schließlich überstand, die Gefahren dieser Lage aufs 
deutlichste offenbarte. 

In der Tat ist dieses System nur gesichert, wenn es alle wichtigen Teile der Erde 
in sich eingeordnet hat und den gesamten Weltverkehr fest in einer Hand vereinigt. 
Die Weltwirtschaft in ihrem ausgeprägten Sinn drängt auf ein einziges Weltreich, 
sie gibt den darauf zielenden Gedanken eine starke Unterstützung. Doch werden 
auch so wohl die Bäume nicht in den Himmel wachsen. DerWeltkrieg hat immerhin 
einige Gegenströmungen ausgelöst und England selbst von seiner leitenden Stellung 
verdrängt; anderseits darf allerdings nicht vergessen werden, daß mit Deutsch- 
land und Rußland die mächtigsten Gegenspieler vernichtet sind; daß ein dritter, 
Japan, an Bedeutung verloren hat, nicht wegen des Erdbebens, sondern weil es 
den rechten Augenblick verpaßte; daß Frankreich für England nicht immer ein 

so bedrohliches Aussehen haben wird wie gegenwärtig, und daß schließlich der 
Gegensatz zwischen England und Amerika sich auch einmal, so oder so, in eine 
Einheit umwandeln könnte. 

3. Muß die Staatsherrschaft ihre Grundlagen in der Wirtschaft suchen, so fehlt 
beiden, für sich oder zusammengenommen, doch der wahre Inhalt. Was bedeutet 
die bloße Macht, wenn sie nicht edleren Gedanken als Fahrzeug dient! Wie arm- 
selig ist selbst die höchstentwickelte Wirtschaft, wenn sie nur als Selbstzweck oder 
als Mittel der Herrschaft auftritt! Esist gut, daß der Gebrauch, zwischen Zivilisation 
und Kultur zu scheiden, der in engeren Kreisen schon seit langem geübt wurde, 
mehr und mehr zum Allgemeingut wird. So sieht ein jeder, daß alle technischen 
Erfindungen und alle Einrichtungen, die nur die Bedingungen des äußeren Lebens 
verbessern, keinen Maßstab für die Kultur abgeben. Nur solche zivilisatorischen, 
leicht übertragbaren Errungenschaften sind es aber besten Falles, die eine staat- 
liche und wirtschaftliche Weltherrschaft zu bringen vermag. Kultur ist dagegen 
an Stamm und Volk gebunden. Denn sie ist Formung inneren Erlebens und setzt 
ein inneres, seelisches Verständnis und Gemeinsamkeitsempfinden voraus, wie sie 
nur in einem Volk gegeben sind. 

Was ein Volk sei, läßt sich freilich sehr schwer genauer bestimmen und a 
nicht mit ein paar Worten einwandfrei aussprechen. Doch ist kein Zweifel, daß 
es eben auf die Gemeinsamkeit inneren Erlebens ankommt. Man darf auch da die 


.. 438 ' ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK be HEFT 7 


| 


Begriffe nicht bloß aus der verwirrenden, empirischen Wirklichkeit zu gewinnen | 
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suchen, sondern muß, wiebeim Staatsgedanken, wie beim geschlossenen Wirtschafts- 
kreis, Idealvorstellungen zu Hilfe nehmen. Da nun die Sprache die Trägerin des 
Denkens und das weit vorzüglichste Mittel des geistigen und seelischen Verkehrs 


ist, so kann in diesem Sinne die Volksgemeinschaft als Sprachgemeinschaft bezeichnet 


werden. Die Sprache vermag die Menschen sehr viel inniger zu verbinden als die 


nüchternen, dem Einzelnen in ihrer Bedeutung meist gar nicht überschaubaren 


Wirtschaftsbeziehungen oder der abstrakte Staatsgedanke. Aus ihr erst erwächst 


der Wille, eins zu sein. Das gilt aber nur, soweit die Sprache wirklich als Ausdruck 


verwandten Denkens und Fühlens empfunden wird. Wenn sie nur als Mittel zur 


Verständigung über äußerliche Dinge dient, ist die verbindende Kraft nicht groß. 
So muß denn das Streben nach Befestigung und Vertiefung der geistigen Gemein- 
schaft dem Wesen des Volksgedankens mehr entsprechen als derDrang nach schneller 
Ausbreitung in die Ferne. 

Gleichwohl wächst auch dieVolksgemeinschaft und breitetsich aus. Sieistanfangs, 
da es nur auf die erlebte Spracheinheit ankommt, nicht aber auf irgendwelche 
philologische Verwandtschaft, immer nur sehr klein. Später dagegen, wenn sich 
einmal eine Schriftsprache und ein Schrifttum entwickelt haben, kann sie eine 
sehr große Zahl von Menschen innerlich verbinden, selbst über weite Entfernungen 
hinweg. Allein dieses Wachstum geht eben sehr viel langsamer vor sich als die 
Entstehung großer Reiche oder weiter Handelsbeziehungen. 

Die Ausbreitung und Verschiebung der Völker unterliegt denselben Gesetzen wie 
alle Bewegungen des Menschen auf der Erdoberfläche. Nur sind Form und Anlaß 
der Veränderungen so mannigfaltig, daß in der Regel ein viel bunteres Bild heraus- 
kommt als bei den Staaten. Schnelle Wanderungen ganzer Stämme, Ortswechsel 
Einzelner, — der sich dann doch zu großen Wirkungen ansummen kann —, land- 
wirtschaftliche Besiedelungin zusammenhängender Fläche, zerstreute Niederlassung 
von Kaufleuten und Gewerbetreibenden gemäß den Bedingungen des Verkehrs, 
Ausbreitung im Anschluß an das Staatsgebiet, Auswanderung in ferne Länder: das 
alles wechselt, wie auch die Richtung der Wanderungen, selbst bei ein und dem- 
selben Volk im Laufe der Zeiten. Und die Wirkungen aller dieser gleichsam un- 
bewußten, nur selten planvoll geleiteten Vorgänge überdauern deren Veran- 
lassung. 

Die Ergebnisse der Jahrhunderte lagern sich in wechselvoller Weisenebeneinander 
und bedingen so den Eindruck des Zufälligen, den eine Völkerkarte so oft erweckt. 
Selten, daß sich auch nur ein Volk von mittlerer Kopfzahl irgendwie genauer an 
ein geographisch zusammengehöriges Naturgebiet hält. Da die Staaten oft gleich- 
falls ohne geographische Regeln wuchsen oder zurückgingen, aber in anderer Weise 
als die Völker, so konnte eine hochgradige Disharmonie zwischen Staat und Volk 
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entstehen. Es fehlt sogar nicht an Bestrebungen, die einer Übereinstimmung 
' zwischen beiden mehr oder weniger bewußt entgegenwirken. Erobererstaaten 
_ entrissen die unterworfenen Völker ihrem natürlichen Zusammenhang und mischten 
sie durchVerpflanzung willkürlich durcheinander. Andere Staaten locken absicht- 
lich Volksfremde ins Land, wie slavische Herrscher im Mittelalter so vielfach 
_ Deutsche herbeigerufen haben, um den Wald zu roden und die Bergschätze zu 
erschließen. So bilden sich übervölkische Staaten und zwischenstaatliche Völker, 
unter denen die Juden das Extrem darstellen. Beide werden der Richtung auf die 
allgemeinen, erdumspannenden Zusammenhänge zuneigen. 

All diese Widersprüche zwischen Volk und Staat wecken auch wieder 
das Streben, sie auszugleichen, also jene beiden räumlich zur Deckung zu bringen. 
Dabei kann der Gedanke zur Vereinigung sowohl von dem Volk wie von dem 
Staat ausgehen. Ein Volk mit dem Bewußtsein der Zusammengehörigkeit sucht 
die staatliche Form, um sein inneres Wesen, das ihm zum höchsten Gut geworden 
ist, schützen und ausbilden zu können. Die Idee des Nationalstaates beherrscht 
die Neuzeit, und obwohl im Weltkrieg den anderen Tendenzen der Sieg blieb, hat 
doch auch jener Gedanke vom „Selbstbestimmungsrecht der Völker“ einen neuen 
Anstoß bekommen. Er wird seine gestaltende Kraft weiter bewähren. 

Der Weg vom Volk zum Staat trifft auf Schwierigkeiten, wo der räumliche Zu- 
sammenhang des Volksgebietes gelockert ist. Wenn sich die Völkergrenzen 
mannigfach verzahnen, können ihnen die politischen Grenzen nicht genau folgen. 
Es muß dann im einzelnen das Bedürfnis des Staates nach Geschlossenheit seines 
Gebietes und Einfachheit seiner Umrisse den Ausschlag geben. Sollten auch die 
zerstreuten, weiter abliegenden Volkssplitter mit aufgenommen werden, so könnte 
das nur mit Eingliederung der sie verbindenden Teile fremden Volksgebietes ge- 
schehen; dann aber würde der Volksstaat sich selbst aufheben. 

Daß nicht nur das Volk den Staat schafft, sondern auch der Staat das Volk, 
wird nicht immer genügend beachtet. Von den größeren Völkern Europas hat 
sich keines ohne Aufnahme fremder Bestandteile gebildet, und keines wäre zur 
Einheit gelangt, wenn nicht staatlicher Zusammenschluß dazu geholfen hätte. 
Selbst das lockere Gefüge des alten deutschen Reiches ist eine Vorbedingung für 
die Herausbildung eines deutschen Volkstum gewesen. Ohne dies wären die 
germanischen Stämme weiter auseinander gegangen, sie hätten sich sprachlich 
immer mehr von einander entfernt und zu besonderen Völkern ausgebildet. Dem 
Staat der Neuzeit liegt besonders viel daran, seine Bevölkerung zu einem wahren 
Volk umzugestalten; denn der Gesamtwille muß dureh die Vertiefung des Gemein- 
schaftsgefühls wesentlich verstärkt werden, was bei dem verfassungsmäßigen An- 
teil der Bevölkerung am Staatsleben erhöhte Bedeutung gewinnt. Auf dem Wege 
der Vereinheitlichung wird der Staat bei zielbewußter Ausdauer auch sicherlich 
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bedeutende Erfolge erzielen können. Sind aber die Bevölkerungselemente gar zu 
ungleich, so wird es schließlich eine Grenze geben, an der alle Versuche einer | 
innerlichen Verschmelzung scheitern müssen. Ob bei den Vereinigten Staaten 
die höchst planvolle Pflege des amerikanischen Selbstgefühls, verbunden mit der | 
ausgeprägten Eigenart des großen zusammenhängenden Wohnraumes tatsächlich 


den Erfolg haben wird, aus der „Nation“ ein wirkliches Volk zu machen, muß 


die Zukunft lehren. Zweifel sind berechtigt, zumal die ost- und südeuropäische 
Einwanderung der letzten Jahrzehnte die Unterschiede vermehrt hat und der 


Gegensatz zwischen Weißen und Negern sich eher vertieft als verflacht. Gelingt 
aber die Verschmelzung nicht, so bleibt es zuletzt bei dem bloßen Staatsgedanken, 
dem die Stammesart der Bewohner gleichgültig ist. Dann wäre die Sprachge- 
meinschaft nur eine äußerliche; sie würde nicht mehr bedeuten wie das Englisch- 
sprechen der Iren. Gänzlich gescheitert ist der Versuch einer Vereinigung der 
Völker des alten Österreich, obwohl die geographischen Beziehungen der Kron- 
länder zu einander einer solchen keineswegs ungünstig waren. Niemals nach- 
drücklich verfolgt, mußte das Ziel endgültig entweichen, als das verbindende 
deutsche Element, statt einflußreicher, immer schwächer wurde. 

Der Weg, der vom Volk zum Staat führen soll, kann in anderer Richtung das 
Ziel verfehlen. Bildet der Glaube an sich selbst die Vorbedingung für die Schaffung 
des Nationalstaates, so schließt er bei einem großen Volke auch die tiefwurzelnde 
Überzeugung ein, daß es eine Aufgabe für die Menschheit zu erfüllen habe. Es 
wird nicht Halt machen an den Grenzen seiner Verbreitung, es wird suchen, 
durch friedliche oder kriegerische Eroberung seine Wesenheit, seine Kultur aus- 
zubreiten. Je größer der Erfolg, der ihm auf diesem Wege beschieden ist, desto 
sicherer wird sich dabei das eigene Volkstum verflachen, um schließlich ganz in 
der Allgemeinheit aufzugehen, wie es einst mit dem Griechentum infolge des 
Alexanderzuges geschah. Gelänge es den Franzosen, die ja überzeugt sind, daß 
es für die anderen Völker kein größeres Glück gäbe, als wenn sie ihrer 
Kultur teilhaftig würden, ihre weitausschauenden Herrschaftspläne zu ver- 
wirklichen, so wäre dies das sichere Ende ihrer Volksindividualität, Selbst 
dem „auserwählten“ Herrenvolk der Engländer dürfte ein gleiches Schicksal, 
wenn die Entwickelung ihres Reiches in den bisherigen Bahnen weitergeht, 
eben so wenig erspart bleiben wie ihren römischen Vorgängern. Die Ver- 
armung des geistigen Lebens bei wachsender Machtentfaltung und immer 
steigender Schätzung äußerlicher Zivilisationswerte, wie sie sich in dem Ver- 
lust des nationalen Dramas, in dem gänzlichen Verschwinden der ehemals 
blühenden eigenen Musik, und neuerdings auch in dem offenbaren Absinken 
der Wissenschaft zeigt, muß selbst den festesten Nationalcharakter aushöhlen. — 
Auf solche Weise hebt sich der Volksgedanke selbst auf. Das Wertvollste, 
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_ was die Ausprägung völkischer Eigenart mit sich bringt, die aus innerem Erleben 
4 "erwachsene Kultur, verliert sich in die Allgemeinheit einer äußerlichen Zivilisation. 

"Nicht die möglichst weite Ausbreitung seiner Herrschaft kann es deshalb sein, 
was ein Volk seinem Wesen nach ersehnen muß, sondern die Verstärkung und 

Vertiefung der inneren Gemeinschaft, und nur soweit kann eine Ausbreitung ihm 

wahrhaft nützen, als sie sich mit diesem Ziel verträgt. Eine nationale Wirtschaft, 
_ ein völkischer Staat, müssen dieser inneren Gemeinschaft die feste Grundlage und 
‚den sicheren Schutz geben. Dann hat der Staat seinen reichsten, lebensvollsten 
Inhalt. Das Verhältnis der Völker zu einander aber sollte sich regeln auf Grund 
einer gegenseitigen Achtüng, wie sie aus wahrer Selbstachtung erwächst. Einen 
paradiesischen Ruhezustand ohne Fehde, mit ein für allemal feststehenden Grenzen 
kann das freilich nicht bedeuten. Im ewigen Wechsel der Dinge muß das Volk 
seine Stellung täglich neu erobern und verteidigen, im äußeren Streit sein 
inneres Wesen lebendig erhalten. Aber es wäre doch etwas ganz Anderes als die 
äußerlich so großartigen, innerlich so hohlen Weltherrschaftsgedanken die nur 
dazu führen, alle Freiheit, sei es mit Gewalt niederzuschlagen, sei es — was fast 
noch schlimmer ist — beim Schein äußeren Gedeihens zu untergraben. Ein Volk, 
dem es gelänge, solche Ideen nicht nur zu einer theoretischen Anerkennung, 
sondern zur tatsächlichen Herrschaft zu bringen, würde eine unvergleichlich viel 
höhere Aufgabe für die Menschheit erfüllen als irgendein Welteroberer, mag er 
sich noch so sehr zu diesem Berufe auserwählt glauben. 

4. Die letzten Ausführungen streiften bereits eine Gedankenwelt, die noch tiefer 
wurzelt und noch höher hinaufreicht als die des Volkstums. Es ıst die Religion. 
Von ihrem vielfältigen Einfluß auf Staat, Volk und Anderes kann hier nur an- 
deutungsweise die Rede sein und immer nur im Hinblick auf die räumliche Ver- 
breitung der Religionsgemeinschaften. Auch sie beginnen im engsten Rahmen, 
da sie zunächst nur einzelne Stämme oder noch kleinere Gruppen umfassen. 
Unter den Faktoren ihrer weiteren Verbreitung ist die Staatsmacht zwar nicht der 
einzige, aber in älteren Zeiten jedenfalls der wirksamste. Im früheren Altertum 
waren die Religionen Staatsreligionen;; beider Gebiet fiel meist zusammen. Wurden 
im Orient Völker unterjocht, so wurden auch ihre Götter unterworfen, die Götter- 


bilder entführt. Der Islam gewann seine weiten Räume mit den Eroberungen 
der Araber, und selbst das Christentum ist nach der rein geistigen Frühzeit oft 
genug durch politische Machtmittel verbreitet worden. 

Ist es hier der Staat, der die Religion weiterträgt, so kann sie selbst wieder auf 
die staatliche Ausdehnung nachhaltig einwirken. Denn der Glaube an die eigene 
Überlegenheit und an die Aufgabe für die Menschheit, von dem wir sprachen, 
wurzelt entweder in religiösen Vorstellungen oder nimmt mehr oder weniger 
religiöse Formen an, wie wieder Alexander der Große am deutlichsten zeigt. So 
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leitet sich aus dieser Quelle das Recht, ja, die Pflicht zur kriegerischen oder fried- | 
lichen Eroberung her. Nicht nur der Islam, sondern auch die christlichen Völker, 
nicht zum wenigsten die Engländer, liefern Beispiele dafür. 

Erst nach einer gewissen Befestigung des Bestandes setzt beim Christentum, 
wie beim Islam die reine Glaubensmission in fremde Länder ein. Doch konnte 
sie wiederum des staatlichen Rückhalts oft nicht entbehren und hat, gewollt 
oder ungewollt, staatliche Folgen nach sich gezogen. 

Auch losgelöst vom Staat ist aber die Religion in ganz besonderem Maße ge- 
eignet, ihre Bekenner zusammenzuschliessen. Sie kann darin selbst dem Volk 
überlegen sein, wie die Verhältnisse in Indien zeigen, und wie es bis vor kurzem 
noch auf der Balkanhalbinsel zu beobachten war, wo das Bekenntnis eine viel 
engere Gemeinschaft schuf als die Sprache. Doch tritt die Religion in der Beziehung, 
wenigstens in Europa, immer mehr hinter der Volksgemeinschaft zurück. Was 
bleibt und fortwirkt, ist die allgemeine, über allem Staatlichen und Völkischen 
stehende Macht des religiösen Gedankens, wie sie im Christentum von allem Anfang 
an lebendig ist. Ins Irdische übertragen bedeutet dies ein Streben nach weltum- 
fassender Einheit. So scheint die Religion in dieselbe Richtung zu weisen, welche 
die Herrschaft und die Wirtschaft einschlugen, denen sie als geistige Macht oft 
weit voraneilen konnte. 

Damit wären denn die größten Gegensätze in eine Nähe gerückt, die bedenklich 
erscheinen muß. In der Tat, sollte die Religion, wegen der äußerlich gemein- 
samen Richtung, mit den Gedanken der Weltherrschaft und der Weltwirtschaft 
in engere Verbindung treten, so könnte es nur auf Kosten ihres eigenen Wesens 
geschehen. Wäre schon die Erneuerung kirchlicher Machtansprüche nicht zum 
Segen des religiösen Lebens, so müßte eine Verbindung mit dem Weltwirtschafts- 
system geradezu verhängnisvoll werden. Es genügt, an das bekannte Wort zu er- 
innern, daß die Engländer „God“ sagen und „cotton“ meinen, sowie an jenes 
widersittliche Verfahren der Weltwirtschaft, die Selbständigkeit der Völker zu 
untergraben. Man braucht aber nicht einmal so weit zu gehen, um zu bezweifeln, 
ob die religiöse Einheit aller Menschen wirklich erstrebenswert sei. Einheit bei 
reinster Innerlichkeit mag wohl als letztes Ziel vorschweben. Aber das liegt dann 
in unendlicher Ferne. In der Welt der Erfahrung werden die beiden Forderungen 
sich gegensätzlich verhalten. Eine Einheit wird nur in den mehr äußerlichen 
Dingen erreichbar sein, die in tiefster Seele wurzelnde Religiosität aber wird sich 
in mannigfachen Formen kundtun. Sollte da nicht gerade in der beschränkten 
Einheit des geistig verbundenen Volkes jenes Zugleich von Freiheit und Gemein- 
schaft am besten gegeben sein, das die Voraussetzung fruchtbringenden religiösen 
Lebens bildet? Suchte jedes Volk den einfachen und doch unerschöpflich tiefen 
Gedanken des Christentum frei nach der besonderen Art, die ihm gegeben, nach- 
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_ zuleben, so müßte das der religiösen Entwickelung höchsten Reichtum und 
Kraft verleihen. So steht die Religion trotz ihrer allumfassenden Aufgabe nicht 
_ in einem notwendigen Gegensatz zu der Beschränkung des Volkstums; vielmehr 
kann eins das andere stützen und fördern. — 

Noch einmal denken wir zum Schluß an den Schauplatz des Kampfes der 
Gemeinschaftskräfte, der hier in kurzen Worten geschildert wurde. Das der Erd- 
oberfläche eigene Zugleich von Gliederung und Zusammenhang spiegelt sich 
in den bald auf das Ganze zielenden, bald sich beschränkenden Bestrebungen 
wieder. Aber die unendliche Vielheit dieser sich kreuzenden und widerstreitenden 
Vorgänge verhindert eine durchgehende Anpassung an die Gestaltung der Erd- 
- oberfläche, von der doch alle einzelnen Bewegungen in ihrem Verlauf beein- 
Außt werden. Nimmt man auch nur die Staaten, so gibt es neben Fällen, bei 
denen die Anpassung an die geographischen Gegebenheiten in der Tat weit 
gediehen ist, doch des Widersprechenden genug. Dabei geht es nicht an zu 
sagen: dies sind schnell wechselnde Zufälligkeiten, Dauer hat nur das, was den 
geographischen Bedingungen entspricht. Tatsächlich ist geographisch Wider- 
sinniges oft lange erhalten geblieben, während das anscheinend Naturgegebene 
nur für Augenblicke oder auch niemals verwirklicht wurde. Wie aus dem Verhältnis 
- des Staates zu den anderen Gemeinschaften Bestrebungen entstanden, die Gebiete 
, zur Deckung zu bringen, so erwachsen solche Tendenzen auch aus dem Verhältnis 

des Staates zur Gliederung der Erdoberfläche, und es ergibt sich der Einklang von 
Staat und Land, — dieses in der Gesamtheit seiner geographischen Eigenschaften 
genommen —, nicht zwar als Ausdruck des Wirklichen, wohl aber als eine der 
gestaltenden Ideen, die das Staatsleben bestimmen. 


ANMERKUNGEN 
1) Vgl. hierzu die geistvollen Betrachtungen von politik und seine Begründung. Umrisse zur Ge 
J. v. Cholnoky über „Künstliche Berieselung schichte einer wirtschaftspolitischen Idee. Jahr- 
in Innerasien unddieVölkerwanderung.“ Geogr. bücherfür Nationalökonomie undStatistik, Jena, 
Zeitschr. 1909, Bd. 15, S. 241—258. 1923, Bd. 120, $. 1993— 241. 
2) Wertvolle Gesichtspunkte zur Beurteilung der ?°) Vgl. Fr. Ratzel, Politische Geographie, 2. Aufl., 
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H. LAUTENSACH: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER ALTEN WELT 


Die politische Lage der neutralen Staaten in 
Europa war vor 1914 eine ungleich günstigere 


als heute. Damals verhinderte das System des 


Gleichgewichts der Großmächte auf dem europä- 
ischen Festland auch die geringfügigste Verletzung 
ihrerHoheitsrechte. Heute sind sie den Übergriffen 
der Siegerstaaten schutzlos preisgegeben, falls sie 
sich nicht selbst zu wehren verstehen. Das gilt 
ganz besonders von der Schweiz, die, ohne einen 
erlösenden Ausweg zum Meer, mitten in die hoch- 
gespannten geopolitischen Kraftfelder Europas 
eingekeilt ist. Zweidrittel ihrer Grenzlänge hat sie 
jetztmit Frankreich und Italien gemeinsam. Frank- 
reich greift seit 1919 im Nordwesten bis an die 
Tore von Basel vor und droht durch seine elsäs- 
sischen Kanalisierungspläne, derSchweiz den ein- 
zigen schiffbaren Wasserweg zum Meere lahm zu 
legen und den eben ausgebauten Baseler Rhein- 
hafen zu einem Karpfenteich zu machen. Im Süd- 
osten reicht Italien seit der Annexion Südtirols 
bis zum Reschenscheideck und umfaßt damit die 
Ausstülpung des zur Schweiz gehörenden, aber 
zur Etsch entwässernden Münstertales, das der un- 
entwegte Irredentist Ettore Tolomei schon 1915 
als ein Ziel italienischer Aneignungswünsche be- 
zeichnethatte. Nachdem Italien in Tirol, im Isonzo- 
gebiet und Karst an seine der Volksmeinung nach 
„natürliche“ Grenze, die periadriatische 
Wasserscheide, gelangt ist, ragt nur noch die 
Schweiz ins Stromgebiet des Po vor, und was liegt 
daher näher, als daß das italienische Volk auch 
ein „natürliches“ Anrecht auf das Flußgebiet des 
Tessin zu haben meint, in dem, im Gegensatz zum 
Etsch- und Isonzogebiet, das Italienische sogar die 
ausschließlicheLandessprache ist. DerDe putierte 
Mussolini bewegte sich ganz im Rahmen dieser 
Gedankengänge, als er 1920 äußerte, die natürliche 
Grenze Italiens liege am Gotthard. DerMinister- 
präsident Mussolini allerdings erklärte erst vor 
wenigen Wochen, er kenne keine Tessiner Frage, 
was den Mailänder „Ambrosiano“ sofort zu der 


sehr offenherzigen Bemerkung veranlaßte, das sei 
hoffentlich nicht die wahre Meinung des Duce. Es 
ereigneten sich auch seit dem Rommarsch der 
Schwarzhemden allepaarMonate in dem italienisch- 
tessinischen Grenzraum „Zwischenfälle“, so in 
Mendrisio, Ponte Tresa, Varese, Lugano. In Süd- 
tirol begannen mit der Faszistenherrschaft rück- 
sichtslose Italienisierungsversuche. Den Namen 
Südtirol auszusprechen, wurde bei hoher Strafe 
verboten; stellt er doch einen staatsgefährlichen 
Begriff dar! Alle deutschen und ladinischen Berg-, 
Fluß- und Ortsnamen wurden in die oft wunder- 
lichsten italienischen Formen gegossen. In den 
Fahrplänen findet man die guten alten deutschen 


Städte Bozen, Franzensfeste, Bruneck unter Bolzano, 


Fortezza, Brunico. Alle diese Versuche haben aber 
nur den Ladinern gegenüber Erfolg gehabt, die 
nach italienischer Auffassung überhaupt nur eine 
italienische Mundart sprechen, und könnten die 
Italiener daher allerdings leicht ermutigen, ihre 
Propaganda auf die Rhätoromanen Graubündens 
auszudehnen. Die Deutschen haben trotz des 
faszistischen Terrors am 6. Aprild.J. 35 000 Wähler 
(gegenüber 40 000 ıgıgim demokratischen Italien) 
auf die Beine gebracht, und so sind wieder zwei 
deutsche Abgeordnete ins römische Parlament ein- 
gezogen. Seit diesem Frühjahr, ganz besonders 
seit der durch die Ermordung Matteottis hervor- 
gerufenen innerpolitischen Krise ist jedoch an der 
Schweizer Ost- und Südgrenze eine gewisse Ent- 
spannung eingetreten. Die Tessiner „Zwischen- 
fälle“ haben ihre diplomatische Erledigung gefun- 
den und sich seit April nicht wiederholt. Der 
Polizeikommissar in Bruneck, der Terrorakte gegen 
die deutschen Wähler begünstigt hatte, wurde nach 
Sizilien versetzt, der dortige Unterpräfekt Paterno 
wird ihm vermutlich folgen. 

Viel schwieriger ist die politische Lage der 
Schweiz gegenüber Frankreich, und zwar nicht 
ganz ohne eigene Schuld. Hat doch die Schweiz 
am ı6. Maj ı920 ihren Beitrittzum Völker. 


 bund erklärt und sich damit ihrer wahren Neu- 
 tralität solange begeben, bis der Völkerbund aus 
einem politischen Werkzeug der Siegerstaaten zu 
_ einem unparteiischen Hort und Wahrer des Welt- 
‚friedens geworden sein wird. Schon 7 Monate 
nach ihrem Beitritt wurde die Schweiz von Paris 
aus auf ihre militärische „Durchlässigkeit« ge- 

prüft, dadurch daß das Ansinnen auf Durch- 
marsch von „Völkerbund“truppen gestellt 
‚wurde, die als Abstimmungstruppen im Wilna- 
gebiet Verwendung finden sollten. Nach anfäng- 
licher Zustimmung von seiten des Vorstehers des 
‘ Politischen Departements, Motta, verweigerte der 
Bundesrat „in diesem Falle“ den Durchzug, weil 
„keine zwingende Notwendigkeit“ zur Benutzung 
schweizerischen Gebiets vorliege, fügte jedoch 
hinzu, daß dieser Mitteilung keineswegs „der Cha- 
raktereinerprinzipiellen Entscheidung“ zukomme. 
Nun wurde im verflossenen Frühjahr der Wort- 
laut des am 24. ı. d.J. geschlossenen französisch- 


Artikel 3 sich die beiden vertragschließenden Teile 
verpflichten, sich im Fall einer wiederauflebenden 
AnschlußbewegungDeutschösterreichsan Deutsch- 

“ land „über die eventuell notwendigen Maßnahmen 
_ zu verständigen“, und unter diesen kann nur eine 
militärische Besetzung Österreichs gemeint sein. 
Wie, fragt sich der aufrechte Schweizer mit Recht, 
sollen französischeT'ruppen nach Österreich anders 
kommen als durch die Schweiz, wo der Zug durch 
Süddeutschland Krieg mit dem Deutschen Reich 
bedeuten würde, die Italiener aber sich eine Be- 
nutzung der Bahn Grenoble— Turin — Udine — 
Villach sehr energisch verbitten würden? Der 
schlimmste Übergriff Frankreichs aber ist der 
Genfer Zonenkonflikt, der über das in Heft 3 
dieser Zeitschrift (S.188) geschilderte Stadium 
seither noch nicht hinausgekommen ist. Denn die 
ersten Verhandlungen der beiderseitigen Rechts- 
delegierten, die Mitte Mai d.J. in Paris stattfanden, 
verliefen gänzlich ergebnislos, indem der franzö- 
sische Delegierte einfach den Standpunkt vertrat, 
der von der Schweiz zuvor in bald einem halben 
Dutzend Noten als völlig unannehmbar bezeichnet 
worden war. Unter dem Eindruck der durch den 
Beitritt zum Völkerbund drohenden Gefahr bildete 
sich im Juni 1921 der „Volksbund für die 


tschechischen Bündnisvertrages bekannt, in dessen 
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Unabhängigkeit der Schweiz“. Das Eid- 
genössische Politische Departement verunglimpfte 
in einem vertraulichen Bericht an seine Gesandt- 
schaften vom 4. Juli 1921 diesen aufs schwerste. 
Als im Juniheft 1924 der ausgezeichneten „Schwei- 
zerischen Monatshefte für Politik und Kultur“ 
jener Geheimbericht veröffentlicht wurde, ging 
eine Welle der Entrüstung gegenüber Motta durch 
die deutsche Schweiz. Es ist klar, daß unter solchen 
inner- und außerpolitischen Schwierigkeiten das 
Einvernehmen der drei in derSchweiz vereinigten 
Hauptnationalitäten leiden muß. 

Auf anderen Gebieten hat die Schweiz in der 
Nachkriegszeit erfreuliche Wiederaufbauarbeit ge- 
leistet. Soeben hat der Bundesrat eine neue 
Truppenordnung herausgebracht, die die Ver- 
teidigungsmöglichkeit der Schweiz wesentlich ver- 
bessert, in dem sie in kluger geopolitischer Einsicht 
den Gebirgscharakter des Landes stärker als bisher 
militärisch zu nützen bestrebt ist. Auch hebt sich in 
diesem Jahre die Schweizer Wirtschaft. Die Aus- 
fuhr nach Deutschland war im ı1.Vierteljahr 1924 
dreimal größer als im gleichen Zeitraum 1923, und 
im Anschluß an die Schweizer Mustermesse in Basel 
tagten die südwestdeutschen und schweizerischen 
Handelskammern in gemeinsamer Sitzung. Die 
Zahl der Arbeitslosen fiel bis Mitte Mai auf 23000. 

Deutsch-Österreich erschien bisher dem 
geopolitisch Schauenden als das unglücklichste po- 
litische Gebilde der Nachkriegszeit: fast ausschließ- 
lich ein Gebirgsstaat mit ungemein ungünstiger 
Grenzführung, ohne genügend umfangreichen pro- 
duktiven Boden, ohne zahlreiche Bodenschätze, vor 
allem fast ohne Steinkohlen, ohne den blühenden 
Durchgangshandel und Fremdenverkehr der 
Schweiz, mitdem Wasserkopfeiner weit exzentrisch 
gelegenen 2 Millionen-Hauptstadt, die fast ein 
Drittel der Gesamtbewohnerzahl beherbergt. Da 
machte der Völkerbund aller geopolitischen Un- 
gunst zum Trotz das unmöglich Scheinende mög- 
lich. Er „sanierte“ Österreich. Die französische, 
englische, amerikanische Finanz stützte die Krone, 
die seit September 1922 völlig stabil auf dem 
14.400. Teil des Vorkriegswertes steht. Der bis- 
herige Rotterdamer Bürgermeister, Zimmerman, 
wacht als Generalkommissar des Völkerbundes in 
Wien unerbittlich darüber, daß die dem öster- 
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reichischen Staat geliehenen Gelder in dessen 
Sinne verwendet werden. Es kam das überaus 
starke Anziehen der Steuerschraube, die Herab- 
setzung der Beamtengehälter, der Beamtenabbau. 
Alles aber genügte nicht, und so beantragte die 
österreichische Regierung auf der Völkerbundrats- 
tagung im Juni d. J.die Erhöhung des Sanierungs- 
budgets von 350 auf 530 Mill. Goldkronen. Dieser 
Antrag wurde nicht genehmigt, eine endgültige 
Stellungnahme wurde der Vollversammlung des 
Völkerbundes, die im Herbst tagen soll, vorbe- 
halten. Damit ist, schon nach Ablauf von 2 Jahren, 
der Erfolg des ganzen Sanierungswerkes 
in Frage gestellt. Österreich macht eine 
schwere finanzielle und wirtschaftliche Krise nach 
der anderen durch. Seine Handelsbilanz ist stark 
passiv (1923 mit 715 Mill. Goldkronen), seine 
gänzlich unzureichend besoldete Beamtenschaft 
unzufrieden, die Bundesbahnen, deren Elektri- 
sierung allerdings tatkräftig in Angriff genommen 
wird, bedürfen immer noch eines Zuschusses, das 
Gleichgewicht in Staatsausgaben und -einnahmen 
ist nach seiner Herstellung um die vergangene 
Jahreswende erneut gestört, der Hektarertrag der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen bleibt um 
10— 20°/, unter dem Vorkriegsertrag zurück, die 
Beschäftigung der Industrie ist infolge der Über- 
belastung mit Steuern und der Kreditnot bis unter 
50°/, der Vorkriegsleistungsfähigkeit herabge- 
drückt. Die Finanzkontrolle seitens des Völker- 
bundes wird daher nicht vorzeitig aufgehoben, 
wie Österreich jüngst in Genf beantragt hatte. 
Wie so viele andere europäische Mittel- und 
Kleinstaaten hat auch die Tschechoslowakei 
ihre Agrarreform durchgeführt. Hier zeigt sich 
am krassesten, wasauch das Beispiel Polens(s.8.258), 
Litauens, Lettlands und Estlands lehrt, daß in 
diesen Jahren eine jede Agrarreform in Län- 
dern mit deutscher Teilbev ölkerung zu 
ungunsten des Deutschtums ausläuft. 
Obwohl sudetendeutschen Parteien 
(s. 8.319) eigentlich den deutschen Großgrund- 
besitz vertritt und daher grundsätzlich Gegner 
einer Bodenreform ist, lehnen trotzdem alle, die 
Kommunisten inbegriffen, eine Asgrarreform, wie 
sie in der Tschechoslowakei betrieben wird, ganz 
entschieden ab. Denn deren ein ziger Zweck 


keine der 
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besteht darin, dietschechische Faust auf 
deutsche Heimaterde zu legen. Vielfach al 
wurde der angeblich so staatsschädliche Groß- 
grundbesitzbelassen,indem man den den deutschen 
Großgrundbesitzern entzogenen Boden tschechi- 
schen Großagrariern, Industriellen und Börsianern 
zuschanzte. Bisweilen wurde nur ein Drittel des 
enteigneten Bodens kleinen Anwärtern zuerkannt, 
darunter tschechischen Legionären, die von Land- 
wirtschaft nicht das Geringste verstehen. Die 
nächste Bodenenteignung, die 205900 ha um- 
fassen wird, soll im Herbst dieses Jahres erfolgen. 
Durch sie werden etwa 20000 Güterangestellte 
und landwirtschaftliche Arbeiter, und zwar meist 
Deutsche, brotlos werden. 

In das Enteignungsverfahren sind auch die an 
der deutschen Grenze gelegenen Wälder ein- 
geschlossen. Da die Randgebiete fast ausnahms- 
los von Deutschen bewohnt werden, sind in diesen 
Wäldern, soweit sie Privatbesitz sind, auch 
größerenteils bisher Deutsche als Förster, Köhler, 
Holzarbeiter, Beerensucher tätig. Aus strategi- 
schen Erwägungen heraus soll die Grenzwacht 
hier lieber den Tschechen anvertraut werden. Der 
Deutsche, den man bis aufs Blut peinigt, erscheint 
als ein zu unsicherer tschechoslowakischer Staats- 
bürger. 

Die entsprechenden Methoden, wie bei der 
Agrarreform, wenden die Tschechen bei der Ent- 
lassung und Versetzung der Beamten, in der Schul- 
politik, bei der Abhängigmachung der deutschen 
Industrie von den nationaltschechischen Banken 
an. Das Ziel ist die Durchsetzung und 
schließlich die Auflösung des geschlos- 
senen deutschen Sprachgebiets in Böh- 
Mähren und Österreichisch- 
Schlesien. Alle deutschen Privatschulen im 
Hultschiner Ländchen z. B. sind aufgelöst 
worden. Vom September ab wird in allen Hult- 
schiner Gemeinden mit Ausnahme von Zauditz 
und Thröm nur tschechisch unterrichtet. Dabei 
haben die Gemeindewahlen im Hultschiner Länd- 
chen vom 15. Juni d. J. den Deutschen ı9, den 
Tschechen nur ı ı Mandate gebracht. Und dieses 
Land mußte das Deutsche Reich im Versailler 
Vertrag abtreten, weil die Bevölkerung nicht 
deutsch, sondern tschechisch sei! 


men, 
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Ber Am ı. Juni wurden in der Tschechei 2 Aus- 
stellun gen eröffnet, die weit über die Landes- 


f 
ü 


renzen hinaus Beachtung finden. Die Prager 
| Luftzeugausstellung ist die Schaustellung des im- 
| perialistischen Tschechentums, die Aussiger Aus- 
' stellung für Kultur und Wirtschaft ein Beweis 
_ friedliebenden kulturfördernden Schaffens der 
Deutschböhmen. 
- Die Slowaken, die sich ebenfalls als bedrückte 
Minderheit in der Tschechei fühlen, obwohl sie 
‚den Tschechen völkisch nahe verwandt sind, for- 
_ dern Autonomie: einen eigenen Landtag in Preß- 
burg und eine eigene Regierung. Das Mindest- 
programm der slowakischen Abgeordneten im 
Prager Parlament lautet: Gleichberechtigung, selb- 
_ ständige Verwaltung und eigenes Schulwesen. 
Eine Erreichung auch dieses Mindestzieles auf 
parlamentarischem Wegeerscheintausgesch lossen. 

Die wirtschaftliche Lage der Tschecho- 
slowakei ist die günstigste in ganz Mitteleuropa. 
Die Zahl der Arbeitslosen ist von 112500 im 
Mai 23 auf 29000 im Mai 24 gesunken. Die 
Zucker-, Hopfen- und Glasausfuhr hat sich gegen- 
“ über 1923 stark gehoben. Die Handelsbilanz (s. S. 
319) ist nach wie vor aktiv. 

In noch stärkerem Maße als für die Tschecho- 
slowakei ist in Polen das Minderheiten- 
problem die Kardinalfrage staatlicher Existenz. 
Dieses verlangt zu seiner Lösung weiter nichts, als 

daß der polnische Staat die in seiner Verfassung 
niedergelegten und in dem (einen Bestandteil des 

Versailler Diktats ausmachenden) Minderheiten- 
vertrag ihm zugewiesenen Verpflichtungen sinn- 

gemäß erfüllt. Des ist aber ein großer Teil der 
polnischen Führer, vor allem auf der Rechten, 
durchaus nicht willens. Der polnische Senatsmar- 
schall Trompzynski forderte kürzlich allen Ernstes 
sogar die formale Aufhebung des Minderheiten- 
schutzvertrages. Am furchtbarsten istdieErregung 
der völkischen Minderheiten im Osten, unter den 
größtenteils orthodoxen Weißrussen u. Ükrainern, 
denen die Polen ihre Gotteshäuser nehmen, und 
die von dem gerade hier besonders ungebildeten 
polnischen Beamtentum gepeinigt werden. Diese 
vor zweiJahren noch völlig politisch gleichgültigen 
Bauern sehen jetzt in einem Kriege zwischen Polen 
und Rußland die einzige Rettung. Ihr Führer sagte 


den Polen im Sejm Kampf bis aufs Messer an. 
— Auf den russischen Krieg bereitet sich Polen 
zielbewußt vor. Es hat es unter der Leitung seiner 
Kriegsminister Sosnkowski und Sikorski verstan- 
den, die von den drei Teilungsmächten am Welt- 
kriegsende übernommenen Truppenkörper zu 
einem einheitlichen Ganzen zusammenzuschweißen 
und durch Einführung der allgemeinen zwei- 
jährigen Dienstpflicht sich eine Friedens- 
präsenzstärke von 350000 Mann zu sichern, so 
daß es in wenigen Jahren eine einheitlich durch- 
gebildete Armee von mehr als ı Million Mann 
Kriegsstärke besitzen wird. Alles das in denselben 
Jahren, in denen das mehr als doppelt so volk- 
reiche Deutschland mit seinen 100000 Berufssol- 
daten immer erneut auf seine völlige „Abrüstung“ 
durchsucht wird! Dem Abbruch der Wiener Ver- 
handlungen über Bessarabien ist sofort ein Schritt 
des polnisch-rumänischen Generalstabssyndikats 
gefolgt; der Chef der Operationsabteilung des ru- 
mänischen Generalstabes, General Florescu, unter- 
nahm eine dreiwöchige Informationsreise durch 
die polnischen Garnisonen. 

Die Kosten für die Unterhaltung des Heeres 
machen fast die Hälfte der gesamten Staatsein- 
nahmen aus. Die Existenz dieses Heeres bedroht 
somit ernstlich die wirtschaftliche Zukunft Polens. 
Die polnische Währung ist seit einem halben 
Jahr stabilisiert. An die Stelle der Polenmark ist 
der Zloty und der Groschen getreten, die durch 
dieneuepolnischeGoldnotenbank gehalten werden. 
Welcher ungeheueren Opfer aber hat es bedurft, 
um dieses Ziel zu erreichen! An Italien mußte 
unter drückendsten Bedingungen das polnische 
Tabakmonopol verpfändet werden, um eine Gold- 
anleihe von ro0 Millionen Goldlire zu erhalten. 
Der berühmte Urwald von Bialowecz und andere 
Wälder, insgesamt 300 000ha bester Bestände, sind 
auf ı3 Jahre der englischen Century Trust Ltd. 
zur Ausbeutung überlassen worden. Da auch große 
Teile der Lodzer und ostoberschlesischen Indu- 
strien in englische und französische Hände über- 
gegangen sind, stehen wir einer beispiellosen 
Überfremdungder nationalenWirtschaft 
gegenüber, die immer noch größer werden wird, 
wenn der Zloty vor dem Schicksal der Polenmark 


bewahrt werden soll. Neben diese ausländischen 
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reichischen Staat geliehenen Gelder in dessen 
Sinne verwendet werden. Es kam das überaus 
starke Anziehen der Steuerschraube, die Herab- 
setzung der Beamtengehälter, der Beamtenabbau. 
Alles aber genügte nicht, und so beantragte die 
österreichische Regierung auf der Völkerbundrats- 
tagung im Juni d. J.die Erhöhung des Sanierungs- 
budgets von 350 auf 530 Mill. Goldkronen. Dieser 


Antrag wurde nicht genehmigt, eine endgültige 


Stellungnahme wurde der Vollversammlung des 
Völkerbundes, die im Herbst tagen soll, vorbe- 
halten. Damit ist, schon nach Ablauf von 2 Jahren, 
der Erfolg des ganzen Sanierungswerkes 
in Frage gestellt. Österreich macht eine 
schwere finanzielle und wirtschaftliche Krise nach 
der anderen durch. Seine Handelsbilanz ist stark 
passiv (1923 mit 715 Mill. Goldkronen), seine 
gänzlich unzureichend besoldete Beamtenschaft 
unzufrieden, die Bundesbahnen, deren Elektri- 
sierung allerdings tatkräftig in Angriff genommen 
wird, bedürfen immer noch eines Zuschusses, das 
Gleichgewicht in Staatsausgaben und -einnahmen 
ist nach seiner Herstellung um die vergangene 
Jahreswende erneut gestört, der Hektarertrag der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen bleibt um 
10— 20°/, unter dem Vorkriegsertrag zurück, die 
Beschäftigung der Industrie ist infolge der Über- 
belastung mit Steuern und der Kreditnot bis unter 
50°/, der Vorkriegsleistungsfähigkeit herabge- 
drückt. Die Finanzkontrolle seitens des Völker- 
bundes wird daher nicht vorzeitig aufgehoben, 
wie Österreich jüngst in Genf beantragt hatte. 
Wie so viele andere europäische Mittel- und 
Rleinstaaten hat auch die Tschechoslowakei 
ihre Agrarreform durchgeführt. Hier zeigt sich 
am krassesten, wasauch dasBeispiel Polens(s.8.258), 
Litauens, Lettlands und Estlands lehrt, daß in 
diesen Jahren eine jede Agrarreform in Län- 
dern mit deutscher Teilbev ölkerung zu 
ungunsten des Deutschtums ausläuft. 
Obwohl keine der sudetendeutschen Parteien 
(s. 8.319) eigentlich den deutschen Großgrund- 
besitz vertritt und daher grundsätzlich Gegner 
einer Bodenreform ist, lehnen trotzdem alle, die 
Kommunisten inbegriffen, eine Agrarreform, wie 
sie in der Tschechoslowakei betrieben wird, ganz 


entschieden ab. Denn deren einziger Zweck 


besteht darin, dietschechische Faust auf | 
deutsche Heimaterde zu legen. Vielfach Si 
wurde der angeblich so staatsschädliche Groß- 
grundbesitzbelassen, indem man den den deutschen 

Großgrundbesitzern entzogenen Boden tschechi- 
schen Großagrariern, Industriellen und Börsianern 

zuschanzte. Bisweilen wurde nur ein Drittel des 
enteigneten Bodens kleinen Anwärtern zuerkannt, 
darunter tschechischen Legionären, die von Land- 

wirtschaft nicht das Geringste verstehen. Die 
nächste Bodenenteignung, die 205900 ha um- 

fassen wird, soll im Herbst dieses Jahres erfolgen. 

Durch sie werden etwa 20000 Güterangestellte 

und landwirtschaftliche Arbeiter, und zwar meist 
Deutsche, brotlos werden. 

In das Enteignungsverfahren sind auch die an 
der deutschen Grenze gelegenen Wälder ein- 
geschlossen. Da die Randgebiete fast ausnahms- 
los von Deutschen bewohnt werden, sind in diesen 
Wäldern, 
größerenteils bisher Deutsche als Förster, Köhler, 


soweit sie Privatbesitz sind, auch 
Holzarbeiter, Beerensucher tätig. Aus strategi- 
schen Erwägungen heraus soll die Grenzwacht 
hier lieber den Tschechen anvertraut werden. Der 
Deutsche, den man bis aufs Blut peinigt, erscheint 
als ein zu unsicherer tschechoslowakischer Staats- 
bürger. 

Die entsprechenden Methoden, wie bei der 
Agrarreform, wenden die Tschechen bei der Ent- 
lassung und Versetzung der Beamten, in der Schul- 
politik, bei der Abhängigmachung der deutschen 
Industrie von den nationaltschechischen Banken 
an. Das Ziel ist die Durchsetzung und 
schließlich die Auflösung des geschlos- 
senen deutschen Sprachgebiets in Böh- 
Mähren und Österreichisch- 
Schlesien. Alle deutschen Privatschulen im 
Hultschiner Ländchen z. B. sind aufgelöst 
worden. Vom September ab wird in allen Hult- 
schiner Gemeinden mit Ausnahme von Zauditz 
und Thröm nur tschechisch unterrichtet. Dabei 
haben die Gemeindewahlen im Hultschiner Länd- 
chen vom 15. Juni d. J. den Deutschen 19, den 
Tschechen nur ı ı Mandate gebracht. Und dieses 
Land mußte das Deutsche Reich im Versailler 
Vertrag abtreten, weil die Bevölkerung nicht 
deutsch, sondern tschechisch sei! 


men, 
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* Am ı. Juni wurden in der Tschechei 2 Aus- 
‚stellun gen eröffnet, die weit über die Landes- 
grenzen hinaus Beachtung finden. Die Prager 
_ Luftzeugausstellung ist die Schaustellung des im- 
perialistischen Tschechentums, die Aussiger Aus- 
stellung für Kultur und Wirtschaft ein Beweis 
friedliebenden kulturfördernden Schaffens der 
Deutschböhmen. 

Die Slowaken, die sich ebenfalls als bedrückte 
‘Minderheit in der Tschechei fühlen, obwohl sie 
den Tschechen völkisch nahe verwandt sind, for- 
dern Autonomie: einen eigenen Landtag in Preß- 

«burg und eine eigene Regierung. Das Mindest- 
programm der slowakischen Abgeordneten im 
Prager Parlament lautet: Gleichberechtigung, selb- 
ständige Verwaltung und eigenes Schulwesen. 
Eine Erreichung auch dieses Mindestzieles auf 
parlamentarischem Wege erscheint ausgeschlossen. 

Die wirtschaftliche Lage der Tschecho- 
slowakei ist die günstigste in ganz Mitteleuropa. 

Die Zahl der Arbeitslosen ist von 112500 im 

Mai 23 auf 29000 im Mai 24 gesunken. Die 

„Zucker-, Hopfen- und Glasausfuhr hat sich gegen- 

- über 1923 stark gehoben. Die Handelsbilanz (s. S. 

*319) ist nach wie vor aktiv. 

In noch stärkerem Maße als für die Tschecho- 
slowakei ist in Polen das Minderheiten- 
problem die Kardinalfrage staatlicher Existenz. 
Dieses verlangt zu seiner Lösung weiter nichts, als 
daß der polnische Staat die in seiner Verfassung 
niedergelegten und in dem (einen Bestandteil des 
Versailler Diktats ausmachenden) Minderheiten- 

vertrag ihm zugewiesenen Verpflichtungen sinn- 

gemäß erfüllt. Des ist aber ein großer Teil der 
polnischen Führer, vor allem auf der Rechten, 
durchaus nicht willens. Der polnische Senatsmar- 
schall Trompzynski forderte kürzlich allen Ernstes 
' sogar die formale Aufhebung des Minderheiten- 
schutzvertrages. Am furchtbarsten istdieErregung 
der völkischen Minderheiten im Osten, unter den 
größtenteils orthodoxen Weißrussen u. Ukrainern, 
denen die Polen ihre Gotteshäuser nehmen, und 
die von dem gerade hier besonders ungebildeten 
polnischen Beamtentum gepeinigt werden. Diese 
vor zwei Jahren noch völlig politisch gleichgültigen 

Bauern sehen jetzt in einem Kriege zwischen Polen 

und Rußland die einzige Rettung. Ihr Führer sagte 


den Polen im Sejm Kampf bis aufs Messer an. 
— Auf den russischen Krieg bereitet sich Polen 
zielbewußt vor. Es hat es unter der Leitung seiner 
Kriegsminister Sosnkowski und Sikorski verstan- 
den, die von den drei Teilungsmächten am Welt- 
kriegsende übernommenen Truppenkörper zu 
einem einheitlichen Ganzen zusammenzuschweißen 
und durch Einführung der allgemeinen zwei- 
jährigen Dienstpflicht sich eine Friedens- 
präsenzstärke von 350000 Mann zu sichern, so 
daß es in wenigen Jahren eine einheitlich durch- 
gebildete Armee von mehr als ı Million Mann 
Kriegsstärke besitzen wird. Alles das in denselben 
Jahren, in denen das mehr als doppelt so volk- 
reiche Deutschland mit seinen 100000 Berufssol- 
daten immer erneut auf seine völlige „Abrüstung* 
durchsucht wird! Dem Abbruch der Wiener Ver- 
handlungen über Bessarabien ist sofort ein Schritt 
des polnisch-rumänischen Generalstabssyndikats 
gefolgt; der Chef der Operationsabteilung des ru- 
mänischen Generalstabes, General Florescu, unter- 
nahm eine dreiwöchige Informationsreise durch 
die polnischen Garnisonen. 

Die Kosten für die Unterhaltung des Heeres 
machen fast die Hälfte der gesamten Staatsein- 
nahmen aus. Die Existenz dieses Heeres bedroht 
somit ernstlich die wirtschaftliche Zukunft Polens. 
Die polnische Währung ist seit einem halben 
Jahr stabilisiert. An die Stelle der Polenmark ist 
der Zloty und der Groschen getreten, die durch 
dieneuepolnischeGoldnotenbank gehalten werden. 
Welcher ungeheueren Opfer aber hat es bedurft, 
um dieses Ziel zu erreichen! An Italien mußte 
unter drückendsten Bedingungen das polnische 
Tabakmonopol verpfändet werden, um eine Gold- 
anleihe von 100 Millionen Goldlire zu erhalten. 
Der berühmte Urwald von Bialowecz und andere 
Wälder, insgesamt 300 000ha bester Bestände, sind 
auf ı3 Jahre der englischen Century Trust Ltd. 
zur Ausbeutung überlassen worden. Da auch große 
Teile der Lodzer und ostoberschlesischen Indu- 
strien in englische und französische Hände über- 
gegangen sind, stehen wir einer beispiellosen 
Überfremdungder nationalenWirtschaft 
gegenüber, die immer noch größer werden wird, 
wenn der Zloty vor dem Schicksal der Polenmark 


bewahrt werden soll. Neben diese ausländischen 


neute Verweigerung der Emanzipation der Philip- 
pinen, ihre Vertröstung auf 1934 durch Präsident 
Coolidge, der einstweilige Abbruch der russisch- 
chinesischen Verhandlungen unter U.S.- amerika- 
nischen Diplomatischen und französischemKapital- 
Druck, die Wiederanknüpfung und rasche Ab- 
schließung unter heimlicher japanischer Förde- 
rung, die im Zusammenhang mit beiden Ereig- 
nissen stehende Wiederaufnahme der russisch- 
japanischen Verhandlungen inLondon und Peking. 

El Comercio, El Debate, The Philippines Herald, 
La Nacion und La Vanguardia — alphabetisch, 
nicht nach einem Werturteil aufgeführt! — sind 
unsereZeugen aufdenPhilippinen, die chinesischen 
Zeitungen Yi Shi Pao, Shuntien Shi Pao und Chen 
Pao, das Studenten-Organ mögen für das Festland- 
Echo als Beleg dienen. 

Die hinhaltende Antwort von Präsident Coolidge 
nennt Nacion den Todesstreich für die Unab- 
hängigkeitshoffnung, die sich an die beschleunigte 
Amerikareise von Manuel Quezon und Osmena, 
und die Aktion des Volksvertretungs-Sprechers 
Roxas geknüpft hatte, und nun wieder zurückge- 
worfen scheint. Vanguardia hofft, daß man die 
Bewegung auf Mehrheitsbeschlüsse und Resolu- 
tionen werde eindämmen können. 

Philipp. Herald nennt zwar die Abreise der Un- 
abhängigkeitskommission verfrüht, perhorresziert 
aber die gehässige Nadelstich-Maßnahme des U.S. 
Amer. Insular-Auditors Ben F. Wright, weitere 
Zahlungen des Unabhängigkeits-Fonds zu sperren, 
was — wie Commercio sagt — eben gerade der 
Freiheitsbewegung Gelegenheit geben müsse, nun 
die Mittel für Ozeanreisen ihrer Vertreter erst recht 
flüssig zu machen, und ihre Geschlossenheit, ihr 
Zusammenhalten zu zeigen, wenn eine Hemmung 
ihre Freiheit und nationale Ehre berühre. Jedes 
Mitglied des Parlaments hat einen Monatsgehalt, 
die Universitätsprofessoren in Manila haben 50), 
ihres Einkommens, der Politik ganz fernstehende 
Menschen große Mittel geopfert, um nun gerade 
die Reise der Unabhängigkeits-Abordnung nach 
den Vereinigten Staaten zu ermöglichen. Dem Ver- 
such, die Philippinen in das U. $. Amerikanische 
Schiffahrts-Gesetz hereinzuziehen, also das Reich 
tatsächlich über den Pazifik wegzuspannen, be- 
gegnet entschlossener Widerstand. 
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gung auf Sturm: Das Sturmfeld ist durch eine 
unkluge Maßregel auch noch lokal gestört, und 
zwar gerade in einem Augenblick, wo die ameri- 
kanischen gesetzgebendenKräfte den ostasiatischen 
Rassenstolz schwer beleidigen, wo China seine 
Ohnmacht und Unfähigkeit enthüllte, die notwen- 


dige Rückversicherung mit Rußland allein zu 


finden, von seinem überseeischen Vormund sich 
getäuscht fühlt, und ausgerechnet — Japan dafür 


einspringt, sich mit ernsthaften Leuten in London, 
und wieder in Peking mit Karachan zusammen- 
setzt, um über die Nadelstich-Politik hinweg zu 
einem durch die großen Zusammenhänge Asiens 
geforderten Einvernehmen zu kommen, während 
die Vereinigten Staaten die Nadelstich-Politik 
gegen Philippinen, Japan — gegen wen noch, 
fragt Mitteleuropa — dafür aufnehmen! Freilich: 
„Die Sowjet-Regierung war unehrlich von Anfang 
an...“ sagt Yi Shi Pao, der bis zum jüngsten 
Bruch die Freundlichkeit selber gegen Sowjet- 
Rußland war. Aber sind es die Vereinigten Staaten 
nicht auch in der Unabhängigkeitsfrage von An- 
fang an gewesen, soweit ihnen nicht die eigene 
Phraseologie und Wählerschaft andere Schein- 
Wege zwingend vorschrieb? 

Gleichzeitig geben Räubereien und ein Mord 
eines Missionsschülers an der Tür der amerika- 
nischen Missionsschule in Sheklung bei Canton 
der Forderung nach 6 Fluß-Kanonenbooten zum 
Schutz der amerikanischen Missionen in China 
Relief. Man stand vor der Frage, entweder — 
unter dem Druck der amerikanischen Arbeiter- 
forderungen — nur dreiin den Vereinigten Staaten 
bauen zu lassen, und zerlegt herüber verschiffen 
zu müssen, oder sechs in Hankau zu bauen, was 
billiger gekommen wäre, als die drei in der Hei- 
mat gebauten! Eine solche Tagesnachricht wirft 
geopolitische Sehlaglichter: sechs Flußkanonen- 
boote müssen die Träger des Evangeliums des 


Friedens schützen, von denen China im Grunde 


nichts wissen will; und der Unterschied zwischen 
den billigeren Ostasiatenkräften und der teuren 
amerikanischen Arbeit ist so groß, daß man doch 
im Ernste daran denkt, das Unterdrückungswerk- 


zeug der chinesischen Ströme im Herzen des 


I 


mittleren Yangtse-Beckens in Hankau von den 
zum Christentum wider ihren Willen zu bekeh- 
r renden Chinesen mit Dollars bauen zu lassen. 
| Kann Aristophanes grimmigere Satiren erfinden? 
Dabei hatte zu jener Zeit die chinesische Zentral- 
| regierung sogar wieder einmal Geld aufgetrieben, 
um ihre Beamten zu bezahlen: Militärpolizei er- 
hielt 70°/,, die Bildungsbeamten, Hochschul-Pro- 
fessoren und Schulmeister bekamen 55°/,, der 
Rest, der weder körperliche, noch geistige Waffen 
| zu führen in der Lage war, 40°/, des Gehalts auf 
dem Papier. Auch darin — deshalb bringen wir 
_ die Zahlen — drückt sich der gegenwärtige Zu- 
stand Chinas im Macht- Verhältnis zwischen 
Tutschun und „Militarismus“, Konfuzianischer 
und Neu-Bildungs-Idee und ohnmächtiger Staats- 
Organisation aus, wie 7:51/,:4! Man hat das 
selten in nüchterner zahlenmäßiger Schätzung 
beisammen. 

Aber daneben wurde doch der Baumpflanztag 
_ am 6. April noch eingehalten; Kirin und Honan 
gehen mit Aufforstungen vor, die an das Muster- 

beispiel der deutschen Pflanzungen von Tsingtau 
anknüpfen; in Hunan wird die Riksha durch elek- 
+ trische Kleinfahrzeuge ersetzt, und das Ganze hält 
kulturgeographisch und wirtschaftsgeographisch 
ebenso stark mit natürlichem zentripetalem Drang 
zusammen und wirkt auf alle Nachbarn als un- 
heimliche Wirtschaftskraft, wie es politisch zen- 
trifugal ist. 

Noch bleiben einige geopolitische Wahrzeichen 
zu erwähnen: An der indischen Nordwest- 
Grenze hat — in der Nähe von Kotazam bei 
Tank — ein Trupp Mahsuds von etwa 100 Köpfen 
einer kleinen Grenzpolizei-Abteilung zehn Ge- 
wehre genommen, und einen Verlust von ı ı Toten 
und 3 Verwundeten beigebracht; nur ein zufällig 
bekannt gewordener von den vielen kleinen Grenz- 
händeln, die dort nicht ausgehen; sicherlich un- 
bedeutend, verglichen mit den Gefahren, die aus 
dieser Wetterecke etwa ıgı8 bis 1920 drohten, und 
durch den jüngst hier erwähnten Prozeß O Dwyer 
durch Aussagen der Pundschab-Behörden gerichts- 
bekannt wurden. 

Aber wenn wir uns der dazwischen hineinge- 
schobenen bitteren Schlappe in Wasiristan er- 


innern, in der die Streitkräfte des Imperiums aus 
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dieser wilden Berglandschaft mit Begleiterschei- 
nungen ausgekehrt wurden, die an..die Varus- 
Schlacht mahnen, so entstehen hier unerfreuliche 
geopolitische Reihen! 

Inzwischen leiten im gleichen Raum nicht nur 
Rußland, sondern auch Frankreich sehr fein ge- 
sponnene Fäden vorwärts; sie knüpfen u. a. an 
eine archäologische Mission in Afghanistan. 
M. A. Foucher, in Indien und vornehmlich an 
Gandhara-Ausgrabungen (zusammen mit Sir John 
Marshall) geschult, und A. Godard, zusammen mit 
H. Viollet in Samara tätig gewesen, sind zusammen- 
gespannt worden — vorderasiatische und mittel- 
östliche Erfahrung — um in dem wichtigsten 
Übergangslande die Spuren des Alexander-Zugs 
zwischen dem obern Oxus, den Südabhängen und 
Hochtälern des Hindukusch (Bamyan, Begram- 
Kapica), und den Zugängen dahin von Herat, 
Ghazni, Kabul und Jelalabad-Pischaur zu ver- 
folgen und auszugraben. 

Das sind weit zurückliegende Dinge, die wenig 
mit moderner Geopolitik zu tun haben, könnte 
man glauben. Aber es versteht sich von selbst, 
daß auf diese Weise hervorragende Landeskenner 
herangezüchtet werden, daß nebenbei vorzügliche 
Routenaufnahmen, Karten, Verbindungen ent- 
stehen, denn es sind Männer von ungewöhnlicher 
Geschicklichkeitbeteiligtund planvollausgewählt: 
Foucher, der Indologe, Godard, der an Mesopo- 
tamien geschulte Künstler, und J. Hackin, der 
Indolog und Schüler Fouchers, der von ihm Mitte 
Mai in Balkh erwartet wird, um die Ausgrabungen 
fortzuführen, auf die sich Frankreich das Monopol 
und die Hälfte der Ergebnisse gesichert hat, 
neben einer unschätzbaren Beobachtungsmöglich- 
keit an einer Stelle wichtiger politischer Neubil- 
dungen. Es genügt dafür, an die unverkennbaren 
Erneuerungs- und Verjüngungs-Vorgänge in 
Afghanistan (6 Mill. Einw. auf 558000 qkm) 
und Persien (g Mill. Einw. auf 1,6 Mill. qkm), 
beides künftige Menschen- und Ausfuhr-Saug- 
räume, zu erinnern, und an die fortwährenden 
Versuche des Turan, seine Unabhängigkeit von 
dem Sowjet-Verbande wieder zu gewinnen, bald 
mit Hilfe türkischer (Emin, der dabei fiel), bald 
russischer Außenseiter. Im Turan leben zirka 
8,8 Mill. Mohammedaner auf etwa 2 Mill. qkm in 
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Abhängigkeit von Rußland, das sie im allgemeinen 
ehrlich hassen, in Indien 87 Mill., die auch nicht 
viel für „british raj“ übrig haben, und dazwischen 
modernisiert sich (freilich unter Zuckungen) ein 
kräftiger, derber, ganz unabhängiger Islam-Mittel- 
staat von immerhin 6 Mill. auf ähnlichem Raum, 
wie ihn das deutsche Reich besitzt. Wie nützlich 
ist es, dort eine ganz unverfängliche, langfristig 
wissenschaftlich arbeitende Beobachtungs-Warte 
zu haben! 

Vom festen, durch Gebirgs- und Wüstengürtel 
geschützten Kontinentalboden zu Wahrzeichen 
in Wasser- und Luft-Hülle übergehend, ver- 
zeichnen wir ein neues Beispiel für jene plötzlichen 
Umwertungen, wie sie Pazifik -Inseln so leicht er- 
fahren: (Vgl. Guam und Yap als Kabel- Anhafte- 
Stellen,Palmyra und Fanningals Kabel-Kreuzungs- 
Punkte, den Umschwung in Nauru vom völligen 
Vergessen -Werden zu einer Schätzung auf 3oMil- 
liarden Goldmark Phosphatlager): WillisIsland. 

Es ist ein wenig über 400 m langes, sanft ge- 
welltes, grasüberwogtes Riff, mitnur sechs Pflanzen- 
arten, dasaber nun dieAustralischeCommon- 
wealth eigens annektiert hat, als Sturmwarte 
zwischen der Korallen -See, dem großen nordost- 
australischen Schiffahrts- Korridor von Brisbane 
nordwärts hinter dem Barriere -Riff, und dem Ent- 
stehungsgebiet der Wirbel-Dreh-Stürme, die sie 
gefährden, das zwischen Papua (Neu-Guinea) und 
den Salomonen liegt. Nun wurde das-Riff als 
Funkstation und Warn-Stelle ausgerüstet, die 
unmittelbar mit Rabaul, dem alten deutschen Re- 
gierungssitz von Neu-Guinea verkehrt. Ein einziger 
solcher Wirbelsturm, vor dem leicht rechtzeitig 
gewarnt werden konnte, kostete 1918 20 Tote, 
und 20 Millionen Goldmark Sachschaden; aber 
auch sonst ist ein Außenposten für Australien an 
dieser Stelle nützlich, wenn er auch nur 7m über 
der Hochwassermarke liegt: „kein sehr beruhigen- 
des Gefühl in dieser Wasserwüste, deren schwere 
Brecher allerdings durch die Korallenrunde des 
Atolls abgewehrt, den innern Teil des Riffs nur 
mehr als Schaum-Masse erreichen“, Zwei einsame 
Menschen bedienen die Station mit ihren 29 m 
hohen Masten, die nicht leicht durch die bran- 
dende, hai-wimmelnde See an Land zu triften 


waren. Nun fügt sich die neue Warte, mit drei- 
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stündigen Wettermeldungen, in das Sicherheits- 
netz Großbritanniens ein, an der Seite der uns 
geraubten Südsee-Inseln, und mitihnen im Tausch- 
verkehr, als winziges dienendes Glied der um- 
sichtig aufgebauten Pufferzone für die Bewahrung | 
eines „weißen“ Australiens gegen die andrängen- | 
den einheimischen Rassen, wie gegen die Ur 
gewalt der pazifischen Natur. 
Geopolitisch -lehrreich sind in diesem Zu- 
sammenhang Studien über die grundverschiedene 
Stärke und Stellung der großen Dampfergesell- 
schaften,dereinheimischen und pazifik-fremden, | 
die den großen Verkehrsbändern über das größte 
Meer dienen. Unter den japanischen ist z.B. 
die kräftigste nicht die äußerlich imposante, aber 
sehr auf die Staatsunterstützung und Konjunktur- 
gunst abgestellte große Nippon Yusen Kaisha, 
obwohl sie fast eine Million t in Betrieb oder Bau, 
und das weitest-gespannte Netz Ostasiens besitzt), 
sondern die finanziell durch und durch gesunde, 
heimatstarke Osaka Shosen Kaisha mit einem 
Frachtraum von etwa nur 425000 t, aber starken 
und soliden Reserven, und einem Aktionärstab, 
der allein 1918 (60°/,) und 1919 (40°/,) tatsäch- 
lich sein ganzes Geld rückempfing, und nun die 
langsam zurücksinkenden Dividenden wohl ertra- 
gen kann: 1920 ı5°/,, 1921 ı0°/,, 1922 und 23 
je 7°/ bei 36!/, Millionen Yen greifbaren Reser- 
ven, und wohl 70 Millionen Yen im Ganzen, mit 
Landbeteiligungen von 8!/, Millionen Yen, und 
andern im Werte von etwa ıı Millionen, und 
einem mit etwa 7ıt/, Millionen Yen zu Buch 
stehenden Schiffspark. In diesen Zahlen drückt 
sich die ungleich größere Solidität der handels- 
geographischen Stellung von Osaka- 
Kobe gegenüber Tokio-Yokohama aus; aber doch 
auch die Seefahrer-Grundlage des Insel- 
bogen-Staats gegenüber so vielen mit Verlust 
arbeitenden europäischen Unternehmungen (India- 
Chinaz.B.),undamerikanischen(CanadaSteam Sh.) 
in den gleichen Gewässern, oder gar den auf- 
gelegten Schiffsräumen der Vereinigten Staaten: 
„idle ships and empty dockyards“ wie in England 
als Kehrseite der angelsächsischen Knock out- 
Politik desWeltkriegs, des Erschlagens derKunden. 
Im Gegensatz zu diesem auf dem Meere für die 
indopazifischen Anliegerstaaten nicht unerfreu- 


lichen Bilde zeigt eines unsrer Spottbilder die 
_ bedrückten Gefühle, mit denen Japan — dem 
es mit dem Flug nicht recht glücken will —, 
die seinen Lebensraum durchsurrenden fremden 
Flieger betrachtet. Immerhin hat der Welt- 


rundflug der Angelsachsen unter wenig güns- 
tügen Vorzeichen den Indopazifischen Raum zu 
durchschreiten versucht, während der franzö- 
sische Flieger d’Oisy, weit rascher vorwärts- 
kommend, als sie, ganz reibungslos über den 
französischen Horst an der persischen Küste 
Indien-Saigon, nur mit Bruch in Shanghai 


"nach Tokio gelangte, wo -sich ursprünglich 


Amerikaner, Briten und Franzosen treffen 
sollten, was für den so viel später abgeflogenen 
Franzosen ehrenvoller gewesen wäre, als für 
die so häufig gehemmten Herren des größten 
Teils der Flugstrecke, in der sie von der ihnen 
ungeläufigen Landesnatur so viel Widerstand 
erfuhren. 

Dem amerikanischen Geschwader zeigten sich 


Aljuten und Kurilen von ihrer unfreundlichsten 


© klimatischen Seite, schlugen den amerikanischen 
, Führer, Major Martin am Strande von Alaska ab, 


bereiteten sogar dem wegmachenden Schlepper 
Thiepval auf seiner Kreuzfahrt ungewöhnliche 
Schwierigkeiten, und ließen die von den Japanern 
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vorgeschlagene Route längs der Kurilen als un- 
glücklich ausgewählt erkennen. H# 

- Unerwartete Stürme und Eisschollen stellten 
die Geduld der U. S. Torpedo-Jäger in den zwischen 
Rußland, den Vereinigten Staaten und Japan um- 
worbenen Küstengewässern von Kamtschatka und 
den Kurilen auf scharfe Geduldproben, ganz ähn- 
liche, wie sie sich dort augenblicklich an größeren 
Interessen staatsmännisch auswirken. 

Nun geraten die Reste des U.S. Geschwaders in 
die volle Monsunwirkung von Hinterindien aus, 
wo der englische Rundflug, zuerst schon in Indien, 
am Rande der Wüste Tharr, dann in Allahabad 
und Assam aufgehalten, zu vorläufigem Ende kam. 

Die römischen Vorläufer der Angelsachsen in 
der Reichsausbildung würden, abergläubisch wie 
sie waren, von Vorbedeutung sprechen. Die 
einen fanden ein Haar im Überschreiten des 
Pazifik und Anfliegen auf die japanische Inselzone, 
die andern zuerst im Mittelmeer, und dann bei 
den Versuchen, Indien allzu rasch räumlich zu 
bewältigen und darüber hinaus ins Herz der 
Monsunländer vorzudringen, während die leichter 
bepackte französische Luft-Maschinemitschnellem 
Entschluß und kleinen Hilfen in unabhängigen 
asiatischen Staaten rascher in Tokio ans Ziel 
gelangte.... 


F. TERMER: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER ATLANTISCHEN WELT 


Die Folgen der Mandatsherrschaft in den 
früheren deutschen Kolonien in Afrika treten 
immer deutlicher hervor. Die einst blühenden 
Kulturen auf den zahlreichen mit modernen tech- 
nischen Einrichtungen versehenen Farmen sind 


vernichtet, die Lage der Eingeborenen hat sich 


"in sozialer wie wirtschaftlicher Hinsicht erheblich 


verschlechtert, um die Sanierungsverhältnisse, für 
die die deutsche Kolonialverwaltung so hervor- 
ragend bemüht war, hat sich kaum jemand ernst- 
lich gekümmert. Die Zustände sind schon soweit 
gediehen, daß selbst Presseorgane der Mandats- 
mächte es für nötig halten, nachdrücklich auf diese 
Schäden aufmerksam zu machen. Die belgische 
Kolonialverwaltung ist weder dazu fähig, die Aus- 


beutung der Schwarzen zu hindern, noch vermag 
sie dem Unwesen farbiger Zwischenhändler mit 
Nachdruck entgegen zu treten. Immer lauter wer- 
den die Stimmen, diesich gegen die Lotterwirtschaft 
auf der Kongobahn erheben, die sich als völlig 
unzureichend für den gesteigerten Warenverkehr 
erwiesen hat. Geschieht schon hier nichts für die 
Abänderung der Übelstände, so kann es erst recht 
nicht wundernehmen, wenn dieselbe Kolonial- 
verwaltung im fremden Hause überhaupt sich um 
nichts kümmert, wie das mit dem unter belgischer 
Aufsicht stehenden Teile Deutsch - Ostafrikas der 
Fall ist. 

Daß hier schleunigst Wandel geschaffen wer- 
den muß, wenn nicht einer der wertvollsten 


tropischen Teile Afrikas auf lange hinaus wirt- 
schaftlich völlig ruiniert werden soll, ist von 'ein- 
sichtigen Kolonialpolitikern auf der gegnerischen 
Seite eingesehen worden. Ein gewisser Lichtblick 
für das Deutschtum in Afrika ist das zwischen 
der südafrikanischen Union und Deutsch-Südwest- 
Afrika getroffene Abkommen, das Klarheit in die 
staatliche Stellung der deutschen Ansiedler ge- 
brachthat. Mit einerhoch anzuerkennenden Zähig- 
keit haben die im Lande verbliebenen Deutschen 
auf ihrem Standpunkte verharrt, daß ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit ihnen auch unter den ver- 
änderten politischen Verhältnissen innerhalb des 
Verbandes der Union erhalten werden müsse. 
Aber der gewandteMinister Smuts fand noch einen 
anderen Ausweg aus diesen Schwierigkeiten, bei 
dem es sich schließlich herausstellte, daß die 
Deutschen dabei nicht haben ihren Willen durch- 
setzen können. Er ließ sich 1923 vom Völkerbund 
die Ermächtigung zu einem Gesetz geben, nach 
dem die südwestafrikanischen Deutschen nach 
Ablauf einer bestimmten Frist ohne weiteres süd- 
afrikanische Staatsangehörige würden, wenn sie 
nicht ausdrücklich ihren Gegenwillen kundge- 
geben hätten. Nach Zustimmung des Völker- 
bundes trat Smuts mit der deutschen Regierung 
in Verhandlungen, die zu dem geheim gehaltenen 
Londoner Abkommen vom Oktober 1923 führten, 
und berief danach eine Anzahl angesehener „Süd- 
wester“ nach Kapstadt zu einer Besprechung, die 
im Januar d. J. stattfand unter Beteiligung des 
deutschen Generalkonsuls. Diesen eröffnete er so- 
dann den Inhalt der Vereinbarungen, die ein 
endgültiges Abkommen darstellten. Die Erfolge 
für die Südwestafrikaner sind zwar gering, aber 
Die 
Union sichert den zu Unionbürgern werdenden 
Deutschen der Kolonie die gleichen Rechte und 


stellen dennoch manchen Fortschritt dar. 


Pflichten wie allen ihren anderen Bürgern zu; die 
deutsche Sprache soll „nach Möglichkeit“ im be- 
hördlichen Verkehr mit den Deutschen angewandt 
werden, die deutschen Kirchen und Missionen ver- 
spricht man zu fördern. Am weitesten sind die Zuge- 
ständnisse der Union in derSchulfrage— ein Licht- 
blick in dem Vertragsinstrument. Die deutschen 
Schulen inS$waköpmund und Windhoek sollen auf 
zweiJahreUhterstützungen erhalten, einErfolg, der 
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werden. 
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in erster Linie der unentwegten Tätigkeit der 


HEFT7 


| 


Schulvereinein den Kolonien zu danken ist. Eben- 


so wichtig ist ferner die Bestimmung, daß die in 
derUnion geltendenEinwanderungsbestimmungen | 
fürD.S.W.-Afrika Geltung haben, so daß jetzt auch 
wieder Deutsche dahin auswandern können. Um 
die schweren finanziellen Verluste der Farmbe- 


triebe zu beheben, sind auch deutsche Mitglieder 
in den Aufsichtsrat derLandbank berufen worden. 
Die Pensionen früherer deutscher in den Kolonien 


verbliebener Zivilbeamter sind von der Union 


übernommen worden. Endlich sollen die Deutschen 
und ihre Nachkommen auf 30 Jahre nicht zum 
Kriegsdienst gegen Deutschland herangezogen 
Ist somit den wesentlichsten Wünschen 
derdeutschen Ansiedlernichtentsprochen worden, 
so ist man ihnen doch auf anderem Wege wieder 
weit entgegengekommen, was im Interesse einer 
zukünftigen deutschen Kolonialpolitik noch von 
Nutzen sein wird. 

Innenpolitisch hat sich die Lage in Südafrika 
erheblich zugespitztundschließlichzum drohenden 
Sturz des Kabinetts Smuts geführt. Es stehen sich 
zwei große Parteien im Kampf um die Herrschaft 
gegenüber, die „Zuidafrikaanische Partij“ und die 
„NationalistischePartij“ (bekanntalsdie „Zappen 
und „Natten“). Bis jetzt hatten die „Zappen“ das 
Heft in der Hand gehabt unter der Führung von 
Smuts, derdie Union als eineSchwesternation Eng- 
lands und einen integrierenden Bestandteil des 
britischen Imperiums ansieht. Infolgedessen ge- 
hört zu dieser Partei die Mehrheit der englisch 
sprechenden Bevölkerung, die Holländer, die In- 
dustriellen und Großgrundbesitzer, die Finanzwelt 
und höhere Beamte. Die Partei der „Natten« hin- 
gegen steht unter Führung von General Hertzog. 
Zu ihr gehört die alte Burenbevölkerung, Nieder- 
länder, Deutsche. Eine bodenständig afrikanische 
Republik oder auch eine Personalunion mit Eng- 
land ist ihr Ziel. Die Interessen der Union stehen 
ihnen über denen des Imperiums. Die Engländer 
erscheinen ihnen als nicht Gleichberechtigte. An- 
hänger der Partei sind die burischen Professoren, 
Lehrer und namentlich die Geistlichkeit. 

Die schon seit einiger Zeit schwierige Lage der 
Regierung Smuts verschärfte sich in der letzten 


Zeit zusehends, je näher die im kommenden Jahre 


r fälligen Wahlen rückten; die Opposition wuchs, 
% als verheerende Dürren und Heuschreckenplage zu 
= einer Mißernte und damit wirtschaftlichen De- 
_ _ pression führten. Am schärfsten wurde der Wider- 
Ba spruch, als die Regierung einen Gesetzentwurf über 
2 provinzielle Gelder einbrachte, nach dem den Pro- 
_ vinzen erhebliche Geldmittel gestrichen werden 
sollten. Die Opposition ist verstärkt worden durch 
Zusammenschluß der „Natten“ mit der Arbeiter- 
parteizu einer Arbeitsgemeinschaft. Smutshatdem- 
gegenüber nun die Niederlage eines Regierungs- 
kaudidaten bei einer Zusatzwahl in Wakkerstroom 
zum Anlaß genommen, das Parlament aufzulösen 
und für den Juni Neuwahlen anzuberaumen. In- 
' folgedessen wird auch der Prinz von Wales die 
beabsichtigte Reise nach Südafrika aufschieben. 
(Inzwischen ist an die Stelle von Smuts General 
Hertzog als Ministerpräsident getreten.) 


ir 


Die Bestrebungen gegen die in Transvaal und 
Natal ansässigen Inder sind noch nicht zum Ziele 
gelangt. Vielmehr werden heftige Debatten zwi- 
schen den extremen Verfechtern einerunbedingten 
Ausschließung der asiatischen Farbigen mit ihrer 
Ausweisung aus Südafrika und den gemäßigteren 
Anhängern derClass area Bill geführt (sieheHeft 4 
dieser Zeitschrift, Seite263). Die Regierung selbst 
geht hier langsam und vorsichtig zu Werke; sie 
möchte die Bill zunächst nur als Experiment auf- 
gefaßt wissen. Diese zögernde Handlungsweise 
wird um so verständlicher, als die Inderfrage eng 
mit der Arbeiterfrage und daher mit der ganzen 
südafrikanischen Wirtschaft verknüpftist. In dieser 
steht die Edelmetallgewinnung an Gold und über- 
haupt die Minenindustrie im allgemeinen an der 
Spitze. In der Goldgewinnung wetteifern zwei Ge- 
sellschaften um den Vorrang, dieCrown MinesLtd. 
und die Modderfontein Government Ltd. (auch 
State Mines genannt), von denen die erstere heute 
das Übergewicht besitzt. 

Der Ausbau dersüdafrikanischen Verkehrsmittel 
nimmt seinen Fortgang. In Natal werden die 
Staatsbahnlinien elektrisiert, wobei als erste die 
Linie Glencoe — Pietermaritzburg mit 275 km 
Länge in Betrieb genommen wird. Die Strecke er- 
reicht mit 1500 m ü. M. ihren Scheitelpunkt und 
hat den stärksten Verkehr zu bewältigen. In der 
Hauptsache werden hier Kohlen nach Port Durban 
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transportiert. Die Materiallieferung ist schweize- 
rischen Firmen neben englischen übertragen 
worden, während die deutsche Firma Krupp den 
Auftrag für 6000 t Eisenbahnschienen erhalten 
hat. — 

England sucht nach neuen Anbaugebieten für 
Baumwolle in seinem afrikanischen Kolonialreich. 
Die besten Zukunftsaussichten versprechen in die- 
ser Richtung Uganda, Kenya, Tanganjika, das Ny- 
assaland und Nord Rhodesien, das seit dem ı. April 
d.J.britisches Protektorat geworden ist. Man sieht 
die Durchführung einerwirklich erfolgreichen Pro- 
duktion nur dann als gesichert an, wenn man die 
Eingeborenen mit ihr betraut. Infolgedessen hat 
sich ein Komitee gebildet, das alle mit diesem Pro- 
blem zusammenhängenden Eingeborenenfragen 
(Recht, Landbesitz, soziale Verhältnisse, kauf- 
männische Fähigkeiten) untersucht. Man will den 
Schwarzen zurProduktion gewissermaßen erziehen, 
indem man Musterfarmen anlegt, auf denen die 
Eingeborenen vorgebildet werden. Die Ent- 
wicklungsmöglichkeiten des Anbaus sind jeden- 
falls in den Gebieten sehr bedeutend, wenn, wie 
es den Anschein hat, der Anbau im KRleinfarmbe- 
trieb durch Eingeborene besorgt wird. 

So hat Uganda einen glänzenden Verkehrsauf- 
schwung hauptsächlich der guten Baumwollernte 
zu verdanken. Man hat die Hauptstrecke der 
Ugandabahn von der Küste nach Nairobi mit 
schweren Schienen versehen und so modernisiert. 
Insgesamt umfaßten die Linien der Ugandabahn 
Ende ı923ca.300 Meilen. 1924 werden ı60 Meilen 
Umbauten dazukommen. Die Ugandabahnver- 
waltung hat jetzt außer der Kontrolle der Bahnen 
in Kenya und Uganda sowie des Dampferdienstes 
auf dem Viktoriasee auch diejenige über sämtliche 
Häfen in Kenya erhalten. 

Die Regierung der südafrikanischen Union hat 
den interessanten Versuch unternommen,lebendes 
Mastvieh nach England zu verschicken, und zwar 
in derZeit,wenn dieZufuhren aus den Vereinigten 
Staaten, Canada und Irland gering sind (August 
bis April). Zunächst hat man 350 Stück Vieh aus 
Deutsch-Südwestafrika nach Liverpool verladen, 
das dort alsbald nach der Landung geschlachtet 
werden soll. Es ist dies seit 30 Jahren wieder der 


erste derartige Versuch. 
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Der Streit zwischen Italien und England um 
das Jubaland (vgl. diese Zeitschrift Nr. 4, Seite 264) 
nähert sich seinem Ende und dürfte Italien den 
Erwerb der gewünschten Landschaften bringen. 
Die Grenze soll von der Mündung des Dauaflusses 
in den Jubafluß über El Wak nach Dicks Head 
führen. Es fragt sich nun, welche Bedingungen 
England mit diesen Kompensationen verknüpfen 


wird. Nachdem Mac Donald und Mussolini durch 


direkte Verhandlungen zu einer prinzipiellen Ver- 
ständigung gelangt waren, ist nunmehr eine Kon- 
ferenz anberaumt worden, die die verschiedenen 
Einzelheiten der Frage lösen soll. Am wichtigsten 
ist hierbei die Behandlung der nomadisierenden 
Somali-Stämme, durch deren Wandergebiet die 
neue Grenze verlaufen soll. Das schwierigste 
Hindernis, das bisher der befriedigenden Lösung 
der kolonialen Kompensation Italiens entgegen- 
stand, war die von Lord Curzon vertretene An- 
sicht, daß damit die Lösung der Dodekanesfrage 
verbunden sein müsse. Er wollte, daß Italien diese 
seit ıgıı/ıgı2 in Besitz genommenen Inseln 
Griechenland auf Grund der nationalen Selbstbe- 
stimmung zurückgeben müsse. Mac Donald hat 
jetzt von dieser Politik seiner Vorgänger abge- 
lassen, und es muß sich zeigen, wie sich Italien 
und Grichenland über die schwierige Inselfrage 
einigen werden. — 

In den amerikanischen Ländern der Atlantischen 
Weltisteine Reform bemerkenswert,die derrührige 
Präsident von Venezuela, General Gomez ange- 
kündigt hat. Demnach soll jeder Einwohner des 
Staates, der vermögenslos ist, aber sich durch 
Fleiß und Tüchtigkeit auszeichnet, die Möglichkeit 
erhalten, sich kostenlos ein Stück Land zu er- 
werben, das aber unveräußerlich bleiben soll. 

In Brasilien sind Bestrebungen im Gange, eine 


MasseneinwanderungDeutscher im größten Stile in 


dieWege zu leiten. Bis jetztleben insgesamt 52870 


Deutsche dort, von denen aber nur 6678 inden 


elf größeren Städten wohnen. Die Mehrzahl wohnt 
als Siedler in den kleineren Städten oder auf dem 
Lande. Bedeutende deutsche Kolonien bestehen 
in Pernambuco (1 316), Porto Alegre (3 179), Cu- 
rityba (1 861) und Florianopolis (323). 

Die Regierung bemüht sich um eine Senkung 
der allgemein hohen Lebenshaltungskosten, die 
zum großen Teil durch ein Schieberunwesen in 
derNahrungsmittelbranche hervorgerufen wurden. 
Es sind eine Reihe von Bestimmungen erlassen 
worden, diedieMilchbelieferung dem Departement 
für öffentliche Gesundheit überträgt. Das Ma- 
rineministerium errichtet Niederlagen für Fische 
und schaltet die Zwischenhändler aus. . Unter 
amtlicher Aufsicht stehende Großschlächtereien 
verkaufen zu amtlichen Preisen ihre Waren. Die 
Ausfuhrzölle auf Weizen und Mehl will man um 
40°/, ermäßigen. Endlich hatdasAckerbauministe- 
rium die Befugnis erhalten, eine Kontrolle der 
privaten Lebensmittelvorräte vorzunehmen und 
gegebenenfalls Beschlagnahmungen durchzu- 
führen. 

Zwischen den Vereinigten Staaten, Panama, Ve- 
nezuela, Uruguay, Ecuador, Chile, Guatemala, Ni- 
caragua, Brasilien, Columbien, Cuba, Paraguay, 
der Dominikanischen Republik, Honduras, Argen- 
tinien und Haiti ist ein Vertrag unterzeichnet 
worden, der sich auf die Vermeidung von Kon- 
flikten unter den Vertragsgegnern bezieht. Er ist 
ein Ergebnis der großamerikanischen Konferenz 
zu Santiago im Jahre 1923. Alle nicht auf gewöhn- 
lichem Wege zu lösenden Schwierigkeiten sollen 
einer besonderen Kommission zur Schlichtung 
unterbreitet werden, aber die Beschlüsse derselben 
haben keine rechtliche Verbindlichkeit, was be- 
sonders beachtenswert ist. 


er ” 

Indian Days in The Canadian Rockies von Marius 
Barbeau, Illustrationen von W. Langdon 
Kihn. The Macmillan Co. of Canada, To- 
ronto, 1924. 208 Seiten, 15 Abbildungen, 
ı Karte. 

Barbeaus Buch, das durch Kihns recht künst- 

lerische und interessante farbige Tafeln vorzüglich 
‘ unterstützt wird, macht den Versuch, das Leben 
und die Kultur der nur noch wenige Hundert 
zählenden Indianer in den Alberta Reservaten zu 
schildern und ihreVergangenheitzu reconstruieren. 
Es handelt sich hier hauptsächlich um die Black- 
foot, Sarcee und Stony Indianer. Recht gelungen 
ist die Wiedergabe der Geschichte des Indianers 
Gustlee. Der Verfasser ist der Meinung, daß, da 
die Eingeborenen ihre eigene Kultur nicht gegen 
die Weißen behaupten können, sich aber ander- 
seits nicht anpassen können, sie dem Untergang 
geweiht sind. Er wirft aber die Frage auf, inwiefern 
“ die europäische Bevölkerung mit indianischem Blut 
vermischt ist und meint, daß, wenn auch die rein- 
blütigen Eingeborenen verschwinden werden, 
viele ihrer Eigenschaften weiterleben werden, 
daß kurzum, ehe sie verschwunden sind, sie der 
Bevölkerung einen unauslöschlichen Stempel auf- 
gedrückt haben werden. Die Beschreibung des 
allmählichen Zurückdrängens der Indianer durch 
die Weißen, denen allmählich der Westen seit 
dem Anfang des letzten Jahrhunderts erschlossen 
ist, ist auf guten Quellen aufgebaut. Nicht ganz 
unrecht ist sein Vergleich des Lebens der Indianer 
in den Reservaten mit dem derTiere in den Schon- 
' parks Canadas. L. Hamilton. 
Bürger, Otto: Peru. Ein Führer durch das Land 
für Handel, Industrie und Einwanderung. 
Mit einer Karte, 16 graphischen Tafeln und 
drei Figuren im Text. Leipzig. Dieterich’sche 
Verlagsbuchhandlung, 1923. 

Das sehr fleißige Werk bringt in anerkennens- 
werter Vollkommenheit einen Überblick über alles, 
was einen Praktiker interessiert, der sich über die- 
sen wichtigen Staat unterrichten will. Die Angaben 
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des Verfassers sind gewissenhaft und beruhen auf 
dem ihm erreichbaren neuesten Material. Land 
und Volk,Wirtschaft und Einwanderung sind die 
drei Hauptabschnitte, in die das Buch zerfällt, je- 
der in sich wieder in eine Anzahl Unterabteilungen 
gegliedert, so daß dadurch Benutzung des Buches 
erleichtert wird. Entsprechend seiner Bestimmung 
als Nachschlagewerk haben sich natürlich an man- 
chen Stellen einfache statistische Aufzählungen 
nicht vermeiden lassen, die solche dann schwer- 
fällig gestalten. Alles in allem aber wird hier dem 
deutschen Überseewanderer ein durchaus zuver- 
lässiges und nützlichesBuch geboten, das ihn gut in 
sein neues Wirkungsbereich einführt. F. Termer. 
Indianer (Dielndianerstämme desOstens und der 
Prärien Nord- Amerikas nach Darstellungen 
aus der Zeit von 1590-1850) von Hermann 
Dengler, VII und 80 Seiten, 96 Illustra- 
tionen, Franckh’sche Verlagsbuchhandlung, 
Stuttgart, 1924. 

Dieses Buch ist das erste einer Serie illustrierter 
Monographien, die die ganze Rasse der Indianer 
in Amerika behandeln werden. Der genannte Band 
kann natürlich nicht Hamlin GarlandsWerk “The 
Book of the American Indian“ mit seinen Illustra- 
tionen von F. Remington gleichgestellt werden, 
aber er wird nützlich sein für die, welche einen 
schnellen Überblick über den Indianer in Amerika 
und seine Kultur von bestimmten historischen 
Punkten an gewinnen wollen. Das Buch erhebt 
keinen Anspruch auf Originalität, es ist vielmehr 
eine Kompilation von Illustrationen, die aus den 
Werken von Champlain, DeBry,McKenna,School- 
craft, Kurz, Bodner, Catlin, dem Prinzen von Wied, 
Eastmen und andern genommen sind. Der Nach- 
teil des Buches ist, daß es mit dem Jahre 1850 
abschließt, und infolgedessen haben keine von 
den Reproduktionen die Genauigkeit und Zuver- 
lässigkeit von Photographien. Die meisten der 
Illustrationen datieren aus der ersten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts und sind daher von der 
Romantik dieser Periode überhaucht, die oft weit 
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von der Wahrheit entfernt ist. Zum Vorteil ge- 
reicht es dem Buch, das es Illustrationen aus 
Werken reproduziert, dieman sicher nichtauf dem 
Bücherbrett des Durchschnittspublikums findet. 
Unter jedem Bild ist eine kurze Beschreibung, die 
die entsprechende Tatsache meist richtig wieder- 
gibt. Man ist nur etwas erstaunt, Benjamin Wests 
Bild von dem Tode Wolfes nur wegen des India- 
ners im Vordergrund reproduziert zu sehen. Die 
Figur links von ihm ist nicht die eines Wald- 
läufers, sondern die von SirWilliam Howe. Einband 
L. Hamilton. 
Eingeborenen-Bevölkerung, Wissenschaft- 


und Druck sind ausgezeichnet. 


liche Beiträge zur Frage der Erhaltung und 
Vermehrungder Ergebnisse der Eduard Woer- 
mann-Preisaufgabe. (Hamburgische Univer- 
sität, Abhandlungen aus dem Gebiet der 
Auslandskunde. Band 13, Reihe D. Medizin, 
Band ı. Hamburg, L. Friederichsen, 1923. 
VII und 1488. 
Zwei ausgezeichnete Arbeiten über das Einge- 
in Deutsch-Ost-Afrika 
besonderer Berücksichtigung der Wadschagga, 
von guten Kennern, den Ärzten Carl Ittameier und 
Hermann Feldmann, aufGrund einer Preisaufgabe 
der Hamburger Universität eingereicht. Die Säug- 
lingssterblichkeit, die erstaunlich hohe Ziffern in 
unserer ehemaligen Kolonie erreicht, wird als das 
Grundübel desBevölkerungsrückganges besonders 
ausführlich behandelt. Sie wird durch die an- 
steckenden Krankheiten, mangelhafte Hygiene, 


borenenproblem unter 


durch soziale Einrichtungen und religiöse Vor- 
urteile hervorgerufen. Andere durch die Kolonial- 
wirtschaft bedingte Momente (Arbeiterfrage) treten 
als weitere schädigende Einflüsse für den Rück- 
gang.derBevölkerungim allgemeinen hinzu. Beide 
Verfasser geben wertvolle Winke zur Behebung 
dieser Schäden, an der Regierung und Mission 
zusammen sich zu betätigen haben. Ihre prak- 
tischen Erfahrungen kommen beiden Autoren 
hierbei sehr zu statten. Gerade jetzt nach dem 
Kriege hat die Eingeborenenfrage in Deutsch-Ost- 
Afrika erhöhte Bedeutung erlangt, nachdem der 
Krieg selbst schwere Verluste den Eingeborenen 
gebracht hat. Nur wenn man ihre Lage bessert, 
wird ein neuer wirtschaftlicher Aufschwung der 


Kolonie möglich sein. Eine Anzahl lehrreicher 


von Ittameier beigegeben. 


Harms, H.: Erdkundeinentwickelnder,anschau- 


statistischer Tabellen istbesondersder Abhandlung 
F. Termer. -| 


| 


licher Darstellung. III. Band, 2.Teil. Amerika. | 
Mit 153 Abbildungen. Unter Mitarbeit von 


Dr.W.Gerbing, herausgegeben von A.Sievert. 
Leipzig, List & von Bressendorf, 1923. 2608. 


Eine knapp gefaßte, dabeiaufden neuestenStand 


gebrachte länderkundlicheÜbersichtüber den Dop- 


pelkontinent,in diezurCharakterisierungeinzelner 


Landschaften Reiseberichte aus alter und neuer 


Zeit eingeflochten sind. Die Auswahl derselben 
ist gut getroffen. Begrüßenswert ist die besondere 
Berücksichtigung, die das Auslandsdeutschtum 
erfahren hat. Die Wiedergabe und Auswahl der 
Bilder hätte vielfach besser geschehen können. 
Moderne illustrierte länderkundliche Schriften 
über Amerika haben nicht mehr nötig, auf alte 
teilweise direkt falsche oder nichtssagende Abbil- 
dungen aus an sich schon weniger guten älteren 
Schriften zurückzugreifen. F. Termer. 
Koppers, Wilhelm: Unter Feuerland-Indianern. 
Eine Forschungsreise zu den südlichsten Be- 
wohnern derErde mitM.Gusinde. Mit74 Ab- 
bildungen auf Tafeln und im Text. ı Karte. 
Strecker & Schröder, Stuttgart 1924. 

An weitere Kreise wendet sich der bestens be- 
kannte Ethnologe in diesem spannend geschriebe- 
nen Buche, das seineim Verein mit dem am Museum 
zu Valparaiso tätigen Kollegen Gusinde unternom- 
meneReisenachFeuerland schildert. DieErgebnisse 
der nur aufErlangung völkerkundlichen Materials 
angelegten Expedition sind bedeutsame gewesen. 
Denn durch die im einzelnen geschilderte Auf- 
nahme derbeiden Forscherin den Stammesverband 
der Yaghan-Indianer war es ihnen möglich, bisher 
gänzlich Unbekanntes über die Religon dieser 
Primitiven zu erfahren, die noch Darwin als reli- 
gionslos hingestellt hatte und die man daher als 
einen der geistig am tiefsten stehenden Stämme 
zu bezeichnen pflegte. Den beiden Missionaren 
gelang es durch das erworbene Vertrauen der 
Eingeborenen das ängstlich gehütete Geheimnis 
eines höchsten Wesens ans Licht zu ziehen und 
so den Nachweiszuerbringen, daß schon auf dieser 
tiefen Kulturstufe ein echter Monotheismus vor- 


handen ist. Im übrigen ist der gesamte Inhalt des 
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Buches der geistigen Kultur derYaghan gemidmet, 


so daß es in seiner faßlich geschriebenen Form 
auch dem Nichtethnologen die Lektüre recht an- 


 regend zu gestalten vermag. Eine Reihe interes- 
‘ santer Abbildungen erläutert den Text in dankens- 


werter Weise. F. Termer. 

Kornerup, Ebbe: Das Land der Inkas. Berech- 
tigte Übersetzung aus dem Dänischen von 
Else von Hollander. Mit zahlreichen Abbil- 
dungen. 2. Aufl. Stuttgart o. J. Franckh’sche 
Verlagsbuchhandlung. 

Lebendig geschauteBilderdesLandesund seiner 
Bewohner, die auf persönlichen Reiseeindrücken 
beruhen. DasBuch wendet sich an einen größeren 
Leserkreis und ist daher feuilletonistisch gehalten. 
Leider begegnen oft falsch geschriebene india- 
nische Namen. Auch die Abbildungen lassen zu 
F. Termer. 
Martin, Carl: Landeskunde von Chile. 2. ver- 


wünschen übrig. 


mehrte u. verbesserte Auflage. Herausgegeben 
von Dr. Christoph Martin. Mit einem Lebens- 
umriß des Verfassers, 141 Abb. u. einer Karte. 
XXIX u. 7868. Hamburg 1923, L. Friede- 
richsen & Co. 

Die zweite wesentlich erweiterte Auflage des 
grundlegenden Werkes über Chile ist dem 
Wunsche des Sohnes des Verfassers zu verdanken, 
die vergriffene und in manchem schon veraltete 
erste Auflage als einen Markstein deutscher Ge- 
lehrsamkeit und Gründlichkeit auch weiterhin 
dem deutschen Volke zu erhalten. Für die Neu- 
bearbeitung der einzelnen Abschnitte sind Fach- 
kenner im Lande, sämtlich Deutsche, bis auf 
den chilenischen Verfasser des Abschnitts über 


das Heerwesen, gewonnen worden, die das vor- 


-handene Material geprüft und durch neues ver- 


mehrt haben. 

In diesem Zusammenhange interessieren be- 
sonders die Ausführungen über die Bevölkerung, 
die Volkswirtschaft und das Staatswesen. Ohne bei 
der Fülle des gebotenen Stoffes auf alle Einzel- 
heiten eingehen zu können, sollen hier nur einige 
Punkte hervorgehoben werden. Die Bevölkerungs- 
verhältnisse haben eine gründliche Neubear- 
beitung durch Dr. Chr. Martin erfahren und sind 
damit auf den Stand der heutigen Zeit gebracht 
worden. Nach den neuesten Schätzungen beträgt 


die Zahl der indianischen Urbevölkerung gegen- 
wärtig etwa 126 000 Seelen, während die Gesamt- 
bevölkerung 1920 sich auf 3,7 Mill. Seelen be- 
laufen haben soll, was einer Volksdichte von 5 
entspricht. Die Landbevölkerung überwiegt etwas 
die Stadtbevölkerung (2 Millionen gegenüber 
1,7 Millionen). Die Sterblichkeit ist im allge- 
meinen ziemlich hoch. Sie erreicht in der Provinz 
Santiago 3,58°/,, geht aber in Magellanes auf 
1,89 °/, herunter. Die Kindersterblichkeit nament- 
lich unter den umherstreifenden Indianern erreicht, 
einen großen Prozentsatz, ist aber auch bei der 
nicht indianischen Bevölkerung nicht unbe- 
deutend, doch wird sie hier durch eine hohe 
Fruchtbarkeit wieder einigermaßen ausgeglichen. 

Ausführlich werden die Gesundheitsverhältnisse 
des Landes und die verbesserten öffentlichen hy- 
gienischen Einrichtungen des Staates besprochen. 
Ein besonderer Abschnitt ist den Fremden ge- 
widmet, deren Zahl fast 116 000 beträgt. In ab- 
gerundeten Ziffern verteilen sie sich auf 70 000 
Europäer, 39000 nichtchilenische Amerikaner 
und 8000 Angehörige anderer Erdteile, unter 
denen Türken und Chinesen mit über 5 000 bezw. 
2000 überwiegen. Engländer und Deutsche 
sind das wirtschaftlich wichtigste Fremdenelement 
in der Republik. Die 1917 gezählten 20000 
Deutschen haben kaum in den letzten Jahren an 
Zahl zugenommen. Neuerdings aber treten sie ın 
Santiago, Valparaiso und Concepeiön stärker als 
früher hervor. Hier liegt der Kernpunkt des 
Deutschtums in dem Staate, wogegen in den 
kleineren Orten im Süden wie Puerto Montt, 
Valdivia u. a.die Verwelschung Fortschritte macht. 

Der volkswirtschaftliche Teil hat eine durch- 
greifende Umarbeitung erfahren. Aus ihm läßt 
sich der Fortschritt erkennen, den das Land in 
Der Abschnitt 
über Staat und Kirche ist gründlich einer Neu- 


vielfacher Hinsicht erreicht hat. 


bearbeitung unterzogen worden und hat damit 
gegen früher wesentlich gewonnen. 

Dem Werke ist eine Karte der Republik im 
Maßstab 1: 5000000 beigegeben, die auf der 
Stielerschen beruht. Die neuen Eisenbahnlinien 
sind auf ihr nachgetragen. 

Wesentlich verbessert gegen früher ist die Aus- 
stattung des Werkes mit Bildern, wodurch es nur 
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gewonnen hat. Dem Verlag kann man dafür wie 
überhaupt für die Neuherausgabe des Buches nur 
dankbar sein. F. Termer. 
Sapper, Dr. Karl, Amerika: Eine Übersicht des 
Doppelkontinents. Sammlung Göschen, Bd. 
855/56. Berlin u.Leipzig. 1923. 112 u.156S8. 

Die beiden Bändchen sind vorzüglich geeignet, 


eine Einführung und allgemeine Übersicht über . 


die Gesamtverhältnisse beider Amerika zu geben. 
Seinen besonderen Wert erhält das Werk durch 
die stete Berücksichtigung geographischer und 
kultureller Zusammenhänge, die zweckdienliche 
Sehr deutlich 


wird dieser Vorteil im ersten Band bei der Heraus- 


Zusammenfassungen ermöglicht. 


arbeitung der allgemeinen Charakteristik der 
beiden Erdteile. Sie geschieht in dernaheliegenden 
Gegenüberstellung von Nord- und Südkontinent. 
Vorausgeschickt ist als Einleitung die geschicht- 
liche Einbeziehung der „Neuen Welt“ in unser 
geographisches Wissen. Die Hereinnahme syste- 
matischer Elemente, die bei Behandlung der geo- 
logisch-morphologischen Verhältnisse des Doppel- 
kontinentes geübt wird, dürfte bei der Absicht des 
Werkes ein Vorzug sein. Innerhalb der zonalen 
Klimaeinteilung sind dann die wichtigen Diffe- 
renzierungen der einzelnen Länder in diesen 
Zonen eingehender verfolgt. Die Verteilung von 
Pflanzen und Tieren, deren Artenreichtum und 
Verschiedenheit, werden in Rücksicht auf geo- 
logisch-geschichtliche und klimatologische Be- 
dingtheit dargestellt. 

Band II ergänzt das physische Bild kultur- 
geographisch. Während das, was über dieIndianer- 
rasse und deren Kultur gesagt wird, vielfach nur 
noch geschichtlichen Wert hat — eine gewisse 
kulturelle Bedeutung, besonders wirtschaftlicher 
Art wird anerkannt —, sind die Probleme, die mit 
der Einführung der anderen Rassen, Neger und 
Asiaten, verknüpft sind, noch heute von größtem 
Interesse. Als äußerst wichtig zum Verständnis 
und zur Kenntnis des gegenwärtigen Amerika 
findet das europäische Element und die europäische 
Kolonisation eine eingehende Darstellung. Der ge- 
schichtlichen Entwicklung und den Verschieden- 
heiten des germanischen und lateinischen Amerika 
in allen Zweigäußerungen kulturellen Lebens wird 


ein breiterer Raum gewidmet. Die allgemeine wie 


EEE IT | 


die individuelle Charakterisierung der staatlichen di 


Verhältnisse gewährt manche geopolitisch inter- 


essante Ausblicke. Die letzten Abschnitte über 
Produktion und Handel und über den Verkehr 
zeigen Amerikas unerschöpfte wirtschaftliche | 
Möglichkeiten auf, besonders nachdem amerika- 


nischer Unternehmungsgeist die vorhandenen Ver- 1 


kehrsschwierigkeiten in bewunderungswürdiger 

Weise überwindet. M. Steinmüller. 

Schönemann, Friedrich: DieKunstderMassen- 
beeinflussung in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Deutsche Verlags-Anstalt Stuttgart, 
Berlinund Leipzig 1924. (Politische Bücherei) 
212 8. Geb. M. 6.— 


In dieser auf reichen persönlichen Erfahrungen 


beruhenden Abhandlung zeigt sich, durch eine 
Fülle neuesten Materials gestützt, die außerordent- 
licheBedeutungeinerdie ganze Union umfassenden 
Progaganda für die gegenwärtige politische Ein- 
stellung der Vereinigten Staaten. Schule, Kirche, 
die amerikanische Frau, die Presse, das Kino, die 
Geschäftswelt und die Klubs werden als die Haupt- 
träger dieser Propaganda besprochen, die durch- 
aus keine Kriegserrungenschaft ist, sondern schon 
lange Jahre vorher ihre, die öffentliche Meinung 
einseitig beeinflussende Wirksamkeit ausübte, wie 
an Beispielen aus dem Anfang dieses Jahrhunderts 
dargetan wird. Trotz ihrer englischen Vorbilder 
hat sie sich zu einer echt amerikanischen Ein- 
richtung zu machen gewußt, hat die englisch ge- 
färbten Berichte der Kriegszeit noch besonders für 
die amerikanische Volkspsyche umgewandelt. Es 
ist lehrreich, aus den Darlegungen des Verfassers 
zu entnehmen, in welcher völligen Unkenntnis 
man in Deutschland über diese Verhältnisse in 
den Vereinigten Staaten geblieben ist, und er hat 
sich damit ein Verdienst erworben, einmal in 
durchaus sachlicher Weise auf diese Tatsache hin- 
zuweisen. In der systematischen Einleitung über 
Politik und Propaganda nimmt er Gelegenheit, auf 
diesen Mangel bei uns näher einzugehen und hier 
auf Grund seines langjährigen Aufenthaltes in 
der Union mit freiem Blick für das Schädliche und 
Gute in unserem politischen Denken und Handeln 
wertvolle Urteile abzugeben. Aus den Darlegungen 
geht hervor, wie wichtig in dem heutigen poli- 
tischen Leben Propaganda überhaupt ist, worunter 


. 
EN erfasser „jedes einheitliche, planmäßige und ge- 
ordnete Verfahren der Gedankenvertretung und 
 Gedankenausbreitung« verstanden wissen will. 
Für unsere Kenntnis über das politische Leben 
in den Vereinigten Staaten ist das Buch eine 
wesentliche Bereicherung und kann viel zu einer 


Ä 2% 
H 


ae 


verständnisvollen Beurteilung derUnion beitragen. 
F. Termer. 


 Urruti a, Claudio: Mapa del Estado de Guatemala, 


Repuüblica de Centroamerica. Compilado por 
Dispsociöon del Supremo Gobierno. Casa 
Editora: L. Friederichsen y Cia. Hamburgo. 
Maßstab 1:400 000. 

Der guatemaltekische Ingenieur Cl. Urrutia hat 
sich durch diese neue Karte seines Heimatlandes 
ein großes Verdienst erworben. Ist sie doch seit 
denKartenwerken Karl Sappers ausden goerJahren 
des vergangenen Jahrhunderts die erste auf gründ- 
licher Durcharbeitung des vorhandenen Materials 
wieder angefertigte Karte. Freilich bemerkt man 
bei genauerer Durchsicht, wie sehr doch der Verf. 
aufSappers Aufnahmen aufgebaut hat. Die Farben- 
gebung ist gut ausgeführt. Es werden Höhenstufen 
zu 100, 250, 500, 1000, 1500, 2000, 2500, 3000 
und 3500 m durch Grün-bzw, Brauntönung unter- 
schieden. Die entsprechenden Isohypsen sind aus- 
gezogen, wenn sie auch in einzelnen Gegenden, 
wie etwa den Altos Cuchumatanes oder der Sier- 
ra de Minas und dem Peten stark generalisiert 
sind, was aber in der immer noch mangelhaften 
Aufnahme dieser dünn besiedelten, urwaldbedeck- 
ten Landschaften seine ausreichende Erklärung 
findet. Auch das Gewässernetz dürfte in mancher 
Hinsicht vielleichtnoch zu generell behandelt sein. 
So überrascht einigermaßen die anscheinende gute 
Kenntnis der Pentenflüsse. Es wäre besser gewesen, 
hier anstelle der den Uneingeweihten täuschenden 
ausgezogenen Fluß- oder Bachläufe Strichelung 
derselben anzuwenden. Denn auth hier mangelt 
es noch immer sehran genaueren Aufnahmen dieser 
Urwald- oder Savannenflüsse. An Siedelungen 
unterscheidet die Karte Ciudad, Villa, Pueblo, 
Aldea, Caseria und Hacienda, Paraje, Estacion. 
Daneben sind durch besondere Signaturen Post- 
und Telegraphenstationen unterschieden. Recht 
wertvoll ist die Einzeichnung der Ruinenplätze 
des Landes. Fertiggestellte und projektierte Eisen- 


bahnlinien, sowie Straßen und Maultierpfade sind 
gekennzeichnet, auch die einzelnen. Minen her- 
vorgehoben. Trotz dieser zahlreichen Einzelheiten 
bietet die Beschriftung kein Bild verwirrender 
Fülle, vielmehr ist das Schriftbild sehr übersicht- 
lich und erleichtert wesentlich das Auffinden 
gesuchter Örtlichkeiten. 

Auf 7 Nebenkärtchen sind dann noch verschie- 
dene Einzelheiten spezieller Art dargestellt. $o 
findet sich eine Karte Guatemalas zur Zeit der 
Entdeckung und Eroberung mit eingetragenen 
Stammesnamen, die im Allgemeinen ein zutreffen- 
des Bild ergibt, ferner eine solche der Verbreitung 
der heutigen indianischen Dialekte. Dazu kommen 
statistische Tabellen und Diagramme über mitt- 
lere monatliche Niederschlagsmengen und mittlere 
monatliche Temperaturen von 4 charakteristischen 
Stationen (Guatemala, Quetzaltenango, Salamı 
und Puerto Barrios). In gleicher Weise ist der 
Flächeninhalt der Departamentos und die Meeres- 
höhe, sowie die Einwohnerzahl der Hauptstädte 
derselben wiedergegeben. Ein perspektivisches 
Bild zeigt die Höhen der Vulkane und nicht vul- 
kanischen Erhebungen; ein Diagramm zeigt die 
oberen und unteren Anbaugrenzen der wichtigen 
Nahrungpflanzen. Auch die geographischen Koor- 
dinaten der wichtigen Grenzplätze der Republik 
mit ihren Seehöhen sind noch besonders hervor- 
gehoben. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
Urrutia’s Karte eine wertvolle Bereicherung der 
über Mittelamerika vorhandenen Kartenwerke dar- 
stellt, die nicht nur für den, der sich aus rein 
praktischen Gründen über das Land informieren 
will, ausgezeichnete Dienste leistet, sondern auch 
dem, der wissenschaftlichen Untersuchungen sich 
hingeben möchte, dienlich ist, wenngleich er in 
diesem Falle den Karteninhalt kritisch von Fall 
zu Fall prüfen und werten muß. Ein Vorwurf 
kann deswegen dem Verfasser nicht gemacht 
werden, solange nicht die Regierung mit Nach- 
druck an eine moderne Aufnahme ihres Landes 
herangeht. Aber damit wird es noch gute Weile 
haben. Anzuerkennen ist schließlich auch die vor- 
zügliche Ausstattung, die technisch einwandsfrei 
ist,worum sich der deutsche Verlag besonders ver- 


dient gemacht hat. F. Termer. 
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F.J. Oliveira Viännä: Evolugäo do povo 
brasileiro. 275 $. Säo Paulo, Monteiro 
Lobato & Co., 1923. 

Der schon mit mehreren soziologisch -histori- 
schen Arbeiten über Brasilien hervorgetretene 
Verfasser legt im Anschluß an den Recenseamento 
von 1920 eine inhaltreiche Studie über die Ent- 
wicklung des brasilianischen Volkes vor. In analy- 


tischer Gliederung werden die drei En twicklungs- 


reihen der Gesellschaft, der Rasse und der poli- 
tischen Institutionen betrachtet. Soziale Zustände 
und Gliederung erscheinen als Ausdruck der wirt- 
schaftlichen Bedingtheiten und der fortschreiten- 
den Landnahme und Urbarmachung des Staats- 
gebiets. Bezeichnend schließt das Kapitel mit 
einer Tabelle der Kulturlandareale der einzelnen 
Staaten. Der zweite Teil der Untersuchung legt 
den Hauptnachdruck der Betrachtung auf die 
Verschmelzung und das Zahlenverhältnis der 
Rassen, das sich im Laufe des vorigen Jahrhunderts 
zugunsten der weißen Rasse gewandelt hat. Der 
letzte Hauptabschnitt liegt stofflich ganz auf dem 
Gebiete der Geopolitik. Er behandelt, stets auf 
räumliche Betrachtung eingestellt, ausgestattet 
mit historisch-geographischen Karten, die dem 
Recenseamento entnommen sind, den Prozeß und 
die Probleme der politischen Organisation, die 
zunächt von den wenigen zerstreut liegenden 
Kolonisationszentren ausging. Besondere Beach- 
tung findet. der den fortschreitenden Zusammen- 
schluß während der späteren Kolonialzeit und der 
Kaiserzeit hemmende Einfluß der geographischen 
und sozialen Differenzierung. Höchst aktuell sind 


wesentlichen mit der von mir für diese Zeitschrift 


(S.95)entworfenen deckt,läßtsichrechtklar,weilsie 


die großen Räume des schwach besiedelten Norden 


und Innern in einer Stufe zusammenfaßt, das Be- 


völkerungsschwergewicht an der Ostkruste, zu- 
gleich aus der Untergliederung dieser Zone der be- 
völkerungsgeographische Grund dieses Regionalis- 
mus erkennen. Verfasser glaubt an einen unbe- 
dingten Sieg der Union über die zentrifugalen 
Kräfte. Doch wo liegt das Zentrum? Eine von 
Saö Paulo aus genährte, gegen dieBundesregierung 
gerichtete Revolution zeigt eine auffällige Teil- 
verschiebung politischer Aktionskräfte dorthin, 
wo auch der stärkste Bevölkerungsfortschritt jün- 
gerer Zeit zu buchen ist; das bedeutet aber für den 
Norden und Nordosten ein noch stärkeres Ab- 
rücken von dem schon exzentrisch gelegenen 
So führt das Buch Oliveira 


Viannäs mitten hinein in die politischen Fragen 


Rio de Janeiro. 


des Augenblicks und der Zukunft, und es weiß 
Antworten zu geben. Eingehendste Beachtung 
verdient darum sein reicher Inhalt, zumal der Ver- 
fasser seine Schrift aus dem Niveau der Einzel- 
betrachtung herausgehoben und sie an Darwin 
und Haeckel, Spencer und Tarde, aber auch 
an Vidal de la Blache und Ratzel orientiert 
hat, dessen — vielleicht doch nicht ganz verstan- 
denen — „Fatalismo geographico“ er allerdings 
leider ablehnt. Otto Maull. 


* * 


HEFT7 
die letzten Kapitel über den Kampf des Zentrums, | 


der Union, mit den zentrifugalen, einzelstaatlichen 
Kräften, Auf einer Volksdichtekarte, die sich im 
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NEUERSCHEINUNGEN DES AUSLANDES. 


Um einen Überblick über die Sorgen und Fragen des Auslandes zu geben, werden 
_ an dieser Stelle fortab die wichtigsten geopolitisch bedeutsamen N euerscheinungen 
des Auslandes gesondert nach Erscheinungsländern und Sprachbereichen, sowie 
gegliedert entsprechend den Arbeitsgebieten der Zeitschrift für Geopolitik alpha- 
betisch aufgeführt. 
Die Schriftleitung. 


ENGLAND. 
Maı / Juni 1924 
ı. ALTE WELT: 


Civil Services, Estimates. 


H.M.S.0, 18 s 


Aeronautical Research Ütte., Reports and Me- 
H.M.S.O.,gd 
Allen, Clifford, Putting Socialism into Practice. 
Ind. Lab. Part., 6 d 
Anglo-American Yearbook 1924. 


moranda. 


American Chamber of Commerce, London, 15 s 
Barthlemy, J., The Government of France, 
translated by J. B. Morris. Allen & Unwin, 6 s 
Beals, Carleton, Rome or Death, the story of 
Fascism. John Long, 15 s 
Bell, G.L., Amurath to Amurath. Macmillan, 21 s 
Bridge, John $.C., A History of France, from 
"the death of Louis XI., reign of Charles VIH., 
1493— 1498, 2 vls. Milford, 16 s 
British Empire, Encyclopaedia of the, ed. by 
C. W. Domville-Fife, (in about 24 parts). 
Rankin Bos., Bristol 
British Empire, the, a survey in ı2 vls. 
ı. The Story ofthe Empire, by Sir Charles Lucas 
2. The Constitution, Administration and Laws 
of the Empire, by Prof.Berriedale Keith 
3. Health Problems of the Empire, by Andrew 
Balfour and H. Scott 
4. The Resources of the Empire and their De- 
velopment, by EvansLewis, Collins, each ı6s 
British War Vessels, by the Admiralty, 
H.M.S-0., ro 8 
CGallender, G., The Naval Side of British His- 
tory. Christoffers, 4/6 


Cooper, Cl. S., Understanding Italy. 
John Long, 15 s 
Cust, Lionel, Jerusalem, a historical sketch. 


Black 7/6 
Czechoslovakia, Industrial and economic situ- 
ation Feb. 24. H.M.S. O., 1/6 


Economic Conference, Imperial, 1923, State- 
ment of H.M. Government in regard to the re- 
H.M.S.O., 3d 
Egerton, J.C., Sussex Folk and Sussex Ways. 
Methuen, 6/6 

Evans, Ifor, The Agrarian Revolution in Rou- 
: Cambridge Un. Press, 12/6 
Fairgrieve, J., and E. Young, The Growth of 
Philip 
Forbes,Rosita, ElRaisuli, the king of the moun- 


solutions, etc. 


mania. 
Greater Britain. 
tains. Butterworth, 21 s 
Fishery Investigations, Series I, freshwater fis- 
heries, Vol.I., No.3 scales of certain freshwater- 
fish in relation to age. H.M.S. O., 6/6 
Fishery Investigations, Series I, Vol. 6, No. 7, 
Report on (1) The Irish Cod Fishery; (2) The 
Cod as a Foodfish; (3) Parasites and Diseases 
of the Cod. H.M.S.O.,3s 
Gilbert, Vivian, The Romance of the Last Cru- 
sade: with Allenby to Jerusalem. Appleton, 5 s 
Gjerset, Knut, A History of Iceland. 
Allen & Unwin, ı8 s 


Glvnn,Elinor, Letters from Spain. Duck worth, 5 5 
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Harry, Miriam, A Springtide in Palestine. 

Benn, ı5 s 
Hall, D. J., A short History of English Agricul- 
ture and Rural Life. Black, 2/6 
Howard, Francis, Maj. Gen., Reminiscenses 
1848—ı89o. Murray, ı5 s 
Iraq, Protocol April 30. 1923, and agreement 
subsidiary to the treaty with king Faisal, signed 
Oct. 10 1922. 
Jardine, R.F., Bahdinan Kurmandji, a grammar 
of theKurds ofMossul division andsurrounding 
districts of Kurdistan. Luzac, 10 s 
Jerusalem, annual report (American School for 
Oriental Research in .. .). Milford, 21 s 
Khaled En-Naciri Es-Slaui, Kitab el Isigca li 
Akhbar Doual El-Maghrib El-Agca (Histoire 
du Maroec) Vol. I. Luzac, 7/6 
Labour, Members, The Herald Book of. Harrap, 33 

Lawrence, Pethick, The National Debt. 
Lab. Publ. Co., 2/6 
Lane, Rose Wilder, The Peaks of Shala, wande- 

rings among the hill tribes of Albania. 
Chapman & Dodd, 7/6 
Lockhart, Douglas, Seeds of War, a political 
study of Austria, Hungary, Czechoslovakia, Rou- 
mania and Jugo-Slavia.. Wallace Gandy, 6/6 
Luke, Charles, Anatolica. Macmillan, ı5 s 
McDonald, J. Ramsay, Parliament and Revo- 
Nat. Lab. Press, ı/6 
Mavor, James, An Economic History of Russia, 
2 vls. Dent & Sons, 36 s 
Mills, Lady Dorothy, The Road to Timbuktu, 
Duckworth ı5 s 
Mowatt, European History, 1878— 1923. Bell, a s 


lution. 


Muir, R., A short History of theBritish Common- 
Philip, 30 s 
Netherlands, Economic, financialandindustrial 
H.M.S.O.,as 
Norway Yearbook 1924, The, edit.byS.C. Hamer. 
Mr. J. Smith, Ldn. 
Oakley, Amy, Hill-Towns of the Pyrenees. 


wealth. 


conditions Feb. 24. 


Long, 21 s 
Philip, 2/6 
Poland, Industrial, commercial and economic 
H.M.S.O., 1/6 
Powell, E. A., The Struggle for Power in Mos- 


lem Asia. 


Philipps, British Empire Atlas. 
situation Feb. 24. 


Long, 15 5 


H.M.8.0,9d 


Powell, E. A., By Camel and Car to the Peacock 
Throne. Long, 15 s 


Reparation Comission, Expert CGommitties Re- 


ports (English Version). H.M.S.O.,3s 
Ross, E. A., The Russian Soviet Republic. 
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Allen & Unwin, 12/6 


Rowe, J. W. R., Wages in the Coal-Industry. 


King, 10/6 


Sarolea, Prof. Ch., Impressions of Soviet Russia. 


Nash & Grayson, 10/6 

Scotland, Census of, 1921, Vol. 3, Occupation 

and Industries, Vol. 4, Dependent Children. 

H.M.S.O.,4s 

Scotland, Fishery Board of, 42nd annual re- 
port: Sea fisheries, statistical tables 1923. 

H.M. S. O., 7/6 

Somervell, D. C. British History 1815—ı875 

Bell, 2 s 

Speed, Maude, Through Central France to the 

Pyrenees. Longmans, 10/6 

Spitzbergen,Treaty regulating Status,Parisı920. 

H.M.S. O., ıs 

„Stor L B«, Talesfrom Turkestan. Blackwood,6 s 

Steel, H. R., European History, 1814 — 1878. 

Bell, 2 s 

Tangier Zone, Convention regarding organisa- 

tion of Statute of the Paris. H.M.S.O.,15 

Tennant, E. A., Studies in Polish Life and His- 

tory. Allen & Unwin, 10/6 

Tracey, Herbert, James Ramsay Mac Donald. 

Marlowe, 3/6 

Tures and caicos Islands, Colonial Report 1922. 

H.M.S.O.,6d 
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